
Berlin blamiert sich
Dublin? Nur 0,1 Prozent der Illegalen kehrten 2018 nach Griechenland zurück

Die deutsche Politik blamiert sich
abermals bei der Rückführung von
Asylsuchern, weil Griechenland
nicht mitspielt. 

Diese Zahl wird vielen Deut-
schen die Zornesröte ins Gesicht
treiben: 2018 hat Griechenland
nur sechs Immigranten zurückge-
nommen, die über das Mittel-
meerland illegal nach Deutschland
eingereist waren. Das sind nicht
einmal 0,1 Prozent der mehr als
7000 Überstellungsersuchen, die
Berlin in dem Jahr an Athen ge-
stellt hat. Dabei ist die Rücknahme
solcher Personen laut den Dub-
liner Abkommen Pflicht.
Bei näherem Hinsehen jedoch

relativiert sich die Schuldzuwei-
sung an die Griechen. Zunächst
hatte Athen der (immer noch sehr
geringen) Zahl von 183 Rücknah-
men zugestimmt. Dass dann nur
sechs tatsächlich überstellt wur-

den, liegt daran, dass die Mehr-
zahl den üppigen deutschen Kla-
geweg einschlug oder nicht an
ihrer deutschen Meldeadresse an-
getroffen wurde. Dafür können die
Griechen nichts.
Mehr noch: An dem absurden

Verhältnis von sechs zu 7000 ma-
nifestiert sich ein
politisches Versa-
gen, dessen Wur-
zeln wohl eher in
Deutschland als
in Hellas zu su-
chen sind. Drei
Faktoren sind es,
die hier zu Buche schlagen. 
Da ist das deutsche Asylrecht,

das − einmalig in der Welt − theo-
retisch jedem Erdenbürger das
einklagbare Recht einräumt, nach
Deutschland zu kommen, sofern
es ihm gelingt, eine Verfolgung in
der Heimat glaubhaft zu machen.
Dazu kommen Sozialleistungen,

die sogar dann noch gezahlt wer-
den, wenn der Asylantrag a bge-
lehnt wurde oder der Antragsteller
in Deutschland kriminell wird.
Schließlich hat sich in der Welt

herumgesprochen, dass Grenz-
kontrollen sowie Einreise- und
Aufenthaltsrecht in der Bundesre-

publik exzessiv
großzügig ge-
handhabt werden
und die deutsche
Justiz der exorbi-
tant angewachse-
nen Masse an
Verfahren kaum

noch gewachsen ist.
Das alles erzeugt einen Sogeffekt

in den Armutsregionen der Welt.
Länder wie Griechenland, Italien
oder vor Jahren auch Ungarn
waren oder sind es, die von der
auf diese Weise losgetretenen
Woge als erste erfasst werden.
Dort kann man der deutschen

„Willkommenskultur“ jedoch we-
nig abgewinnen und ist nicht be-
reit, den eigenen Bürgern im
Sinne des Wortes „grenzenlose“
Belastungen aufzuerlegen, um
einem humanitärem Größenwahn
zu frönen.
Es klingt wie Hohn, wenn sich

zum EU-Wahlkampf ausgerech-
net die Grünen als fanatischste
„Pro-Europa-Partei“ inszenieren.
Sie stehen mit Kanzlerin Merkel
an der ideologischen Spitze die-
ser destruktiven Politik, welche
die EU eher auseinandertreibt als
zusammenschweißt. Und sie be-
gegnen den Skeptikern in ande-
ren EU-Ländern mit jener
beispiellosen Arroganz, die sie
auch dem eigenen Volk gegen-
über zeigen. Nur dass Bürger wie
Politiker in Griechenland, Polen,
Italien oder Ungarn sich dies
nicht bieten lassen wollen. 

Hans Heckel

Überlastete Justiz
Bund verspricht Abhilfe, 
doch Länder wittern eine 
Mogelpackung
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Viel zu oft scheitert die Abschiebung abgelehnter Asylsucher: Immigranten vor dem Kölner Hauptbahnhof Bild: Imago

Das Ostpreußenblatt

Normale Staaten freuen sich,
wenn ihre Industrie aus dem

Ausland Rüstungsaufträge er-
hält. Das sichert nicht nur Ar-
beitsplätze. Es ist auch ein
Vertrauensbeweis des auftrag-
gebenden Staates und stärkt
den eigenen Einfluss, denn der
Auftraggeber begibt sich damit
in die Abhängigkeit des Auf-
tragnehmers, dass dieser im Kri-
senfall die Nachlieferung von
Munition, Ersatzteilen und wei-
teren Waffen nicht verweigert.
Zudem sichern Rüstungsexporte
die eigene Rüstungsindustrie
und helfen damit einem selber,
die unangenehme Situation zu
verhindern, auf den Import von
Waffen angewiesen zu sein mit
der geschilderten Abhängigkeit,
in die man sich als waffenimpor-
tierender Staat begibt.
I ndu s t r i e a rbe i t s p l ä t ze ,

Deutschlands Einfluss in der
Welt und Deutschlands Abhän-
gigkeit von Rüstungsimporten
sind dem grün-roten Milieu je-
doch egal, geht es doch um das
gute Gefühl, dass Menschen
zwar weiter in Kriegen getötet
werden, aber eben nicht mit
deutschen Waffen – sondern mit
denen der ausländischen Kon-
kurrenz. 
Das ist nicht nur Gutmen-

schentum – sprich moralischer
Rigorismus auf Kosten anderer,
denn welches Mitglied der Par-
tei der Besserverdienenden,
sprich der „Grünen“, muss schon
um seinen Industriearbeitsplatz
bangen. Es zeigt auch Inkonse-
quenz, um nicht zu sagen Verlo-
genheit. Wegen „Europa“ sollen
die Deutschen auf eine Siche-
rung ihrer Grenzen verzichten
und die auf ihre Kosten gehen-
den Umverteilungspläne des
französischen Präsidenten beju-
beln. Aber wenn die europäi-
schen Partner Sturm laufen
gegen den deutschen Sonder-
weg in der Waffenexportpolitik
ist das kein Problem.

MANUEL RUOFF:

Sonderweg

»Keinesfalls mehr – und das österreichweit einheitlich«
Innenminister Herbert Kickl fordert 1,50 Euro Stundenlohn für Hilfstätigkeiten im Staatsdienst von Asylbewerbern

Ein Entwurf des österreichi-
schen Innenministers Her-
bert Kickl von der

Freiheitlichen Partei Österreichs
(FPÖ) für einen bundeseinheitli-
chen Stundenlohn von 1,50 Euro
für sogenannte Remunerantentä-
tigkeiten ist vorletzten Montag im
österreichischen Parlament in Be-
gutachtung gegangen. Remuneran-
tentätigkeiten sind Hilfstätigkeiten
von Asylwerbern im Auftrag von
Bund, Ländern, Gemeinden, Ge-
meindeverbänden und zu den
Kommunen gehörenden Einrich-
tungen. Dies betrifft etwa Garten-
und Hausarbeiten oder Transport-
dienste. Remunerantentätigkeiten
sind Asylsuchern sofort nach dem
Stellen eines Asylantrags möglich.

Ansonsten muss der Asylsucher
drei Monate warten, bevor er eine
Tätigkeit in einem Mangelberuf
wie beispielweise Saisonarbeiter
im Tourismus oder Erntehelfer an-
nehmen darf. Dasselbe gilt für Tä-
tigkeiten als Haushaltshilfe mit
Dienstleistungsscheck oder als
Selbstständiger. 
Der Stundenlohn für Remune-

rantentätigkeiten wird bislang
durch die beauftragende Körper-
schaft festgelegt und fällt dement-
sprechend unterschiedlich hoch
aus. Nun soll er bundesweit ein-
heitlich sein. Für Hilfstätigkeiten
im Auftrag des Bundes gibt es bis-
her einen Stundensatz von
1,60 Euro, für Arbeit im Auftrag
von Ländern und Gemeinden zum

Teil deutlich mehr und zwar teil-
weise über fünf Euro pro Stunde.
Insgesamt können monatlich bis zu
110 Euro plus 80 Euro für jedes
weitere Familienmitglied des Asyl-
werbers verdient werden, ohne

Einbußen bei der Grundversor-
gung befürchten zu müssen.
Dass manche Körperschaften

damit mehr als für Zivil- und
Grundwehrdiener auszahlen, kriti-
siert der Innenminister. Um dem

ein Ende zu setzen, sollen Asylbe-
werber für Remunerantentätigkei-
ten in Zukunft 1,50 Euro pro Stunde
erhalten, „keinesfalls mehr – und
das österreichweit einheitlich“,
wie Kickl in der Begründung der

von ihm vorgelegten Verordnungs-
ermächtigung unterstreicht. Die Be-
gutachtung soll zu Ostern
abgeschlossen sein.
Kritik an der Verordnungser-

mächtigung übten die im National-

rat vertretenen Oppositionsparteien
Sozialdemokratische Partei Öster-
reichs (SPÖ) und NEOS sowie die
Grünen. Sie fordern, dass Asylwer-
bern auch für Hilfstätigkeiten ein
höherer Lohn zustehen sollte. 
Dem entgegnete Bundeskanzler

Sebastian Kurz von der Österrei-
chischen Volkspartei (ÖVP), dass es
sich bei der einheitlichen Bezah-
lung von 1,50 Euro pro Stunde um
kein Erwerbseinkommen und
damit keinen Lohn im eigentlichen
Sinne handele, sondern um eine
„Belohnung“ für jene Menschen,
die sich ehrenamtlich engagieren.
Kurz erläuterte, dass dieser Rege-
lung jene des Zivildiensts zugrunde
liege. Außerdem befänden sich die
Betroffenen in der Grundversor-

gung. Somit werde ihnen Wohnung,
Verpflegung und anderes zur Verfü-
gung gestellt. Er wolle diese Beloh-
nung nicht mit einem
Erwerbseinkommen vergleichen,
weil das nicht die Intention sei –
sonst schaffe man einen Billiglohn-
bereich, so Kurz.
„Ähnliches habe ich schon 2016

gefordert, mit der SPÖ war dies
aber nicht zu machen“, schrieb
Kurz in einer Stellungnahme. Die-
ser hatte noch in seiner Funktion
als Außen- und Integrationsmini-
ster im August 2016 verpflichtende
gemeinnützige Ein-Euro-Jobs für
Asylsucher gefordert, was die SPÖ
unter dem damaligen Bundeskanz-
ler Christian Kern ablehnte.

Michael Link

Asylbewerber sollen in den ersten drei 
Monaten nicht mehr Geld pro Stunde 

bekommen als Zivil- und Wehrdienstleistende
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Zwei Jahre lang warteten die US-
Demokraten auf den Bericht des
Russlandermittlers Robert Muel-
ler. Er sollte den amerikanischen
Präsidenten Donald Trump zu Fall
bringen. Doch es kam anders. 

„Wenn mich Leute schlecht
oder unfair behandeln oder ver-
suchen, mich auszunutzen, war es
mein ganzes Leben lang mein
Prinzip, sehr hart zurückzuschla-
gen“, schrieb Trump bereits Ende

der 80er Jahre in seinem Buch
„The Art of the Deal“. Daran hat
sich offenbar bis heute nichts ge-
ändert. Seine Gegner, in diesem
Fall die oppositionellen Demokra-
ten, bezeichnete er als „Feinde
des Volkes“. 

Vorletzte Woche präsentierte
US-Justizminister William Barr ei-
ne vierseitige „Zusammenfassung“
des Russlandberichts des Sonder-
ermittlers Robert Mueller mit
„prinzipiellen Schlussfolgerun-

gen“. Die Hoffnungen der Demo-
kraten, der Präsident würde als
krimineller Hochstapler entlarvt,
der nur von Russlands Gnaden im
Weißen Haus sitze, platzten wie ei-
ne Seifenblase. 

Man habe keine Beweise für eine
Verschwörung des Trump-Teams
mit Russland gefunden, um ge-
meinsam die US-Präsidentschafts-
wahlen 2016 zu manipulieren, lau-
tet die zentrale Botschaft. Aller-
dings habe Moskau maßgeblich

über soziale Medien eine Desinfor-
mationskampagne betrieben, um
die US-Präsidentschaftswahlen
2016 „zu beeinflussen“. Zugleich
habe die russische Regierung
Computer und E-Mails der Demo-
kraten gehackt, und zwar „mit Er-
folg“, und das so gestohlene Mate-
rial über diverse Mittelsmänner
veröffentlicht, darunter die Enthül-
lungsplattform WikiLeaks. Die ent-
scheidende Botschaft lautet aller-
dings, dass sie dabei weder im Auf-

trag noch mit Wissen Trumps und
dessen Wahlkampfstabs gehandelt
haben. Zur Frage, ob Trump die Ju-
stiz dabei behindert habe, festzu-
stellen, ob es russischen Einfluss
gegeben habe, traf Mueller keine
Festlegung, sondern legte Indizien
dafür und dagegen vor. Barr kam
auf Grundlage dieser Indizien zu
dem Schluss, dass dem Präsiden-
ten auch in diesem Punkt keine
strafrechtlichen Vorwürfe zu ma-
chen seien. 

Doch Teile der US-Demokraten
wollen sich damit nicht abfinden
und kündigten an, weiter zu kämp-
fen. Dabei ist die Partei so gespal-
ten, dass Trump urplötzlich wieder
in der Favoritenrolle für die anste-
hende Wahl 2020 ist. Es gibt ein-
flussreiche Kräfte, welche die
Niederlage durch den Mueller-Re-
port schnell abhaken wollen, aber
auch solche, die eine komplette Of-
fenlegung des Berichts fordern.
Zahlreiche Kongressabgeordnete

wollen den Druck auf Trump auf-
rechterhalten. Dazu gehören unter
anderem Elijah Cummings, Vorsit-
zender des Kontrollausschusses,
und Jerry Nadler, Vorsitzender des
Justizausschusses. Der Streit um ei-
ne öffentliche Einsicht in den tat-
sächlichen Mueller-Report könnte
bis zum Obersten Gerichtshof ge-
hen und zu einer US-Verfassungs-
krise führen. Der gesamte Report
ist unter Verschluss, liegt nicht ein-
mal dem Weißen Haus vor.

Das große Problem der Opposi-
tion besteht darin, dass Trump in
weiten Teilen des Landes nicht so
unbeliebt ist, wie sie geglaubt hat.
Und die Mehrheitsbevölkerung ist
zunehmend genervt vom politi-
schen Dauer-Knatsch. Denn auch
die regierenden Republikaner gos-
sen unmittelbar nach Veröffentli-
chung des Mueller-Reports eifrig
Öl ins Feuer. „Wir werden das nicht
hinter uns lassen“, erklärte Trump-
Berater David Bossie gegenüber

der „Washington Post“. Trumps An-
walt, der frühere New Yorker Bür-
germeister Rudy Giuliani, kündigte
an, die Drahtzieher der „erfunde-
nen“ Russland-Vorwürfe vor Ge-
richt zu ziehen: „Wer hat sich das
ausgedacht? Wer hat das bezahlt?
Das sind die Fragen, auf deren Ant-
wort die Menschen ein Anrecht
haben.“ 

Die Stimmung in den USA ist
aufgeheizt, und das bezieht sich
nicht nur auf die Politiker. Es gibt
kaum noch ein Medium, das sich
als unparteiisch bezeichnen kann.
Die „Mainstream-Medien“ spielten
sich als „wirkliche Oppositionspar-
tei“ auf, twitterte der Präsident er-
bost und konterte: „Die Mainstre-
am-Medien sind unter Beschuss
und werden weltweit als korrupt
und verlogen verachtet. Sie haben
immer gewusst, dass es keine Ver-
schwörung gegeben hat, und den-
noch zwei Jahre lang die Russland-
Connection gepuscht.“ Und Sean
Hannity, Kommentator des Trump-
nahen Senders Fox kommentierte
unverblümt: „Wir werden jeden Be-
amten des Schattenstaats, der seine
Macht missbraucht hat, zur Re-
chenschaft ziehen“, und bezog sich
dabei auf Hinweise auf die weit
verbreitete Verschwörungstheorie,
dass es einen „Deep State“ (tiefen
Staat) gebe, der Trump stürzen
wolle. „Wir werden jeden Lügner in
den Fake-News-Medien zur Re-
chenschaft ziehen. Wie werden je-
den Lügner im Kongress zur Re-
chenschaft ziehen.“

Die Wahlkampfstrategen Trumps
schickten einem Bericht der Tages-
zeitung „Die Welt“ zufolge eine
Mail an alle TV-Sender mit den Na-
men prominenter Demokraten und
der Forderung, diesen nicht länger
ein Forum zu bieten. Darunter fin-
den sich namhafte Trump-Kritiker
wie Senator Richard Blumenthal
sowie die Kongressabgeordneten
Nadler, Adam Schiff, Vorsitzender
des Geheimdienstausschusses, Eric
Swalwell sowie  Tom Perez, Vorsit-
zender des Democratic National
Committee, der Organisation der
Bundespartei der Demokraten, und
Ex-CIA-Direktor John Brennan. Die
von ihnen angezettelte Kampagne
sei „ein politisches Attentat auf die
USA“ gewesen. Peter Entinger
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Guaidós Vertreter
nicht akkreditiert
Berlin – Die Bundesregierung er-
kennt den Gesandten des selbster-
nannten venezolanischen Über-
gangspräsidenten Juan Guaidó
nicht als Botschafter an. Wie das
Auswärtige Amt erklärte, habe die
Bundesregierung den von Guaidó
entsandten Otto Gebauer am
13. März 2019 erstmals „als persön-
lichen Vertreter von Interimspräsi-
dent Guaidó“ empfangen, mit dem
man politische Gespräche führe.
Weitere Schritte wie eine Akkredi-
tierung Gebauers als Botschafter
seien nicht geplant. Vor allem Spa-
nien hatte in der EU darauf hinge-
wirkt, dass die Repräsentanten
Guaidós in der EU keinen Diplo-
matenstatus und keinerlei Vorrech-
te erhalten sollten. J.H.

Trump holt zum Gegenschlag aus
Mueller-Report spaltet die Demokraten und drängt sie in die Defensive

Union stützt
Minderheiten

Berlin – Die Vorstände von CDU
und CSU haben auf einer gemein-
samen Sitzung ihr Programm für
die Wahl zum EU-Parlament verab-
schiedet. Darin heißt es: „Unser Eu-
ropa und seine Mitgliedstaaten ach-
ten die sprachlichen und kulturel-
len Rechte und Identitäten der
Volksgruppen und Minderheiten in
ihren angestammten Heimat- und
Siedlungsgebieten. Daher setzen
wir uns für den Schutz aller Spra-
chen in Europa ein. Darüber hinaus
wollen wir die Nutzung der deut-
schen Sprache in Europa und in
den EU-Institutionen stärken. Die
deutschen Heimatvertriebenen,
Aussiedler und Spätaussiedler so-
wie die deutschen  Volksgruppen in
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa
haben eine wichtige Brückenfunk-
tion bei der Zusammenarbeit
Deutschlands mit den östlichen
Nachbarstaaten und beim weiteren
Zusammenwachsen unseres Euro-
pas. Auch die jüngere europäische
Geschichte macht deutlich, dass
Vertreibungen jeder Art internatio-
nal geächtet und verletzte Rechte
anerkannt werden müssen.“ J.H.

Einer ist mit seinem Latein noch nicht am Ende
Geert Wilders wird bei Regionalwahlen in den Niederlanden von einem rechten Intellektuellen überholt

Bei den Provinzwahlen in
den Niederlanden wurde
die erst 2016 gegründete

EU-skeptische, nationalkonservati-
ve Partei Forum voor Demokratie
(FvD), geführt von dem erst 
36 Jahre alten Juristen Thierry
Baudet, aus dem Stand heraus mit
fast 15 Prozent stärkste Kraft. Die
FvD konnte auch die rechte Kon-
kurrenz von Geert Wilders und
seiner PVV halbieren, die in Zu-
kunft nur noch siebtstärkste politi-
sche Kraft in Holland ist. 

Zwei Tage nach dem schlimmen
Terroranschlag eines türkisch-
stämmigen Terroristen mit drei To-
ten und fünf Schwerverletzten in
einen öffentlichen Bus in Utrecht,
der stundenlang das ganze Land
gelähmt und die Bevölkerung in
große Angst versetzt hatte, war al-
len klar, dass alle Wahlprognosen
nichts mehr gelten würden. Es
siegte eine Partei, die es bei den
letzten Provinzwahlen nicht ein-
mal gab, und die auf Anhieb zur
stärksten Gruppierung der Nieder-
lande wurde. 

Durch das überraschende Er-
gebnis der FvD gingen die Zahlen
der übrigen Parteien fast unter. Die
Grünen waren die zweiten großen
Gewinner des Abends, sie konnten
die Zahl ihrer Sitze mehr als ver-

doppeln und sind zusammen mit
den Christdemokraten drittstärk-
ste Kraft. Dagegen hal bierten sich
die linken und sozialdemokrati-
schen Parteien noch einmal, be-
sonders stark die linke SP und die
linksliberale D66.

Der Anschlag von Utrecht hatte
die Stimmung im Land noch ein-
mal stark verändert. Zwar war das
Motiv des mutmaßlichen Täters
zum Wahlzeitpunkt noch unge-
klärt, aber die Art und Weise des

Tathergangs deuteten auf ein Ter-
ror- oder Hassverbrechen mit isla-
mistischem Hintergrund hin.

Baudet hatte als einziger Politi-
ker nach dem Anschlag von
Utrecht seinen Wahlkampf nicht
unterbrochen. Immigration aber
ist nicht das einzige Thema, das
ihm Wähler beschert hat. Baudet,
der an der menschengemachten
Erderwärmung zweifelt, kann da-
mit viele überzeugen, seine An-
hänger vertrauten weder den For-

schungseinrichtungen noch den
Behörden. 

Der Sieg der FvD hat viel mit der
Person ihres Spitzenkandidaten zu
tun. Baudet ist ein charismatischer
Medienliebling, der den „Nexit“
anstrebt – den Exit der Niederlan-
de aus der Europäischen Union.
Der rechtskonservative Politiker
vertritt ganz ähnliche Positionen
wie Geert Wilders: gegen Immigra-
tion, gegen die EU, gegen Klima-
schutz. 

Während Wilders volksnah auf-
tritt und sich in der Sozialpolitik
nicht vor klassisch linken Positio-
nen scheut, gibt Baudet den Intel-
lektuellen. Er spielt Klavier und
spricht fließend Latein, zuweilen
sogar im Parlament. Damit konnte
er sogar der PVV viele Anhänger
abjagen. 30 Prozent seiner neuen
Wähler kommen von Wilders. 

Zusammen mit der seit 2006
existierenden PVV, die von 
11,6 auf 6,9 Prozent abrutschte, be-
kamen die Rechtskonservativen im
Land 21,3 Prozent der Stimmen,
ein Rekord in der Parlamentsge-
schichte. Dabei ist der 2012 pro-
movierte Rechtsphilosoph erst seit
2009, als er Jean-Marie Le Pen be-
suchte, politisch aktiv. 

Baudet wählte für seinen Wahl-
sieg große Worte: „Wir sind zur

Front gerufen worden, weil unser
Land uns braucht“, sagte er am
Wahlabend. Die nächste Heraus-
forderung für Baudet wird die Eu-
ropawahl sein, an der seine Partei
teilnimmt. 

Für den niederländischen Senat,
dessen Abgeordnete von den Pro-
vinzparlamenten gewählt werden,
hat das Wahlergebnis schwerwie-
gende Folgen. Die Regierungspar-
teien haben ihre Mehrheit im Se-
nat verloren, dadurch wird es für
sie viel schwieriger, neue Gesetze
zu verabschieden. Der Senat (die
„Erste Kammer“) hat zwar weniger
Macht als die „Zweite Kammer“
des Parlaments, er kann aber wie
der Bundesrat die Gesetzgebung
blockieren.

Kurz nach dem überraschenden
Wahlerfolg von Baudet rief ein Is-
lam-Dozent der Universität von
Utrecht indirekt zum Mord an ihm
auf. Er fragte auf seiner Facebook-
Seite: „Volkert, wo bist du?“ Volkert
van der Graaf war der Mörder des
2002 ermordeten rechtskonserva-
tiven Politikers Pim Fortuyn. Vol-
kert ist nach Verbüßung von zwei
Dritteln seiner 18-jährigen Haft-
strafe im Jahr 2014 vorzeitig ent-
lassen worden, muss aber seitdem
eine elektronische Fußfessel tra-
gen. Bodo Bost

Regierung bleibt
bei »Hetzjagden«

MELDUNGEN

AKTUELL

Berlin – Die Bundesregierung hat
ihre Einschätzung zu den Vorfällen
in Chemnitz vom 26. August 2018
in einer Antwort auf eine Große
Anfrage der AfD-Fraktion bekräf-
tigt. Diese fuße „auf der Berichter-
stattung in den Medien“. Dazu zähl-
ten Videoaufnahmen, die zeigten,
wie Personen aus einer Gruppe
heraus Menschen beschimpften
und in die Flucht jagten. Damit hät-
ten Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel und Regierungssprecher Steffen
Seibert von den Vorfällen als von
Hetzjagden sprechen können. An-
dere Quellen als die Medienbe-
richterstattung hatte die Bundesre-
gierung nach eigenen Angaben
nicht ausgewertet, weshalb ihr auch
keine „über die Presseberichterstat-
tung hinausgehenden Erkennt-
nisse“ vorlägen. Die Bundesregie-
rung sieht dennoch „keinen Wider-
spruch“ zu der Einordnung der Po-
lizei, des sächsischen General-
staatsanwalts und des Ministerprä-
sidenten, die erklärt hatten, nach
dem vorliegenden Videomaterial
und den daraus gewonnenen Er-
kenntnissen habe es keine Hetzjag-
den gegeben. Auf die Frage, ob die
Kanzlerin bereit sei, „sich öffentlich
bei den Bürgern Deutschlands,
Sachsens und der Stadt Chemnitz
für den entstandenen Imagescha-
den zu entschuldigen, falls sie ihre
Tatsachenbehauptungen nicht um-
gehend durch zweifelsfreie ge-
richtsfeste Beweise belegen kann“,
ließ sie mitteilen, dafür bestehe
„kein Anlass“. J.H.

Von Presseleuten umlagerter Wahlsieger: Thierry Baudet Bild: pa

Urplötzlich 
wieder in der 

Favoritenrolle für
die nächste 

Präsidentenwahl
2020: 

Donald Trump

Bild: Imago
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Gender-Sprache
unwichtig

Berlin – Eine klare Mehrheit der
Deutschen hält die Einführung ei-
ner „geschlechtsneutralen Spra-
che“ („Gender-Deutsch“) für
überflüssig. Dies ergab eine Um-
frage des Instituts Insa-Consulere
im Auftrag des Vereins Deutsche
Sprache. Während mehr als
60 Prozent der Befragten „gen-
dergerechte“ Sprache für die
Gleichstellung der Frau für „sehr“
oder „eher unwichtig“ halten,
glauben nicht einmal 28 Prozent,
dass die „Gender-Sprache“ für
die Emanzipation „sehr“ oder
„eher wichtig“ sei. Die Übrigen
antworteten mit „weiß nicht“
oder „keine Angabe“. Interessant:
Selbst unter den Anhängern der
Grünen halten gut 60 Prozent die
„geschlechtergerechte“ Sprache
für unwichtig.  H.H.

Schulverbot für
AfD-Kinder

Berlin – Privatschulen dürfen die
Kinder von AfD-Politikern ableh-
nen. Diese Auffassung vertritt die
Berliner Schulverwaltung in einem
Rechtsgutachten, nachdem sich ei-
ne Waldorfschule geweigert hatte,
das Kind eines AfD-Abgeordneten
aufzunehmen (die PAZ berichtete).
Zwar schreibe das Schulgesetz vor,
jeder habe das Recht auf „diskrimi-
nierungsfreie“ schulische Bildung,
ungeachtet der „religiösen oder po-
litischen Anschauungen“. Dies gel-
te aber nicht für Privatschulen, so
das Ergebnis der behördeninternen
rechtlichen Prüfung. Auch liege
kein Verstoß gegen die Diskriminie-
rungsverbote im Landesschulgesetz
und im Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz vor. Unzulässig
seien demnach Benachteiligungen
aus Gründen der Rasse oder ethni-
schen Herkunft. Die Aufnahme
dürfe aber „durchaus aus Gründen
unterschiedlicher Weltanschauung“
abgelehnt werden. Dass die Ableh-
nung in diesem Fall nur aufgrund
der politischen Einstellung des Va-
ters erfolgte, sei „unerheblich“. J.H.

Angehörige von Opfern von
US-Drohnenangriffen in
Somalia und Jemen verkla-

gen die Bundesrepublik wegen de-
ren logistischer Hilfe bei US-Droh-
nenangriffen. Die Kläger behaup-
ten, dass die tödlichen Angriffe in
ihren Heimatländern von der in
Deutschland liegenden US-ameri-
kanischen Ramstein Air Base ge-
steuert worden seien. Sie werfen
der Bundesrepublik vor, bei den
tödlichen Drohnenangriffen ihre
Schutzpflichten aus dem Grund-
gesetz verletzt zu haben. 
Das US-Militär bekämpft in So-

malia und Jemen die radikal-isla-
mischen Milizen Islamischer Staat
und al-Shabaab (die Jugend) mit
geheimen Drohnenangriffen. Im
vergangenen Jahr kamen nach 
Informationen der „New York 
Times“ allein in Somalia 
bei insgesamt 47 Angriffen
326Menschen ums Leben. In die-
sem Jahr dürfte diese Zahl stark
ansteigen. Bereits in den ersten
beiden Monaten wurden
225Menschen getötet.
Deutsche Gerichte haben in die-

sen islamischen Kriegsgebieten
keine Möglichkeiten, Behauptun-
gen nachzuprüfen oder gar vor Ort
zu ermitteln. Auch von den 
US-Streitkräften werden deutsche
Behörden wohl kaum Material be-
kommen, um die Anschuldigung

nachzuprüfen, immerhin sind die
US-Luftwaffenstützpunkte eine
Art exterritoriales Gebiet. Auf den
von den Klägern vorgelegten Fo-
tos, die als Beweismaterial für die
Angriffe gelten sollen, sind jedoch
verdächtigerweise neben zerstör-
ten Häusern und getöteten Men-
schen auch zerbombte Tanklast-
fahrzeuge und Lastkraftwagen zu
sehen, in den kaum zugänglichen

Buschgebieten Somalias eher un-
gewöhnlich.  
Nichtsdestotrotz haben drei 

Kläger aus dem Jemen vor dem
Oberverwaltungsgericht (OVG)
Münster einen Teilerfolg mit einer
Klage zu US-Drohneneinsätzen er-
zielt. Das Gericht verurteilte die
Bundesrepublik dazu, sich durch
„geeignete Maßnahmen“ zu verge-
wissern, ob eine Nutzung der 
US Airbase in Ramstein durch die

USA für Drohneneinsätze im Je-
men im Einklang mit dem Völker-
recht stattfindet. Erforderlichen-
falls müsse die Bundesrepublik
bei den Vereinigten Staaten auf die
Einhaltung des Völkerrechts hin-
wirken, urteilten die Richter. Die
Forderung der Kläger, die Nutzung
der Airbase Ramstein für bewaff-
nete Drohneneinsätze zu unterbin-
den, wies das Gericht jedoch ab. 

Es ist damit zu rechnen, dass
mit der Zunahme dieser Art von
Cyber-Kriegführung in den letz-
ten Monaten die Flut von Pro-
zessen in Deutschland noch zu-
nehmen wird. Für die Vereinig-
ten Staaten erhalten die Kläger
keine Einreise. Deshalb finden
die Prozesse in Deutschland
statt und nicht in dem Land, das
verantwortlich für die Angriffe
ist. Bodo Bost

Vereint im Kampf gegen so-
genannte Rechtspopuli-
sten ziehen CDU und

CSU in den Europawahlkampf.
Die Forderung nach noch mehr
EU lautet der gemeinsame Nen-
ner. Die Strategen in München
und Berlin glauben, dass das
Tauziehen um den EU-Austritt
Großbritanniens ihnen in die
Karten spielen werde. Leitlinie
sei das Engagement gegen die
Bedrohung der EU durch Populi-
sten von links und rechts sowie
gegen Nationalisten, erklärte die
CDU-Vorsitzende Annegret
Kramp-Karrenbauer. Es sei die
gemeinsame Aufgabe, Europa
nicht zum Spielball fremder
Mächte werden zu lassen. Man
brauche ein starkes und geeintes
Europa, damit die USA oder Chi-
na nicht allein die weltweiten
Spielregeln bestimmen könnten,
sagte sie bei der Vorstellung des
gemeinsamen Wahlprogramms.
Von einer „Richtungsentschei-

dung“ sprach CSU-Generalse-
kretär Markus Blume: „Die Zu-
kunft unseres Kontinents steht
auf dem Spiel.“ Europa befinde
sich weltweit in einem System-
wettbewerb. „Die Zeiten, in de-
nen wir uns auf andere verlas-
sen konnten, sind vorbei“,
mahnte er. „Wir müssen deutlich
machen: Wir in Europa nehmen

unser Schicksal selbst in die
Hand.“ Die Zielrichtung der At-
tacken ist klar. Hauptfeind der
Christdemokraten sind die soge-
nannten Rechtspopulisten, die je
nach Lesart entweder von Russ-
land finanziert würden oder –
wie neuerdings Italien – mit
China kungelten. Wer ein Chaos
wie in England verhindern wol-
le, dürfe auf keinen Fall die Al-
ternative für Deutschland wäh-

len, erklärte der CSU-Vorsitzen-
den Markus Söder, verschwieg
dabei allerdings, dass die AfD ei-
nen „Dexit“, also einen Austritt
Deutschlands aus der EU, nur als
Ultima Ratio auf der Agenda ste-
hen hat. Die Union hingegen
präsentiert sich als Wahrer der
europäischen Idee. Während auf
der linken Seite ein „Verbots-
und Umverteilungseuropa“ ge-
fordert werde, wolle die andere
Seite mit nationalistischen Tö-

nen „die europäische Idee zer-
stören“. Alle großen Zukunfts-
themen ließen sich nur auf euro-
päischer Ebene lösen, sagte
Kramp-Karrenbauer, für welche
die Wahl ein erster Stimmung-
stest auf dem Weg ins Kanz-
leramt sein wird. 
CDU und CSU werden im

Wahlkampf nicht das Konterfei
von Angela Merkel plakatieren,
die für viele seit der Asylkrise als
Feindbild gilt. Auf den Plakaten
soll vor allem Spitzenkandidat
Manfred Weber zu sehen sein.
Der bekämpft die unliebsame
Konkurrenz von rechts bereits
mit harten Bandagen. Parteien
wie die AfD wollten die EU zer-
stören und sollten daher keine
Mittel mehr aus Brüssel erhal-
ten, sagte der gemeinsame Spit-
zenkandidat der Europäischen
Volkspartei. Zudem sollten sie
nicht mehr durch Drittstaaten fi-
nanziert werden. Natürlich sei es
erlaubt, Europa zu kritisieren,
sagte Weber gegenüber der Ta-
geszeitung „Die Welt“, aber „es
gibt keine Institution, die so naiv
ist, ihre eigenen Gegner zu fi-
nanzieren. Diese europafeind-
lichen Parteien bezahlen mit den
EU-Geldern der Steuerzahler
Wahlkämpfe, Aktionen und Pla-
kate, deren Ziel es ist, die EU ab-
zuschaffen.“ Peter Entinger

Wider die EU-Skeptiker
CDU und CSU rüsten zum Wahlkampf für die Europawahl

»Geeignete Maßnahmen«
OVG Münster zwingt Berlin, US-Drohneneinsätze zu untersuchen

DEUTSCHLAND

Während seit einigen Wochen frei-
tags Tausende Schüler mit dem
Wohlwollen von Politik und Me-
dien die Schule schwänzen, um für
eine veränderte Klimapolitik zu de-
monstrieren, sorgen neue Zahlen
für Aufsehen, denen zufolge immer
mehr junge Menschen entweder
das Abitur nicht schaffen oder aber
mit sehr guten Noten ablegen. 

Während im Abiturjahrgang
2009 laut Kultusministerkonferenz
noch 2,39 Prozent der Schüler
durchfielen, waren es 2017 schon
3,78 Prozent. Für 2018 liegen noch
nicht aus allen Bundesländern Zah-
len vor, die Tendenz zeigt aller-
dings, dass in vielen Ländern die
Durchfaller-Quote abermals ange-
stiegen ist. Besonders hoch ist sie in
Mecklenburg-Vorpommern, wo
2017 etwa jeder 14. Abitur-Prüfling
scheiterte. Experten kritisieren,
dass Schüler schlechte Leistungen
vor dem Abitur zu einfach ausglei-
chen könnten – in der Prüfung
dann aber nicht mehr.
Susanne Lin-Kitzing, die Bundes-

vorsitzende des Philologenver-
bands, vermutet hinter dem ver-
mehrten Durchfallen ein prinzipiel-
les Lernproblem. So seien es Schü-
ler schlicht nicht gewohnt, sich
über einen längeren Zeitraum kon-
tinuierlich auf eine Prüfung vorzu-
bereiten. „Was ich will, ist, dass gu-
te Leistung gut bewertet wird, sehr
gute Leistung sehr gut, aber nicht
ausreichende Leistung eben auch
nicht ausreichend“, erklärte sie
gegenüber dem Berliner „Tages-
spiegel“. Lin-Klitzing sieht Fehler in
der grundsätzlichen Ausrichtung.
„Im Abitur zeigt sich die Frucht von
kontinuierlichem Lernen und kon-
tinuierlichem Leisten“, erklärte sie.
Schülern werde diese Kontinuität
aber nicht abgefordert, manche
würden bereits ab der Unter- und
Mittelstufe nur versetzt, weil sie
schlechte Leistungen in einem Fach
durch gute in einem anderen Fach
ausgleichen könnten. „Nur im Abi-
tur müssen Mathe, Deutsch und ei-
ne Fremdsprache verbindlich be-
standen werden, da hilft kein Aus-
gleich mehr“, sagt die Erziehungs-
wissenschaftlerin.

„Wir dürfen ein systematisches
Scheitern nicht zulassen“, sagt Mai-
ke Finnern, stellvertretende Vorsit-
zende der Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft (GEW) in Nord-
rhein-Westfalen der „Rheinischen
Post“. Die gestiegenen Durchfall-
quoten würden belegen, dass der
Bildungserfolg auch vom Eltern-
haus abhänge. „Diejenigen mit
Unterstützung von zu Hause schaf-
fen es eher als die ohne.“ Deswegen

müsse man gerade an den Gymna-
sien für mehr Fördermöglichkeiten
sorgen. Da mache sich aber der
Ressourcenmangel bemerkbar.
„Schulen müssten besser ausgestat-
tet, Lehrer mehr unterstützt und ge-
schult werden. Der Druck für die
Schüler und die Erwartungshaltung
an sie sind sehr hoch“, sagt Fin-
nern. Das dürfe nicht allein an ih-
nen hängen bleiben. 
Dass immer mehr Schüler das

Abitur nicht bestehen, liegt aber

möglicherweise auch daran, dass es
immer mehr versuchen. Laut dem
Statistischem Bundesamt lag im
Jahr 2017 der Anteil der 20- bis 
24-Jährigen mit Abitur bei 53 Pro-
zent. Unter den 60- bis 64-Jährigen
verfügte laut der Statistikbehörde
dagegen nur knapp ein Viertel über
eine Fachhochschul- oder Hoch-
schulreife. 
Das grundsätzliche Problem

könnte dabei im Schulsystem lie-

gen. In Deutschland werden die
Kinder sehr früh auf unterschied-
liche Schulformen aufgeteilt. Die
frühe Aufteilung führe dazu, dass
viele Eltern ihr Kind um jeden
Preis an einem Gymnasium an-
melden oder die Schulen zu einer
Gymnasialemfehlung drängen.
Doch nicht nur die Zahl der

sehr schlechten Schüler, auch die
der sehr guten scheint zuzuneh-
men. So wird bundesweit inzwi-
schen häufiger die Note 1,0 ver-

geben. Fast jeder vierte Abitu-
rient hatte 2017 eine 1 vor dem
Komma. 
Das verdeutliche die Abhängig-

keit des Bildungserfolgs vom El-
ternhaus der Kinder, sagt der Vor-
sitzende des Verbands Bildung
und Erziehung (VBE), Udo Beck -
mann. Bei der einen Gruppe
könnten die Eltern die notwendige
Förderung und Unterstützung pri-
vat organisieren, die anderen fie-

len „durch den Rost“. „Die Schere
öffnet sich immer weiter“, erklärte
Beckmann.
Für Torsten Heil, Pressesprecher

der Kultusministerkonferenz, lässt
sich der Anstieg der Bestnoten
nicht auf einen einzelnen Grund
beschränken. Möglicherweise ha-
be es etwas mit den neuen
bundeseinheitlichen Standards zu
tun. Der Anstieg der Bestnoten sei
außerdem nur gering. „Es ist zwar
eine Tendenz der Verbesserung zu

erkennen, aber am Ende ist mal
ein Land besser und mal ein Land
schlechter“, sagte er dem „Mittel-
deutschen Rundfunk“. 
Auch andere Experten machen

gesunkene Anforderungen für den
Anstieg an Einser-Abiturienten
verantwortlich. „Man braucht
mittlerweile weniger als die Hälfte
der Anforderungen in einem Test
oder einer Klausur und hat be-
standen. Auch für eine sehr gute

Punktzahl braucht man mittler-
weile weniger gute Ergebnisse, als
beispielsweise in der achten oder
neunten Klasse, um eine Eins zu
bekommen“, sagte Thomas Lan-
ger, Chef des Philologen-Verbands
Sachsen. „Wir müssen uns gegen
den Bundestrend wenden, indem
wir konsequent Leistung einfor-
dern. Es muss nicht jeder das
Gymnasium besuchen, es braucht
nicht jeder Abitur“, erklärte Lan-
ge. Dieter Barbian

Die Schere öffnet sich immer weiter
Die Zahl der Schüler wächst, die entweder beim Abitur durchfallen oder aber sehr gute Noten bekommen

Auch ihre Anzahl hat zugenommen: Junge Menschen, die sich der Abiturprüfung stellen Bild: pa

Steht ihre Nut-
zung durch die
USA für Drohnen-
einsätze im Je-
men im Einklang
mit dem Völker-
recht? 
Ramstein Air 
Base

Bild: United States Air
Forces in Europe

Manfred Weber Bild: Michael Lucan
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Lateinamerika stand lange unter
der Fuchtel der Kolonialmächte
Spanien und Portugal, bevor es
dann zum „Hinterhof“ der USA
mutierte. Jetzt scheinen Mittel-
und Südamerika sukzessive in
die Abhängigkeit von China zu ge-
raten.

China ist heute der größte Geld-
geber von Ländern wie Brasilien,
Venezuela und Ecuador. Diese
und andere lateinamerikanischen
Staaten erhielten von Peking in
den letzten zehn Jahren Kredite in
Höhe von über 200 Milliarden
US-Dollar – weit mehr, als die
Weltbank und der Internationale
Währungsfonds in dem Zeitraum
bereitstellten. Inzwischen steht al-
leine schon Brasilien mit 90 Milli-
arden in der Kreide.
Außerdem investierte die Volks-

republik auch gewaltige Summen
in die Infrastruktur der Region,
unter anderem, um diese an die
Handelsrouten von und nach Chi-
na anzubinden. Anfang 2015 hatte
Staats- und Parteichef Xi Jinping
angekündigt, Peking werde in den

folgenden vier Jahren weitere
250 Milliarden Dollar hierfür be-
reitstellen – und genau so ge-
schah es dann auch.
Nicht zuletzt deshalb stieg das

Handelsvolumen zwischen dem
Reich der Mitte und Lateinameri-
ka zwischen 2002 und 2017 von
17 auf 257 Milliarden Dollar. Da-
durch avancierte China zum
wichtigsten Han-
delspartner von
Brasilien, Chile,
Argentinien und
Peru. Dabei im-
portiert die Volks-
republik vor al-
lem Rohstoffe und
nutzt Mittel- und Südamerika als
Absatzmarkt für seine Industrie-
produkte.
Die Expansion Chinas in Rich-

tung Lateinamerika wurde mög-
lich, weil sowohl die USA als auch
die Europäische Union sich im-
mer weniger in der Region enga-
gierten, sodass ein Machtvakuum
entstand, das Peking zu seinen
Gunsten nutzte. Die daraus resul-
tierenden Konsequenzen sind

dramatisch. Bei der Einhaltung
von Sicherheits-, Sozial- und Um-
weltstandards ist China alles an-
dere als Weltspitze, was die latein-
amerikanischen Regierungen aber
in aller Regel ignorieren oder to-
lerieren. Für sie ist es wichtiger,
dass Peking seine Entwicklungs-
hilfe nicht mit politischen Forde-
rungen verknüpft – insbesondere

im Hinblick auf
die inneren An-
ge l egenhe i ten
der Empfänger-
staaten. Hingegen
erwartet es wie
andere Geber-
staaten Rücken-

deckung auf dem internationalen
Parkett. So zum Beispiel in der
Taiwan-Frage. Mittlerweile haben
die Dominikanische Republik, El
Salvador und Panama bereits ihre
diplomatischen Beziehungen zu
Taipeh abgebrochen – und weite-
re lateinamerikanische Staaten
wie Guatemala, Honduras, Nica-
ragua und Paraguay werden si-
cher bald folgen. Dadurch gerät
die von Peking als abtrünnig ge-

scholtene Inselrepublik Taiwan
immer mehr in die Isolation.
Inzwischen verfügt die chinesi-

sche Volksbefreiungsarmee über
erste kleinere, aber wichtige mili-
tärische Einrichtungen in Latein-
amerika. Ein markantes Beispiel
hierfür ist die 200 Hektar große
Satellitenverfolgungsstation von
Las Lajas im argentinischen Teil
von Patagonien, die keineswegs
nur zivilen Zwecken dient und
deshalb von chinesischen Solda-
ten bewacht wird. Außerdem ver-
muten Experten wie Gustavo Car-
dozo vom argentinischen Zen-
trum für internationale Studien,
dass China Feuerland als Sprung-
brett in die Antarktis nutzen wol-
le, die über unermessliche Roh-
stoffvorkommen verfüge.
Auf jeden Fall trägt ihr Engage-

ment in Südamerika ganz erheb-
lich dazu bei, die Chancen der
Volksrepublik China zu erhöhen,
das von Xi Jinping vorgegebene
Ziel zu erreichen, bis zum Jahre
2050 zur globalen Führungs-
macht aufzusteigen.

Wolfgang Kaufmann

Um den Abbau wie Ab-
transport lateinamerika-
nischer Rohstoffe zu ge-

währleisten und bei der Bevölke-
rung wie den Regierungen der
Region an Ansehen zu gewinnen,
finanziert die Volksrepublik dort
zahlreiche Infrastrukturprojekte.
Dazu zählen die beiden Staudäm-
me Condor Cliff und La Barran-
cosa im argentinischen Teil von
Feuerland. Die sollen Strom für
Buenos Aires und die anderen
großen Städte im Norden, aber
auch für in chinesischer Hand be-
findliche Kupferbergwerke erzeu-
gen – das Vorhaben wird von Pe-
king mit 4,7 Milliarden US-Dollar
unterstützt.
Viel Geld steckt das Reich der

Mitte zudem in die Verkehrswe-
ge und -anlagen Süd- und Mittel-
amerikas. So zum Beispiel in den
Hafen von São Luís do Maran-
hão in Nordbrasilien. Dort liegt

die Investitionssumme bei einer
reichlichen halben Milliarde
Dollar. 
Das sind allerdings Peanuts im

Vergleich zur geplanten Bahn-
strecke vom brasilianischen At-
lantik-Hafen Santos bei São Paulo
zum peruanischen Hafen Ilo am

Pazifik. Die 3755 Kilometer lange
Südamerikanische Transkonti-
nentalbahn (Corredor Ferroviario
Bioceánico Central) soll rund
60 Milliarden Dollar kosten, wo-
bei der Löwenanteil wiederum
von China käme. Die Eisenbahn-
linie würde auch durch Bolivien
führen, an dessen strategisch

wichtigen Lithiumvorkommen
China wachsendes Interesse zeigt.
Als ein ähnlich ehrgeiziges Vor-

haben gilt der Nicaragua-Kanal (El
Gran Canal), der als Konkurrenz
zu dem von den USA kontrollier-
ten Panamakanal gedacht ist und
dessen Bau weitere 50 Milliarden
Dollar verschlingen dürfte. Die
will das Hongkonger Konsortium
HKND Group bereitstellen, um
dann später den 278 Kilometer
langen Kanal 100 Jahre lang in Ei-
genregie betreiben zu können.
Zwar gibt es einigen Widerstand

gegen all diese Projekte – entwe-
der aus Gründen des Umwelt-
schutzes oder weil sie mit Enteig-
nungen von Land verbunden sind
–, aber die Proteste haben kaum
Aussicht auf Erfolg. Dieses gilt um-
so mehr, wenn chinesisches Geld
in Länder fließt, in denen autoritä-
re oder korrupte Regierungen
herrschen. W.K.

Zeitzeugen

Chinas Hunger nach Rohstof-
fen scheint keine Grenzen zu

kennen, und die eigenen
Ressourcen genügen dem boo-
menden Reich der Mitte schon
lange nicht mehr. Deshalb streckt
es seine Fühler sowohl nach Afri-
ka als auch nach Südamerika aus.
Inzwischen kauft Peking massen-
haft Kupfer und Salpeter aus Chi-
le, Leder aus Argentinien, Baum-
wolle aus Peru und neuerdings
auch Lithium, das für Akkumula-
toren benötigt wird, aus Bolivien.
Dazu kommen die Erdöllieferun-
gen: Eine Zeitlang haben Vene-
zuela und Ecuador ihre gesamte
Rohöl-Produktion nach China
veräußert. Und auch vor exoti-
schen Hölzern wird nicht Halt
gemacht – gegenwärtig sind Ter-
rassendielen aus Suriname der
größte Renner. Manchmal kaufen
die Asiaten hierfür gleich ganze
Regenwälder auf.
Außerdem mutiert Lateiname-

rika nun zunehmend zur Speise-
kammer der Volksrepublik. De-
ren Bewohner konsumieren in-
zwischen Fleisch aus Argenti-
nien, Brasilien und Paraguay,
Wein aus Chile, Avocados aus

Mexiko, Kaffee aus Kolumbien
und Garnelen aus Ecuador. Darü-
ber hinaus werden riesige Men-
gen Soja importiert, das in China
als Tierfutter dient. Brasilien lie-
fert inzwischen drei Viertel der
im Lande geernteten Soja-Boh-
nen an das Reich der Mitte – und
die Anbauflächen wachsen be-
ständig. Daher errichten die Chi-
nesen im Bundesstaat Mato Gros-
so gigantische Silos zum
Zwischenlagern der Ölfrucht, die
dann über den Hafen von Parana-
guá verschifft wird, der zu
90 Prozent in der Hand chinesi-
scher Unternehmen ist. Wenn die
Rohstoffpreise hoch liegen, profi-
tiert Lateinamerika von seinen
intensiven Handelsbeziehungen
zu China, ansonsten liegt der Vor-
teil auf Seiten Pekings. 
Im Gegenzug exportiert China

sehr viele Industriegüter wie
Autos, Computer, Mobiltelefone,
Kleidung, Haushaltsgeräte und
sogar Waffen nach Mittel- und
Südamerika. Lateinamerikani-
sche Fertigwaren sind in China
eher unerwünscht. Es schottet
sich dagegen ziemlich konse-
quent ab. W.K.

Mauricio Macri – Bevor der
Unternehmer im November 2015
zum Staatspräsidenten Argenti-
niens gewählt wurde, hatte er ver-
sprochen, den durch China finan-
zierten Bau von zwei riesigen
Staudämmen am Rio Santa Cruz
in Patagonien zu stoppen. Diese
Zusage brach Macri allerdings
kurz nach seinem Amtsantritt
wegen der Drohung Pekings, kein
Geld mehr für andere Infrastruk-
turprojekte in Argentinien bereit-
zustellen.

Enrique Dussel Peters – Die asym-
metrischen Handelsbeziehungen
zwischen China und Lateinameri-
ka sind für den Professor im Fach-
bereich Wirtschaftswissenschaf-
ten der Universidad Nacional Au-
tónoma de México eine ernsthafte
Gefahr für die Entwicklung auf
dem Subkontinent. Andererseits –
so Peters – verleihe Chinas Prä-
senz den Staaten dort aber auch
mehr Freiheit: „Hat ein Land Pro-
bleme mit den USA, kann es sich
China zuwenden.“

Barack Hussein Obama –
Während der Amtszeit des
44. US-Präsidenten rückte Latein-
amerika sukzessive aus dem Fo-
kus Washingtons. Denn Obamas
außenpolitische Strategie zielte
vorrangig darauf ab, lokale Macht-
haber in Asien als Verbündete ge-
gen China zu gewinnen. Aller-
dings drehte Peking den Spieß
sehr bald um und machte den
„Hinterhof“ der USA zu seinem
Einflussgebiet.

Matt Ferchen – Der China-Experte
vom Carnegie-Tsinghua Center for
Global Policy in Peking wundert
sich, dass die Regierungen Latein-
amerikas die wachsende Einfluss-
nahme Pekings so gelassen hin-
nehmen: „Gegen China macht kei-
ner den Mund auf.“ Würden die
Europäer oder gar die USA so vor-
gehen, hätte es längst einen regel-
rechten Aufstand gegeben.

Oliver Stuenkel – Aus der Sicht
des Professors für Internationale
Beziehungen am Fundação Getu-
lio Vargas in São Paulo bedroht
die wirtschaftliche Einflussnahme
Chinas auf Mittel- und Südameri-
ka „die politische Freiheit des
Kontinents“. Allerdings habe Pe-
king im Gegensatz zu den anderen
Großmächten auch „eine Vision
für Lateinamerika“ – und das öff-
ne viele Türen zwischen Mexiko-
Stadt und Santiago de Chile.

Chinas Panamakanal
El Gran Canal gehört zu Pekings größten Infrastrukturprojekten

Wie einst die USA
China ist auf dem besten Wege, Lateinamerika zu seinem »Hinterhof« zu machen

Pekings Politik
ist klar 

merkantilistisch

Vereinzelt ist das 
Militär dem Handel
bereits gefolgt

Auch von China finanziert: Bau der Staudämme Condor Cliff und La Barrancosa im argentinischen Teil von Feuerland Bild: Imago

Investitionen in 
den Rohstoffabbau 
und -abtransport

Rohstoffimport und
Fertigwarenexport

CHINAS ENGAGEMENT IN LATE INAMERIKA
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Kein Aprilscherz
Von VERA LENGSFELD

Es ist Montag, der 1. April. Ein harter
Tag für die Berliner. Erstens kämpfen
sie mit der Zeitumstellung, die von der

EU zwar bereits abgeschafft wurde, aber noch
zwei Jahre bleiben soll. Also stehen sie nicht,
wie gestern noch, im Tageslicht an der Bus-
haltestelle, sondern wieder im Dunkeln. Als
wäre das nicht Unglück genug, streikt die
BVG. Das sind die Berliner Verkehrsbetriebe,
die sonst immer so tun, als ob sie die Berli-
ner von A nach B befördern. 
An der Haltestelle bibbernd erinnere ich

mich, dass der bekannteste BVG-Streik im
November 1932 stattfand. Damals machte die
KPD unter Thälmann gemeinsame Sache mit
der NSDAP gegen die „Sozialfaschisten“ von
der SPD. Ein knappes Vierteljahr später war
Schluss mit lustig. Nach der Machtergreifung
wurde die KPD genauso verfolgt wie die
Genossen von der SPD. 
Diesmal geht es nicht um große Politik,

sondern nur um höhere Fahrpreise. Die
Klassenkämpfe sind vorbei, heute gibt es nur
Nahkampfverkehr und Taxifahrerkrieg im um
sich greifenden Chaos. Wer sich ins Auto
gesetzt hat, steht im Endlosstau. Es helfen
weder bitten oder flehen noch fluchen. Und
die nächsten Wahlen sind erst im Mai. Bis
dahin, so hoffen die Verantwortlichen, ist alles
vergessen. Die BVG steht ohnehin nicht auf
dem Wahlzettel.
Die Schüler, die am Freitag noch mit

behördlicher Billigung die Schule schwänzen
und die Straßen blockieren durften, haben
heute ein besonders Problem. Es ist Klausur-
tag. „Da es sich um eine Zentralprüfung
handelt, kann keine Schule von sich aus
entscheiden, den Termin für die Spanisch-
Klausur wegen des BVG-Streiks zu
verschieben.“ Das stand zur Warnung
schon vorher in der Zeitung.
Ach, hätten nur die Putzkolonnen der BVG

gestreikt, wäre das kaum jemandem auf -
gefallen. Der Dreck und die Schmierereien in
den Fahrzeugen der BVG gehören inzwischen
zu Berlin wie das Brandenburger Tor.
Die Schmierereien werden sich nach dem
Streik vervielfacht haben, denn die
„Berliner Morgenpost“ meldete: „Auch in
der Berliner Graffiti-Szene wird sich auf den
Streiktag  vorbereite ... Denn am Montag
stehen zahlreiche U-Bahn-Züge den ganzen
Tag über in den unterirdischen Abstellanlagen
und können − wie schon am 15. Februar
zu beobachten war − in aller Ruhe besprüht
werden.“
Auf den Straßen verdichtet sich der Verkehr

zu einem unentwirrbaren Knäuel. Nur die
Härtesten kommen durch. Das sind die
Fahrradfahrer, die in Berlin vor allem als
Kampfradler vorkommen. Wenn sie nicht mit
einem Herzinfarkt aus dem Sattel fallen, was
nach der Zeitumstellung häufiger vorkommen
soll, gelangen sie irgendwann verschwitzt
an ihr Ziel. Zum Scherzen ist ihnen dann
nicht mehr zumute − trotz des 1. Aprils.

Deutschlandweit sorgte Rene Wilke,
der Oberbürgermeister von Frankfurt
an der Oder, im vergangenen Jahr für
Aufsehen. Nach einem brutalen Über-
fall auf die Besucher eines Musikklubs
kündigte der Linkspartei-Politiker die
Ausweisung von ausländischen Straf-
tätern an. Nun hat der Fall eine über-
raschende Wende genommen. 

Wegen einer überlangen Verfahrens-
dauer hat das Oberlandesgericht
(OLG) Brandenburg noch im März die
Freilassung von Tatverdächtigen aus
der Untersuchungshaft angeordnet.
Die vier syrischen Männer im Alter
zwischen 21 und 40 Jahren stehen un-
ter dringendem Verdacht, im August
vergangenen Jahres die Gäste eines
Musikklubs mit Messern, Steinen und
Eisenstangen angegriffen zu haben.
Vorgeworfen wird den Freigelassenen
besonders schwerer Landfriedens-
bruch, gefährliche Körperverletzung,
Nötigung, Bedrohung und in einem
Fall sogar versuchter Totschlag.
Die vier Syrer hatten bereits seit

dem vergangenen Sommer in Untersu-
chungshaft gesessen. Nach Angaben
der zuständigen Kammer des Landge-
richts Frankfurt an der Oder kann der
Prozess wegen anderer Verfahren
allerdings erst im kommenden Juni er-
öffnet werden. Wie eine Gerichtsspre-

cherin mitteilte, wird der Prozess
wegen der Urlaubszeit auch sofort
wieder unterbrochen werden. Für das
Oberlandesgericht waren dies Gründe,
trotz des weiterbestehenden Tatver-
dachts die Freilassung aus der Unter-
suchungshaft anzuordnen.
Brandenburgs Justizminister Stefan

Ludwig (Linkspartei) musste sich in
den vergangenen Monaten bereits
mehrmals im Rechtsausschuss des
märkischen Landtages Kritik anhören,
weil Tatverdächtige
wegen überlanger
Verfahren aus der
Untersuchungshaft
entlassen wurden.
Erst im Januar hatte
das OLG der Haftbe-
schwerde eines ehe-
maligen NPD-Politikers wegen einer zu
langen Verfahrensdauer stattgegeben.
Ludwig sprach bislang immer von

Einzelfällen, räumte allerdings auch
eine hohe Belastung der brandenbur-
gischen Gerichte infolge von Personal-
abbau ein. In der Justiz des Bundeslan-
des sind in den vergangenen 20 Jahren
1850 Stellen gestrichen worden. 
Brandenburg ist mit seinem Problem

kein Einzelfall. Laut einer Erhebung
des Deutschen Richterbundes (DRB)
haben in ganz Deutschland im vergan-
genen Jahr die OLG in mindestens

65 Fällen Haftbefehle gegen dringend
Tatverdächtige wegen zu langer Straf-
verfahren wieder aufgehoben. Allein
im Land Berlin sind im Jahr 2018 min-
destens 13 Tatverdächtige auf freien
Fuß gesetzt worden, weil sich die Bear-
beitung der Verfahren zu lange hinge-
zogen hatte. Aus Sicht des Richterbun-
des sind Strafgerichte und Staatsan-
waltschaften so stark beansprucht,
dass sie „am Anschlag“ arbeiteten. Zu-
dem weist der DRB darauf hin, dass

auch die Komplexität
und damit der Auf-
wand bei den Verfah-
ren gewachsen seien. 
In ihrem Koalitions-

vertrag hatten CDU,
CSU und SPD einen
„Pakt für den Rechts-

staat“ angekündigt, der die Situation
an den Gerichten verbessern soll. In
dem Papier versprach die Große Koa-
lition unter Angela Merkel: „Wir wol-
len den Rechtsstaat handlungsfähig
erhalten.“
Dazu sollen bis Ende 2021 bundes-

weit 2000 neue Stellen für Richter und
Staatsanwälte geschaffen werden. Al-
lein für das Land Brandenburg soll das
Programm rund 60 neue Richterstellen
bedeuten.  Im Kreis der Justizminister
der Bundesländer ist dennoch von ei-
ner Mogelpackung die Rede. Für die-

sen Vorwurf lassen sich einige Gründe
anführen. 
Umgerechnet auf die 16 Bundeslän-

der verspricht der Plan zwar eine
deutliche Verbesserung, es drohen
langfristig aber auch erhebliche finan-
zielle Belastungen. Für die laufenden
Kosten des Justizpersonals auf Länder-
ebene bleiben weiterhin die Länder
zuständig. Die Justizminister der Län-
der hatten gehofft, dass sich der Bund
zumindest an den zusätzlichen Stellen
dauerhaft beteiligt. Die Länder gehen
von einer Zusatzbelastung von
400 Millionen Euro im Jahr aus. Der
Bund will sich aber nur einmalig mit
220 Millionen Euro beteiligen. 
Vor diesem Hintergrund hat der

„Pakt für den Rechtsstaat“ aus Sicht
der Länder einen Beigeschmack: Der
Bund präsentiert nämlich ein Projekt,
das am Ende weitgehend von den
Ländern bezahlt werden soll. Selbst
um die Anschubfinanzierung, die der
Bund übernehmen will, ist hart ge-
rungen worden. Vereinbart ist nun,
dass die Länder bei den Einstellungen
im Justizbereich zunächst in eine Art
von Vorleistung gehen und 1000 Stel-
len schaffen. Danach erhalten sie die
erste Rate von 110 Millionen Euro
vom Bund. Der Rest soll folgen, wenn
die Länder alle 2000 Stellen besetzt
haben. Norman Hanert

Mutmaßliche 
Straftäter werden
auf die Bürger 
losgelassen: 
Wird’s der „Pakt
für den Rechts-
staat“ richten?

Bild: action press

Ausländer sind in den Berli-
ner Haftanstalten überpro-
portional vertreten. Saßen

2013 in Berliner Justizvollzugsan-
stalten 1133 Häftlinge ein, stieg
ihre Zahl zum 31. März 2018 auf
1327. Und betrug der Anteil der
Ausländer 2013 noch 35 Prozent
sind es jetzt rund 50 Prozent. Da-
mit ist der Anteil der ausländi-
schen Straftäter doppelt so hoch
wie ihr Anteil an der Wohnbevöl-
kerung. Ende 2017 lebten 880000
Ausländer in Berlin. Das ent-
spricht 25 Prozent der Gesamtbe-
völkerung. 
Bei 20285 Personen ist die Na-

tionalität ungeklärt oder ohne
Angabe – hier laufen oft noch die
Asylverfahren. Die meisten aus-
ländischen Gefangenen sind tür-
kischer Herkunft, es folgen Polen,
Rumänen, Libanesen und Bulga-
ren. In der Untersuchungshaft
liegt der Ausländeranteil sogar
bei 75 Prozent. 
Bemerkenswerterweise sind die

etwa 43000 Italiener in der Stadt

nicht in der Rangliste der meisten
Straftäter zu finden, obwohl sie an
dritter Stelle des Ausländeranteils
stehen. Auch die gut 27000 Bri-
ten fallen nicht auf. Noch höher
als in Berlin ist der Ausländeran-
teil unter Häftlingen nur noch in
Hamburg mit 58 Prozent. Doch

auch bundesweit liegt der Anteil
mit 32 Prozent oder 51000 weit
über dem Anteil an der Wohnbe-
völkerung. Deutsche mit Immigra-
tionshintergrund sind nicht extra
erfasst worden. Zusätzliche
Schwierigkeiten und Kosten ent-
stehen dadurch, dass die Häftlin-
ge mit den Gefängnisbeamten oft
nicht kommunizieren können –
oder wollen. Viele ausländische
Gefangene fordern, dass ihnen

Anweisungen und Regeln in ihrer
Muttersprache erklärt werden. 
Mitunter wurden Mithäftlinge

als Dolmetscher herangezogen.
Justizsenator Dirk Behrendt (Grü-
ne) will Video-Dolmetscher ein-
setzen. Die bietet ein Dienstleister
aus Österreich an, dessen Ange-
bot vom rot-rot-grün regierten
Thüringen bereits genutzt wird.
Ein weiteres Problem sind zuneh-
mende Gewalttätigkeiten unter
Häftlingen. Dies betrifft zuneh-
mend Gruppen aus Osteuropa,
aber auch zwischen russischen
und tschetschenischen Insassen.
Thomas Goiny, CDU-Parlamen-

tarier und zugleich Vorsitzender
des Bundes der Strafvollzugsbe-
diensteten (BSBD): „Die Leute
können uns oft nicht mal sagen,
ob ihre Bauchschmerzen daher
kommen, dass ein Mitgefangener
sie verprügelt hat.“ Von der Mög-
lichkeit, gefährliche Straftäter in
ihrer Heimat die Haftstrafe verbü-
ßen zu lassen, wird nur wenig Ge-
brauch gemacht. Frank Bücker

Ausländer überrepräsentiert
In Berlins Gefängnissen ist jeder zweite Insasse Nichtdeutscher

Rettungsversuch für den Rechtsstaat
Überlastete Justiz: Bund verspricht Abhilfe, doch Länder wittern eine Mogelpackung

Debatte um Friedrich Merz
Will der CDU-Politiker Regierender Bürgermeister werden?

Berlins CDU-Chefin Monika
Grütters ist will nicht wie-
der antreten. Aus der Partei

heraus ist nun Friedrich Merz
(anstelle von ihr) als Bürgermei-
sterkandidat ins Gespräch ge-
bracht worden. 
Bisher hieß es, die Landesvor-

sitzende habe den ersten Zugriff
auf die Kandidatur 2021. Im Mai
2019 will die Partei einen neuen
Vorsitzenden wählen. Grütters –
in der Hoffnung, bei den Mitglie-
dern auf mehr Zuspruch als bei
den Delegierten des Parteitages
zu stoßen – wollte zunächst eine
Mitgliederbefragung abhalten.
Nun schmiss sie hin. Ihr mög-
licher Nachfolger im Parteivorsitz,
Kai Wegner, strebt nicht nach der
Kandidatur fürs Amt des Regie-
renden Bürgermeisters. Er will
Bundestagsabgeordneter bleiben. 
Zurzeit kommt die CDU an der

Spree bei Umfragen nur auf
20 Prozent. Selbst zusammen mit
AfD (elf) und FDP (sieben) wäre
man immer noch sehr weit von

einer Mehrheit entfernt. Mit der
SPD (17 Prozent) oder den Grü-
nen (22) würde es auch nicht rei-
chen. Die CDU müsste in der Zu-
stimmung der Bürger einen gro-
ßen Sprung machen, um so stark
zu werden, dass sie den Regie-
rungschef stellen könnte. Grütters

erfreut sich zwar einer freund-
lichen Berichterstattung in den
Mainstreammedien, es hat sich
aber gezeigt, dass dies weder ihr
noch der CDU genützt hat.
Die Debatte um Merz’ Kandida-

tur könnte sich als Trumpfkarte
für Wegner erweisen. Bei einem
Mitgliederdialog trat Merz vor
rund 260 Besuchern auf und übte
scharfe Kritik am rot-rot-grünen
Senat. Zur Frage nach einer mög-

lichen Spitzenkandidatur schwieg
er. Dafür äußerten sich drei
Unternehmer. Christian Krohne
(32, Unternehmer aus Charlotten-
burg-Wilmersdorf): „Ich kann mir
Merz gut als Regierenden Bürger-
meister vorstellen. Er ist ein kon-
servativer Kopf, der unserer Partei
im Moment fehlt.“ Norman Gut-
schow (41, Veranstaltungsleiter
aus Pankow): „Eine Kandidatur
von Friedrich Merz wäre eine tol-
le Sache. Er ist eine Führungsper-
sönlichkeit, die die Stadt wieder
nach vorne bringen würde.“ 
Und schließlich Gabriele

Boomgarden (63, Selbstständige
aus Charlottenburg-Wilmersdorf):
„Ich würde seine Kandidatur be-
grüßen, weil er einer der wenigen
Politiker ist, die sagen, was sie
denken. Merz ist eloquent, macht
einen ehrlichen Eindruck.“ Sollte
Merz 2021 Regierender Bürger-
meister von Berlin werden, hätte
Annegret Kramp-Karrenbauer
möglicherweise ein parteiinternes
Problem. F.B.

Briten oder 
Italiener fallen 
kaum auf

Kai Wegner 
will im 

Bundestag bleiben

Frist überschritten:
Tatverdächtige aus
U-Haft freigelassen
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Identitäre vor 
der Auflösung?

Wien – Die österreichische
Bundesregierung prüft die Auflö-
sung der österreichischen Bewe-
gung der Identitären, nachdem be-
kannt wurde, dass diese eine
Spende des Attentäters von
Christchurch erhalten haben soll.
Bundeskanzler Sebastian Kurz
(ÖVP) erklärte, es gäbe „keine To-
leranz für gefährliche Ideologien,
ganz gleich, aus welcher Ecke sie
kommen“. Vizekanzler Heinz-
Christian Strache (FPÖ) kündigte
eine schonungslose Aufklärung
an. Außerdem versicherte er, seine
Partei, der immer wieder Verbin-
dungen zu den Identitären nach-
gesagt werden, habe mit den Iden-
titären „nichts zu tun“. J.H.

Bei den Kommunalwahlen in der
Türkei machte Präsident Recep
Tayyip Erdogan Wahlkampf mit
dem Christchurch-Massaker. Er
forderte offen die Todesstrafe für
den Attentäter und drohte mit
Lynchjustiz. Der Schuss ging be-
sonders in den Großstädten nach
hinten los. Dort verlor die Erdo-
gan-Partei AKP dramatisch.

Der erste ausländische Staats-
chef, der die Massaker in Neusee-
land verurteilt hatte, war der tür-
kische Präsident Recep Tayyip Er-
dogan, der sich mitten im Kom-
munalwahlkampf befand, in dem
seine Partei eine historische
Schlappe und den Verlust fast al-
ler Großstädte des Landes hin-
nehmen musste. Er hatte im türki-
schen Wahlkampf aus den An-
schlägen auf zwei Moscheen in
Neuseeland „Angriffe auf den Is-
lam und auch auf die Türkei“ ge-
macht und gleich darauf, wie üb-
lich bei ihm, mit Rache gedroht. 
Um den „wachsenden Ras-

sismus und die Islamphobie des
Westens“ zu belegen, ließ er
mehrmals kurze Ausschnitte des
Massakers aus den Videoaufnah-
men des Attentäters laufen. Und
das, während die übrige Welt mit
viel Mühe versuchte, das Gewalt-
video des Täters aus Internetsei-
ten wie Facebook oder Youtube zu
entfernen. 
Erdogan zeigte einen Aus-

schnitt des Videos auf einer Groß-
leinwand bei einer live vom türki-
schen Staatsfernsehen übertra -
genen Kundgebung in Eskisehir.
Zudem ließ er Ausschnitte aus
dem Manifest des Attentäters zei-
gen, in denen dieser der Türkei
und Erdogan droht, und lieferte
damit dem Attentäter ein unver-
hofftes Forum. 
Bereits am Montag hatte Neu-

seelands Außenminister Winston
Peters die Verwendung des Videos
im Wahlkampf verurteilt. Eine sol-
che Politisierung des Massakers
gefährde „die Sicherheit der neu-
seeländischen Bevölkerung“, kri-
tisierte Peters. Neuseeland macht
sich jetzt mit Recht Sorge um die

Sicherheit seiner Landsleute in
der Türkei, jeder Moslem kann
sich jetzt dort auf Erdogan beru-
fen, wenn er losballert.
Erdogan forderte für den Atten-

täter zudem die Todesstrafe, die es
in Neuseeland gar nicht gibt und
in der Türkei auch noch nicht. Er
sagte: „Wenn Neuseeland ihn
nicht zur Rechenschaft zieht, wer-

den wir dies tun – auf eine ande-
re Weise.“ Zugleich drohte er
noch allen anderen Australiern
mit antimuslimischer Gesinnung
dasselbe Schicksal an, wie es den
Truppen der Entente-Mächte aus
Großbritannien, Australien, Neu-
seeland sowie Frankreich im Er-
sten Weltkrieg bei der Schlacht
von Gallipoli gegen die osmani-
sche Streitmacht unter Befehl des
deutschen Generals Otto Liman
von Sanders widerfahren sei. 

Der Täter von Christchurch hat-
te die australische Staatsangehö-
rigkeit. Bei der Schlacht von Gal-
lipoli zwischen Februar 1915 und
Januar 1916 starben mehr als
8000 Australier und mehr als
2000 Neuseeländer. Insgesamt ka-
men auf beiden Seiten mehr als
100000 Soldaten ums Leben. Gal-
lipoli war der letzte Sieg der os-

manischen Truppen vor ihrem
Untergang.
Auch Australiens Regierungs-

chef Scott Morrison zeigte sich
sehr verärgert über Erdogans Äu-
ßerungen und Einmischungen. Er
bestellte den türkischen Botschaf-
ter in Canberra ein. Die Äußerun-
gen Erdogans bezeichnete er als
„sehr beleidigend“. Morrison wei-
gerte sich auch, eine Entschuldi-
gung anzunehmen. Neuseelands
Premierministerin Jacinda Ardern

gab bekannt, dass Außenminister
Peters in die Türkei reisen werde,
um Erdogan mit dessen Aussagen
zu „konfrontieren“.
Erdogan führt sich seit einigen

Jahren immer mehr als Ober-
haupt aller Muslime auf, wie es
der einstige osmanische Sultan
tat, der jedoch auch den religiö-
sen Titel „Kalif aller Gläubigen“

trug. Erdogan hat bislang noch
keinen religiösen Titel. 
Für die 301 getöteten muslimi-

schen Bergleute beim Grubenun-
glück von Soma vor fünf Jahren
zeigte ihr damaliger Ministerprä-
sident Erdogan weniger Empa-
thie, als für die getöteten Mo-
scheebesucher in Christchurch.
Die Angehörigen der 301 getöte-
ten Bergleute von Soma hätten
allerdings gerade diese Empathie
erwartet. Denn ihre Angehörigen

mussten sterben, weil der Betrei-
ber die Grubengase nicht richtig
kontrolliert hatte und die Anlage
von der staatlichen Grubenauf-
sicht nicht genug kontrolliert
worden war.
Erdogan sagte damals bei einem

Besuch in Soma: „Solche Dinge
kommen ständig vor, das liegt in
der Natur der Dinge.“ Diese kalt-

blütige Stellungnahme hatte die
Angehörigen und betroffenen
Kumpel derart erzürnt, dass noch
während Erdogans Besuch Berg-
arbeiter versuchten, den Wagen
des Ministerpräsidenten anzu-
greifen. Einige der erzürnten An-
gehörigen wurden später wegen
Erdogan-Beleidigung belangt und
verurteilt, allerdings keiner der
Verantwortlichen für das Gruben-
unglück. Bei allen handelte es
sich um Muslime. Bodo Bost

Der Rächer aller Muslime
Türkeis Präsident Erdogan verkalkulierte sich bei den Kommunalwahlen – Ärger zudem mit Neuseeland

Klage gegen 
Einreiseverbot

Wien/Kiew – ORF-Korrespondent
Christian Wehrschütz hat den
ukrainischen Geheimdienst SBU
verklagt. Ihm war die Verlängerung
seiner Akkreditierung verweigert
worden mit der Begründung, eine
Gefahr für die nationale Sicherheit
der Ukraine darzustellen. Der er-
fahrene Journalist hatte über die
Ostukraine und über Wahrheiten
berichtet, die Kiew offenbar nicht
genehm waren. Die Anwälte des
Journalisten vom größten österrei-
chischen Fernsehsender ORF wol-
len beweisen, dass Wehrschütz kei-
ne ukrainischen Gesetze verletzt
hat und die Verhängung des Einrei-
severbots rechtswidrig ist. Sollte
auf diplomatischer Ebene ein posi-
tives Ergebnis erreicht werden,
sind Wehrschütz und seine Vertei-
diger bereit, die Klage zurückzu-
ziehen. Die Ukraine hatte auch ei-
nem italienischen Journalisten des
Fernsehsenders RAI die Einreise
verweigert, der über die Präsiden-
tenwahl berichten wollte. Öster-
reichs Außenministerin Karin
Kneissl bezeichnete das Vorgehen
der Ukraine als inakzeptabel und
mit EU-Werten unvereinbar. MRK

AUSLAND

Führt sich auf wie das Oberhaupt aller Muslime, besitzt aber keinen religiösen Titel: Präsident Erdogan beim Wahlkampf Bild: pa
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USA importieren
russisches Öl

Ungarn benennt
Verluste

Washington – Seit Februar haben
die USA mehr als drei Millionen
Fass Öl aus Russland importiert.
Zwar sind die USA selbst Ölpro-
duzent, doch das hochwertige
Schieferöl ist sehr teuer. Um die
Preise für Benzin und Diesel in
den Vereinigten Staaten auf einem
durchschnittlichen Niveau zu hal-
ten, muss billiges Öl auf dem Welt-
markt zugekauft werden. Weil die
USA Sanktionen gegen die staatli-
che Ölgesellschaft Venezuelas ver-
hängt haben, kauft sie nun billiges
Öl der Sorte Urals aus Russland,
entgegen ihrer Forderung nach
verschärften Sanktionen und der
kategorischen Ablehnung – zu-
mindest für Europa – der Energie-
versorgung aus Russland. MRK

Budapest – Ungarns Außenmini-
ster Peter Szijjarto, der die Anti-
Russland-Sanktionen der EU
scharf kritisiert, bezifferte laut
„Sputnik“ gegenüber dem russi-
schen Föderationsratsvizechef Ni-
kolaj Fjodorow die Verluste, die
Ungarn nach der Verhängung der
EU-Sanktionen entstanden sind,
auf sieben Milliarden US-Dollar.
Er hoffe jedoch, dass der Han-
delsumsatz zwischen beiden Län-
dern bald zehn Millionen US-
Dollar erreichen werde. MRK

Pakt mit dem chinesischen Teufel
Peking stößt in das Brexit-Vakuum vor – Seidenstraßen-Vertrag mit Italien alarmiert die Europäische Union

In diesen Tagen buchen hun-
derttausende Deutsche ihren
Sommerurlaub. Doch das Ri-

siko, dass nach 2018 ein neuerli-
ches Flugchaos droht, ist groß.
Dabei hatte die Politik nach zahl-
reichen Verspätungen und Flug-
ausfällen noch im vergangenen
Herbst einen Maßnahmenkatalog
verabschiedet, um für Abhilfe zu
sorgen. Doch die Fluggastzahlen
sind weiterhin ansteigend, was
bedeutet, dass es am deutschen
Himmel noch enger wird. Nach
dem Rekordwert von 3,4 Millio-
nen Flugbewegungen aus dem
Vorjahr erwartet die Deutsche
Flugsicherung (DFS) für 2019 ei-
ne weitere Steigerung um bis zu
vier Prozent im deutschen Luft-
raum. 

Die Gewerkschaft der Flugsi-
cherung (GdF) hat bereits vor ei-
nem neuerlichen Chaos im euro-
päischen Luftverkehr im kom-
menden Sommer gewarnt. Haupt-
grund für die angespannte Situa-
tion sei massiver Personalmangel
in den Kontrollzentralen der DFS.
Dazu kämen Software-Probleme.

Das vergangene Jahr markierte
einen absoluten Tiefpunkt. An
deutschen Flughäfen hatten meh-
rere zehntausend Flüge eine Ver-
spätung von mehr als einer Stun-
de. Mehr als 19000 haben die
Fluglinien gleich ganz abgesagt. 

Wenn auch Experten sagen,
dass der Zenit der Steigerungs-
raten erreicht sei, so gehen die
Passagierzahlen dennoch nach
oben. Die Internationale Luft-
verkehrs-Vereinigung (IATA,
International Air Transport As-
sociation) rechnet in ihrer Pro-
gnose für 2019 mit einer etwas
verlangsamten Steigerung der
globalen Passagierzahl um sechs
Prozent auf 4,59 Milliarden;
2018 waren es 4,34 Milliarden.
Das dämpft die Hoffnungen

deutscher Flugplaner, die ein-
heimischen Fluggesellschaften
könnten aus dem deutschen
Luftraum auf andere auswei-
chen. „Keine Chance“, winken
Verantwortliche aus Österreich,
den Beneluxländern oder Frank-
reich ab. 

Neben den steigenden Zahlen
an Flügen und Passagieren füh-
ren interne Probleme zu enor-
men Risiken. Nicht nur die Flug -
lotsen klagen über Überlastung,
auch die Sicherheitsbehörden
sind betroffen. Viele Flughäfen

sind auf privates Personal umge-
stiegen, die Krankenstände sind
hoch, die Qualität teilweise
dürftig. 

An Deutschlands größtem
Flughafen Frankfurt am Main
brach um die Weihnachtszeit
2018 das nackte Chaos aus. Ein
privater Dienstleister hatte zu
wenig Personal gestellt, an den
Sicherheitsschleusen stauten
sich die Fluggäste in einer Länge
von teilweise mehr als 100 Me-
tern. Viele blieben sprichwört-
lich auf gepackten Koffern sit-
zen. Der Flughafen konnte sich
nicht anders helfen, als die Rei-
senden aufzurufen, mehr als
vier Stunden vor dem Abflug im
Terminal zu sein. 

Und es droht weiteres Unge-
mach. Gerade der Markt für Ur-
laubreisen ist umkämpft, Bran-
chenverbände warnen seit Jah-
ren vor einem Preiskrieg ohne
Grenzen. Die Gefahr, dass die
Pleite einer Luftverkehrsgesell-
schaft ganze Flugpläne aus den
Fugen geraten lässt, ist groß.
Und damit nicht genug: Die
technischen Probleme beim
größten Flugzeughersteller Boe-
ing versetzen die Branche in
Aufruhr. Am Ende, so das Hor-
rorszenario, könnte es zu wenig
Maschinen für die Zahl an Flug-
gästen geben. Peter Entinger

Vergangenen Monat haben
die Richter des Europäi-
schen Gerichtshofes

(EuGH) ein Urteil verkündet, ge-
mäß dem eine Millionenhilfe zur
Rettung einer italienischen Pro-
vinzsparkasse im Jahr 2013 rech-
tens gewesen ist. Italiens Einla-
gensicherungsfonds hatte der an-
geschlagenen Banca Tercas sei-
nerzeit mit rund 300 Millionen
Euro unter die Arme gegriffen.

Die EU-Kommission hatte die-
ses Vorgehen als eine wettbe-
werbsverzerrende Staatsbeihilfe
eingestuft und war dagegen ge-
richtlich vorgegangen. Die Kom-
mission bemängelte, der italieni-
sche Staat würde beim Einlagen-
sicherungsfonds über den Ein-
satz der Mittel entscheiden, fak-
tisch handele es sich damit um
eine staatliche Hilfe. Die EuGH-
Richter bewerteten in ihrem Ur-
teil allerdings die Gelder aus
dem Sicherungsfonds als rein
private Mittel. Damit wurde die
italienische Position nachträglich
bestätigt.

Für Unmut in Italien sorgt,
dass die nun höchstrichterlich
widerlegte Sichtweise der EU-
Kommission als Leitlinie galt, als
im Jahr 2015 vier italienische Re-
gionalbanken mit Problemen zu
kämpfen hatten. Bei diesen
sprang der Sicherungsfonds

nicht ein, sondern es kam zu ei-
ner Gläubigerbeteiligung (Bail-
in). Dabei wurden zehntausende
Anleihebesitzer herangezogen,
um die Verluste der Banken mit-
zutragen.

Das Urteil zur Rettung der Ban-
ca Tercas im Jahr 2013 hat in Ita-
lien nun zu Vorwürfen geführt,
der Sicherungsfonds hätte auch
bei der Rettung der vier Regio-
nalbanken eingreifen können.
Italiens Bankenverband fordert
von der EU sogar eine Entschädi-

gung von fünf Milliarden Euro,
weil diese seinerzeit auf eine
Gläubigerbeteiligung bestanden
habe. Antonio Patuelli, der Präsi-
dent der Bankenvereinigung ABI,
forderte zudem die Abschaffung
der Gläubigerbeteiligung. Patuel-
li sieht mit dem Verfahren das
Vertrauen der Sparer in das
Bankensystem unterminiert.

Bei einer Ansprache im Parla-
ment forderte auch Italiens Wirt-
schaftsminister Giovanni Tria ei-
ne Abschaffung der Gläubigerbe-
teiligung und erklärte, diese Re-

gelung sei Italien von Deutsch-
land mit „Erpressung“ aufge-
zwungen worden. Nach Kritik an
seinen Worten ruderte der Wirt-
schaftsminister inzwischen zu-
rück. Tria bestritt die Absicht,
Vorwürfe gegen die deutsche Re-
gierung machen zu wollen. Er
sagte, er habe lediglich das da-
malige Klima darstellen wollen,
in dem die Gläubigerbeteiligung
verabschiedet worden sei. 

Seit Jahresbeginn sorgt der Fall
der angeschlagenen Banca Cari-
ge für neue Spannungen zwi-
schen Rom und Brüssel. Italiens
zehntgrößte Bank leidet, wie
auch andere Geldhäuser des
Landes, unter der Belastung
durch ausfallgefährdete Kredite
und der anhaltenden Konjunk-
turschwäche. Nachdem der Ver-
such einer Kapitalerhöhung am
Widerstand eines Großaktionärs
gescheitert war, rettete zum Jah-
resbeginn die italienische Regie-
rung die Bank. Die Regierung er-
klärte ihre Bereitschaft, eine
staatliche Garantie für neue An-
leihen des Instituts zu überneh-
men. Darüber signalisierte die
Regierung, sie würde, wie vor
zwei Jahren bei der Bank Monte
dei Paschi, notfalls auch zu einer
staatlichen Beteiligung an der
Banca Carige bereit sein.

Norman Hanert

Aktuelles Urteil des
EuGH hat die alte 

Diskussion befeuert

Italiener wollen Geld zurück
Forderung nach Abschaffung der Gläubigerbeteiligung bei Banken

Drohendes Flugchaos
Warum die Luftfahrt der wachsenden Nachfrage kaum gewachsen ist

Der Rekordwert von
2018 wird 2019 

wohl noch übertroffen

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.913.119.161.676 €

Vorwoche: 1.928.123.348.830 €

Verschuldung pro Kopf:
23.107 €
Vorwoche: 23.260 €

(Dienstag, 2. April 2019, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Italien geht als erster G7-Staat,
trotz heftiger Proteste und War-
nungen aus Brüssel, ein heikles
Bündnis mit Peking ein. Es geht
um Häfen und politischen Ein-
fluss Chinas in Europa.

Chinas „Neue Seidenstraße“
mit einem Volumen von mehr als
einer Billion Euro ist weltweit das
ehrgeizigste und weitreichendste
Wirtschaftprojekt der letzten Jah-
re. Es soll den Vormarsch des
Reichs der Mitte zur Weltmacht
zementieren und untermauern.

Bei dem Vorhaben geht es der
kommunistischen Führung in Pe-
king um Investitionen in Häfen,
Straßen, Bahnstrecken, Funknetze
oder Flughäfen. Es umfasst fast al-
le Kontinente und Wirtschaftsbe-
reiche mit der Zentrale im KP-Po-
litbüro in Peking. Vor allem wirt-
schaftlich klamme und kleine
Staaten, wie im übervölkerten
und unterentwickelten Afrika so-
wie in Osteuropa und Asien, ha-
ben bislang angebissen. 

Mit Italien, das am 22. Mai mit
China einen entsprechenden
Rahmenvertrag unterzeichnet hat,
ist erstmals ein G7-Staat und
Gründungsmitglied der Europäi-
schen Union auf diesen Zug im
wahrsten Sinnen aufgesprungen.
Denn es geht auch um Züge, die
im Gefolge der neuen Seidenstra-
ße wieder das zentrale Transport-
mittel werden sollen. Bislang war
in der EU nur der Hafen von
Athen in chinesischer Hand.

Durch den Vertrag mit Italien
könnte Triest, das in Italien nur
noch ein Schattendasein fristet,
wieder wie zu k. u. k.-Zeiten, als
es Haupthafen der Wiener Mo -
narchie war, zum neuen End-
punkt wichtiger Handelswege
mitten in der alten EU werden.
Triest hatte auch damals ein
Hinterland, das bis weit in den
Osten in die heutige Ukraine
reichte. Chinesische Produkte
könnte es, mit Triest als Angel-
punkt, bald auch überall in der
EU geben. Dann werden noch
mehr chinesische Touristen in die
EU drängen. Legendäre Fußball-
klubs wie Inter Mailand, die

schon jetzt in chinesischer Hand
sind, werden dann bald neue Ge-
sellschaft bekommen. 

Rom, das von der Europäischen
Union knapp bei Kasse gehalten
wird, braucht für die Finanzie-
rung seiner umstrittenen Sozial-
reformen dringend Geld. Deshalb
bekam der chinesische Staatsprä-
sident Xi Jinping in Italien knapp
vier Tage lang einen fast kaiser-
lichen Empfang.

Als erste große Wirtschaftsna-
tion, als erstes Mitglied der sieben
Industriemächte (G7) und als er-
ster großer EU-Staat hat sich Ita-
lien Chinas Initiative für eine
„Neue Seidenstraße“ angeschlos-
sen. Was verheißungsvoll klingt,
alarmiert die übrigen EU-Staaten
und die USA. Italien, dessen Re-
gierung mit dem Slogan „Italien
zuerst“ infolge seiner Sozialge-
schenke-Politik wie kaum ein an-
deres EU-Land auf die Solidarität
der anderen EU-Staaten angewie-
sen ist, wirft sich mit seinem Pakt

mit Peking in die Arme eines asi-
atischen Tigers, von dem es keine
Solidarität erwarten darf, sondern
nur eiskaltes Geschäftskalkül. 

Die EU ist nicht gegen gesunde
Wirtschaftsbeziehungen, die wirt-
schaftlich starke Länder wie
Deutschland ja auch mit China
unterhalten, aber bei Italien
scheint die Masche durchschau-
bar. Während die EU dabei ist,
immer mehr eine Solidargemein-

schaft zu werden, von der Italien
profitiert, ist auf der Ebene des
Welthandels das Gegenteil der
Fall. Italien möchte von beiden
Tendenzen profitieren, deshalb
bekommt es von Brüssel mit
Recht den Warnschuss versetzt. 

Die „Neue Seidenstraße“ funk-
tioniert bislang nur als Einbahn-
seidenstraße. Während China
weltweit von der Öffnung von
Handelsrouten und Märkten pro-
fitiert, öffnet es seine Häfen und
Handelsrouten für den Rest der
Welt nicht. Während China von

Rechtssicherheit zumindest in
den westlichen Ländern profi-
tiert, schafft es keine Rechtssi-
cherheit für seine Handelspartner
im eigenen Land. Deshalb fehlt es
an Transparenz, internationalen
Standards, Umweltschutzgaran-
tien, fairen Wettbewerbsbedin-
gungen und öffentlichen Aus-
schreibungen, die gerade in ei-
nem EU-Land wie Italien einge-
halten werden müssten. 

Italien ist naiv, wenn es glaubt,
bei Investitionen in solcher Höhe
Gegenleistungen zu bekommen.
Wenn es zu Geschäften kommt,
kommen zumeist chinesische Un -
ternehmen zum Zuge, die dann
noch eigene Arbeiter schicken,
wie in Afrika oft bewiesen. China
sitzt am längeren Hebel und
braucht die Unterschrift Italiens
unter den Deal nur zur Absiche-
rung seiner Legitimität für das
höchstumstrittene Projekt. 

„Für uns ist heute ein Tag, an
dem Italien gewinnt, an dem die

italienischen Unternehmen ge-
winnen“, jubelte Wirtschaftsmini-
ster und Vizeregierungschef 
Luigi Di Maio von der linksorien-
tierten Fünf-Sterne-Bewegung.
Rom ist infolge seiner nationali-
stischen Wirtschaftspolitik in die
Rezession gerutscht, die Staats-
verschuldung ist exorbitant hoch
und die Infrastruktur marode, wie
der Brückeneinsturz von Genua
gezeigt hat. 

US-Präsident Trump konnte mit
seiner neuen Zollpolitik das ufer-
lose Wachstum Chinas auf Kosten
des Rests der Welt etwas stoppen.
Deshalb scheint Peking jetzt bei
der EU in ein durch den Brexit
verursachtes politisches Vakuum
vorstoßen zu wollen. Italien sei
als entwickelte Wirtschaftsmacht
„deutlich weniger gefährdet“ als
andere Länder, von China verein-
nahmt zu werden, versichert Re-
gierungschef Giuseppe Conte. Der
ist allerdings Jura- und kein Wirt-
schaftsprofessor. Bodo Bost

Wurde von Italiens
Staatspräsidenten
Sergio Mattarella
wie ein Kaiser
empfangen:
Chinas Staatschef
Xi Jinping im 
Quirinalspalast
von Rom

Foto: ddp images
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Zu den Erscheinungen, die sich
langsam und fast unmerklich
in den Politikbe trieb und von

diesem in das Bewusstsein der Men-
schen einschleichen, gehört es, dass
die Berufung auf „Werte“ in der Öf-
fentlichkeit einen bestimmenden
Platz eingenommen hat. Auch wenn
sie meist nicht näher benannt wer-
den, ist doch der Hinweis auf ihr Be-
stehen von moralisch zwingender
Art, sodass er genutzt wer den kann,
abweichende Auffassungen und
Meinun gen in einer höherrangigen,
nicht sach lichen Ebene zu widerlegen und
unge wollte Dis kus sionen als un nötig, ja so-
gar verwerf lich abzuwehren. Der Rückgriff
auf die Werte ist endgültig und ersetzt jede
Ar gu mentation.

Nun lehrt aber die Erfahrung, dass diese
meist nicht näher be-
zeichneten Werte just
in einer solchen Ge-
sellschaft be schwo ren
werden, welche die
Ihrigen be reits ver-
loren hat. Vor, sagen
wir, 50 Jahren, als der
redliche Kauf mann, der treue Gatte, der un-
bestech liche Beamte, der ehrliche Politiker
die Norm bestimmten, war von Werten nie
die Rede. Es gab Dinge, die waren selbst -
verständlich, und andere, die tat man nicht.
Dieses „das tut man nicht“ wurde in den
Jahren 1968 und folgende abgeschafft. Eini-
ge Zeit darauf schlich sich die Wert-Floskel
ein.

In den Fällen aber, in denen die Benen -
nung eines Wertes geschieht, wird, je -
denfalls im politischen Zusammenhang,
meist die Demokratie genannt, leider ein
untaugliches Beispiel. Denn die Demo -
kratie ist ein Ordnungsprinzip, kein Selbst-
zweck mit ethischer Grundlage. Wertbezo-
gen ist an ihr, was sie ermög lichen und or-
ganisieren soll, nämlich die Freiheit im
Staate. Die Freiheit ist ein Wert an sich, so
wie die Gerechtigkeit oder die Hilfsbereit-
schaft. Wäre die De mo kratie ein Wert an
sich, so müsste sie auch im Operationssaal,

auf einem Se gelschiff oder im Orchester
Anwendung finden.

In zahlreichen Kulturen der Welt or ga -
nisieren die Menschen ihr Zusammenle -
ben auf andere Weise, als es im Westen ge-
schieht, und die Demokratie ist dabei oft-

mals als Ordnungs-
prinzip überflüssig. Bei
anderen geschicht-
lichen Voraussetz -
ungen, Traditionen
und Zielvorstel lun gen
können andere Regel-
werke das Ziel der Ge-

sellschaft, nämlich das größte Glück der
größten Zahl zu organisieren, gegebenen-
falls besser erreichen, als es durch impor-
tierte Ordnungsmuster mög lich wäre.

Diese Einsicht sollte, empirisch belegt
und kontrollierbar an 1000 Beispielen, kein
Ge heimnis sein, doch oftmals wi dersetzt
sich die Politik der Beweis kraft der Wirk-
lichkeit. Nimmt man die Strategie der 
NATO, mit oder ohne EU, als Exempel, so
ist festzustellen, dass sie sich absolut
gegenläufig verhält. Der Ex port von Demo-
kratie, das heißt, krieger ische Überfälle auf
andere Länder unter dem Hinweis und mit
der Erklärung, dort fehle es an Demokratie,
gehört zu den typischen Verhaltensmustern
des Bünd nisses und in der Hauptsache na-
türlich der USA.

Sie erheben den Anspruch, die Berufung
auf die Werte rechtfertige diese Politik, wo-
bei sie diese Werte als global gültig ausge-
ben. Dabei aber handelt es sich um einen

Anspruch postkolonialer Bevor mun dung.
Samuel Huntington schrieb in seinem vor-
züglichen Buch „Der Kampf der Kulturen“
– von Eine-Welt-Fanati kern wütend be-
kämpft – über das tat sächliche Ge wicht
westlicher Theoreme: „Die Nichtwestler
betrachten als westlich, was der Westen als
universal betrachtet.“ Und die Nichtwestler
sind in der Überzahl, wenn man sich schon
auf die Demokratie beruft, der das Mehr -
heits prinzip innewohnt.

In diesem Zusammenhang ist natürlich
sehr schnell von den Menschenrechten die
Rede. Sie stellen zwar tatsächlich eine ethi-
sche Größe dar, aber eben nur im west-
lichen Sinn, folgend einer durch das 
Christentum geprägten Sicht vom Men-
schen und bestätigt durch die Auf klärung.
Auch die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte der UN kann daran nichts än-
dern, wie die moslemischen Län der zeigen.
Sie haben die Menschen rechte unter den
Vorbehalt des Islam ge stellt, das heißt, sie
gelten nur insoweit, als sie dem Wort des
Propheten nicht zuwiderlaufen. Hier ist es
zu sehen: An de re geschichtliche Vorausset-
z ungen, Traditionen und Zielvorstel lun gen
führen zu abweichenden Ergebnissen.

Das aber hindert die Führungsmacht des
Westens nicht daran, den Anspruch auf De-
mokratie als ethische Grundlage für Infil-
tration, Umsturz und Krieg zu neh men, wo
immer es strategisch vorteilhaft erscheint.
Dies ist Anlass genug, einen Blick auf die
demokratische Qualität der USA selbst zu
werfen. 

In den USA kann niemand Kandidat für
das Amt des Präsidenten werden, der nicht
mindestens eine Milliarde US-Dollar auf-
wenden kann, für Senatoren und Gouver-
neure gilt das mit entsprechenden Prozen-
ten Abschlag. Vor der Wahl, die sie gegen
Trump verlor, hatte Hillary Clinton erklärt,
sie ver suche, für ihre Kampagne zwei Mil -
li arden Dollar zu sammeln. 

Eine solche Kandidatensuche wider -
spricht dem demokratischen Prinzip der
Gleichheit, weil nur Super-Reiche daran
teilnehmen können. Oder aber ein von die-
sen ausgewählter Kandidat – Beispiel 
Obama – wird von ihnen mit den nötigen
Mitteln ausgestattet und verbleibt somit sei-
nen Lebtag in der Abhängigkeit von seinen
Gönnern. Auch das
widerspricht demo-
kratischen Regeln. Die
USA sind keine Demo-
kratie, sie sind eine
klassi sche Plutokratie,
das heißt, es gibt die
Herrschaft nicht des
Volkes, sondern einiger sehr reicher Men-
schen und Clans. Arend Oetker, der von
2000 bis 2005 Vorstandsvorsitzender der
Atlantik-Brücke war, hat über die Bedeu-
tung dieser US-gelenkten Propagandaorga-
nisation, die der frühere Weltbankpräsident
McCloy und der Großbankier Eric Warburg
gegründet haben, und die den Einfluss der
USA in Deutschland för dert, gesagt: „Die
USA werden von 200 Familien re giert und
zu denen wollen wir gute Kontakte haben.“

Seither dürfte die Zahl der Familien
geringer und ihr Vermögen größer
geworden sein.

Wenn es schon um die demokrati-
sche Qualität der USA schlecht be-
stellt ist, dann, so hofft man, dürfte
doch wenigstens ihre Rolle als Statt-
halter der Men schenrechte, die sie
über den ganzen Kal ten Krieg ge-
spielt haben, außer Zwei fel stehen.
Doch auch hier gibt es Über -
raschungen. Denn am 26. Oktober,
kaum zwei Monate nach dem
11. September, wurde der Patriot Act

erlassen, der die wesentlichen Bürgerrech-
te außer Kraft setzt. Die ungewöhnlich kur-
ze Zeit der Rechtssetzung lässt es so aus-
schauen, als habe das Weiße Haus nur auf
eine Gele genheit gewartet, die Vorlagen aus
der Schublade zu nehmen und durch den
Kongress zu peitschen, was angesichts der
damaligen Stimmung nicht schwer war.

Das Gesetz schafft mehr oder minder
voll ständig das Fernmeldegeheimnis und
den Schutz der Privatsphäre ab, Haus -
durchsuchungen sind erlaubt, auch ohne
Wissen des Betroffenen, das Bank ge -
heimnis ist abgeschafft, und jedermann
kann auf Verdacht für unbestimmte Zeit in
Haft genommen werden, ohne das Recht
auf einen Anwalt. Mit diesem Standard der

Menschenrechte dürf-
ten die USA weit hin-
ter manchem Land lie-
gen, das sie einer un-
demokratischen Ord-
nung oder der Verfeh-
lungen gegen die
Men schenrechte zei-

hen oder aus solchen Grün den schon über-
fallen haben.

Wenn sich die westliche Allianz schon
nicht aus Respekt vor anderen Kulturen da-
von abhalten lässt, ihren Frieden zu stören,
so sollte sie sich angesichts des einschlägi-
gen Zustandes ihrer Führungs macht für ih-
ren nächsten Krieg – sei es in Venezuela
oder anderswo – eine bessere Ausrede zu-
rechtlegen als diejenige des Demokratie-
Exportes.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus
konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Neue Perspektive
Von Thomas W. Wyrwoll

In Kasachstan ist Gründungsprä-
sident Nursultan Nasarbajew

nach 30 Jahren zurückgetreten.
Nasarbajew hat es geschafft, die
Wirkung des Genozids an seinem
Volk durch Zaren und Sowjets zu
beenden und die Weichen für sein
Gedeihen in der Zukunft zu stel-
len. Ein potenziell ideales Mittel
hierzu ist ihm aber abhanden ge-
kommen: Kasachstans einst über
eine Million Deutsche haben ihre
Heimat weitgehend verlassen. Ne-
ben ersten deutschen Ansiedlern
seit dem Ende des 19. Jahrhun-
derts gingen sie vor allem auf un-
ter Stalin deportierte Russland-
deutsche zurück. Die seit jeher
von den Deutschen angetanen Ka-
sachen lehrten die zunächst oft
aus Viehwaggons Entladenen das
Überleben in ihren einst typi-
schen Erdlöchern, und die Neu-
ankömmlinge revanchierten sich
mit allem, was sie hatten, insbe-
sondere Kenntnissen in der Land-

wirtschaft. Dass bis heute nur
rund 200000 Deutsche übrigblie-
ben, rührt vor allem aus Fehlern
der Sowjetzeit her, die selbst ein
Nasarbajew nicht revidieren
konnte.

Auch wenn seit Stalin den Russ-
landdeutschen praktisch keine
höhere Bildung möglich war, wur-
de etwa ein Gerold Belger zum
führenden Intellektuellen Kasach-
stans. Würde man es schaffen, sol-
chen Deutschen eine Perspektive
zu bieten, kämen sicherlich viele
von ihnen zurück – oder neu ins
Land. Ihre Fähigkeiten wären für
die Kasachen von höchstem Nut-
zen und böten zudem Anknüp-
fungsmöglichkeiten für die deut-
sche Wirtschaft, die allein schon
wegen der in der Region vorhan-
denen und dringend benötigten
Seltenen Erden in Kasachstan ein
ideales Partnerland hätte – was
ganz im Sinne seines Gründungs-
präsidenten wäre.

»Mutti-Kulti«
Von Erik Lommatzsch

Mit Begriffen, die einen
Sachverhalt kurz, präzise
und treffend beschreiben,

ist es wie mit Spitznamen: Sie ent-
stehen spontan, zufällig und mitun-
ter auch versehentlich. Diesbezüg-
lich ein guter Ansatz ist die Wortkre-
ation „Mutlikulti“. 

Die AfD Saarland hat vor einiger
Zeit sehr viel Häme auf sich gezo-
gen, als sie groß plakatieren ließ:
„Kein Mutlikulti in Deutschland“.
Der Buchstabendreher „tl“ statt „lt“
wurde zu spät entdeckt, das ungnä-
dige Internet verbreitete diese Panne
schnell und großflächig. Hält man
kurz inne, so war das sofortige Ab-
hängen dieser Plakate jedoch viel-

leicht sogar eine Art Kurzschluss,
denn hierin steckt Potenzial.

Es ist noch gar nicht so lange
her: Anno 2010 hatte Angela Mer-
kel Multikulti noch für gescheitert
erklärt. Das hat sie sich dann noch-
mal anders überlegt. Aus der Fülle
der auch rhetorischen Meister-
stücke auf diesem Weg sei etwa
verwiesen auf: „… wenn wir jetzt
anfangen, uns noch entschuldigen
zu müssen dafür, dass wir in Notsi-
tuationen ein freundliches Gesicht
zeigen, dann ist das nicht mein
Land“ von 2015. 

Ein Synonym für die Kanzlerin
war schon früher entstanden, seit
dieser Zeit wurde es verstärkt in

den Verkehr gebracht. Es handelt
sich um den nur vordergründig
leicht spöttisch gebrauchten Be-
griff „Mutti“. In puncto Stimmen-
gewinn ist die „Mutti“-Bezeich-
nung nicht hoch genug zu schät-

zen: Eine Mutti ist immer ein we-
nig peinlich, aber wenn es hart auf
hart kommt, ist sie eben verläss-
lich und immer zum Ausheulen,
Taschengeldabfassen (wenn auch
unter Ermahnungen) und Mutma-

chen da. Notfalls holt Mutti für ih-
re Kinder selbst die Kohlen aus
dem Feuer. Davon geht man zu-
mindest aus. Dieses Bild, diese
Suggestion, dieses „Framing“ ist
Wahlkampfgold – gewesen und

würde es auch immer noch sein,
sollte die Kanzlerin sich entschlie-
ßen … Stopp! Daran wollen wir
lieber nicht denken.

„Multikulti“ ist 2019 zweifelsfrei
da, angerichtet und geprägt von

der regierenden „Mutti“ (und ih-
ren Getreuen und letztlich auch
von ihren immer noch vorhande-
nen Wählern – aber die lassen wir
mal außen vor, die haben ja von
nichts gewusst und müssen sich
auch nicht entschuldigen, weil sie
ein freundliches Gesicht machen). 

Gute Menschen erkennen in
der derzeitigen Situation Deutsch-
lands eine offene Gesellschaft, Be-
reicherung, Vielfalt, ein Land, in
dem wir gut und gerne leben. Bö-
se, unbelehrbare und/oder rechte
Menschen sehen hier ein sich im-
mer weiter ausbreitendes Chaos,
die Auflösung des Rechts- und So-
zialwesens, das Ende der Staat-

lichkeit durch erschreckende
Biegbarkeit des Grundgesetzes. 

Kurz und für alle: Die Situation
lässt sich doch kaum besser und
kürzer beschreiben, als durch die
verbale Verbindung von „Mutti“
Merkel und „Multikulti“. Hier
kommt das eigentlich unbeabsich-
tigte „Mutlikulti“ ins Spiel. Davon
ausgehend ist man schnell bei
„Muttli-Kulti (auch schon sehr
schön) und dann auch schon bei
„Mutti-Kulti“. Erweiterungen wä-
ren auch möglich. „Mutti-Kulti-
Land“ Oder „Mutti-Kulti-Lebens-
gefühl“. Nur gegen „Mutti-Kulti-
Zukunft“ sträubt sich innerlich
irgendwas.

Mütterliche 
Gefühle zeigt
Angela Merkel,
wenn über-
haupt, dann
noch am ehe-
sten gegenüber 
Einwanderungs-
willigen nach
Deutschland:
Pegida-
Demonstration
in Dresden

Bild: pa

Gegenwind

Demokratie-Export ist
keine gute Ausrede

Von FLORIAN STUMFALL

FORUM

Die verbale Verbindung von »Mutti« Merkel
und »Multikulti« beschreibt die Situation
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Wiedervereintes
Paar im Kabinett
Berlin − Das Pastellbild „Dame im
Coupé“ und die Gouache
„Schutzmann im Winter“ galten
seit ihrer Auslagerung im Zweiten
Weltkrieg als verschollen. Nun
gelang dem Kupferstichkabinett
der Staatlichen Museen zu Berlin
die Rückgewinnung der beiden
Blätter des Berliner Malers
Adolph Menzel. Dazu musste das
Museum die Zeichnungen über
einen Kunstvermittler erneut auf-
kaufen. Kurz zuvor gelang dem
Museum mit „Die Schlittschuh-
läufer“ und „Oberregierungsrath
Knerk“ bereits der Rückerwerb
zweier anderer Menzel-Bilder.
Mit der „Dame“ hat übrigens der
„Herr im Coupé“, der ebenfalls
zur Sammlung des Kupferstichka-
binetts gehört, seine Partnerin
wiedergewonnen. Rund 74 Jahre
nach ihrem Verschwinden werden
die Werke erstmals wieder öffent-
lich präsentiert: vom 13. April bis
4. August in der Ausstellung „In
bester Gesellschaft – Ausgewählte
Erwerbungen des Berliner Kup-
ferstichkabinetts 2009–2019“ und
ab September in der großen
Sonderausstellung „Menzel. Ma -
ler auf Papier“. tws

Vor 100 Jahren beging der Bild-
hauer Wilhelm Lehmbruck
Selbstmord. Der von Depressio-
nen geplagte Künstler sah in
Rodin ein Vorbild. Entsprechend
ehrt Duisburg ihn jetzt mit der
Schau „Lehmbruck & Rodin“.

Ob emporsteigender oder
niedergestürzter Jüngling: Die
Bildhauerei Wilhelm Lehmbrucks
beeindruckt. Seine spindeldürre
„Kniende“ (1911) gilt als Verkör-
perung der modernen Bildhaue-
rei schlechthin. Aber obwohl er
ein erfolgreicher Künstler war,
hatte er mit nur 38 Jahren genug
vom Leben und drehte am 
25. März 1919 in seinem Berliner
Atelier die Gashähne auf. 
„Keiner weiß warum“, sagt Söke

Dinkla. Sie ist Direktorin des
Duisburger Lehmbruck Museums.
Es beherbergt die weltgrößte
Sammlung des Bildhauers, der
sich auch mit Gemälden und Gra-
fiken hervortat. Das von Lehm-
brucks Sohn Manfred entworfene
Museum zeigt die Gedächtnis-
schau „Schönheit. Lehmbruck &
Rodin – Meister der Moderne“.
Sie umfasst 100 Werke der beiden
Künstler sowie einige Arbeiten
von neun Zeitgenossen und
Nachfolgern.
Warum spielt Auguste Rodin in

Lehmbrucks Gedächtnisschau ei -
ne so prominente Rolle? Weil sich
der 1881 in Duisburg-Meiderich
geborene Bergmannssohn inten-
siv mit dem Werk des Franzosen
beschäftigte. Nachdem sich
Lehmbruck mit Gattin Anita 1910
in Paris niedergelassen hatte,
lernte er Rodin persönlich ken-
nen. Der Ausbruch des Ersten
Weltkriegs veranlasste Lehm-
bruck zum Umzug nach Berlin,
wo er sich zum Sanitätsdienst
meldete. 
Von 1917 an lebte der Künstler

mit Anita und den drei Söhnen in
Zürich. Dort verliebte sich der
unter Depressionen leidende
Künstler unglücklich in die junge
Schauspielerin Elisabeth Bergner.
Sie saß ihm Modell für die Halbfi-
gur der ausgesprochen hochnäsig
wirkenden „Betenden“ (1918).

Museumsdirektorin Dinkla
bezeichnet die Werke von Rodin
und Lehmbruck als „verstörend
schön“. Denn beide setzten sich
von der akademischen Kunst ab,
deren Vorbild die harmonisch
proportionierten Körper antiker
Bildwerke waren. Rodin und
Lehmbruck aber strebten nach
modernem künstlerischen Aus-
druck. Lehmbruck äußerte: „Zeit-
gemäß muss die Kunst sein, nicht
ein Wiederaufgreifen alter Stile.“
Die Ergebnisse dieses Bestre-

bens fallen jedoch trotz verwand-
ter Darstellungsthemen verschie-
den aus. Rodins gedrungene Figu-
ren neigen zu Gefühlsausbrüchen
und vermitteln den Eindruck von
Bewegung. Lehmbrucks überläng-
te Gestalten setzen hingegen auf
Ruhe und Zurückhaltung. Dinkla
bringt das auf die Formel: „Das
Introvertierte (Lehmbrucks) und
das Extrovertierte (Rodins) sind
das Gegensatzpaar, das wir in den

Figuren der beiden Bildhauer
wiederfinden.“
Seinen „Sitzenden Jüngling“

(1916/17) bezeichnete Lehmbruck
als Gegenentwurf zu Rodins
„Denker“ (1881/82): „Sehen Sie,
das ist meine Konzeption eines
Denkers. Rodins ,penseur‘ ist
muskulär wie ein Boxer. Was wir
Expressionisten suchen ist: präzis
aus unserem Material den geisti-
gen Gehalt herauszuziehen.“
Rodins „Penseur“ erklärt das

Denken zum Kraftakt. Der nach
vorn gebeugte Oberkörper ist
angespannt, die Rechte gegen das
Haupt gestemmt und die Unter-
schenkel sind zum Körper hin
angewinkelt. Man macht sich dar-
auf gefasst, dass er jeden Moment
aufspringen und zur Tat schreiten
könnte. Lehmbrucks magerer
„Sitzender Jüngling“ wirkt dage-
gen ausdrucksvoll niedergeschla-
gen. Er lässt das ungestützte
Haupt tief hängen und streckt die

Unterschenkel vor, sodass an
schnelles Aufstehen nicht zu den-
ken ist. Zwar signalisiert die zur
Faust geballte Rechte Tatkraft, die
schlaff herunterbaumelnde Linke
aber verrät Unentschlossenheit.
Dinkla verallgemeinert diese

Beobachtung: „Lehmbrucks
Skulpturen sind gezielt mehrdeu-
tig.“ So weist sein „Emporsteigen-
der Jüngling“ (1913/14) mit den
Fingern in die Höhe, aber neigt
den Kopf nach unten. Und sein
Frauenakt „Große Sinnende“
(1913) könnte ebenso gut „Warten-
de“ heißen, denn mit ihrem hinter
den Rücken geführten rechten
Arm, dessen Finger das linke
Handgelenk umgreifen, wirkt sie
wie bestellt und nicht abgeholt.
Der „Torso“ genannte fragmen-

tierte Körper war eine wichtige
Anregung, die von Rodins Schaf-
fen ausging, Ihm ist die umfang-
reiche letzte Abteilung gewidmet.
Sie beginnt mit Rodins „Das

Gebet“ (1909) betitelter Darstel-
lung einer nackten Frauenfigur
ohne Kopf, Arme und Unter-
schenkel. Er war der erste Bild-
hauer, der den Torso zum eigen-
ständigen Kunstwerk erhob. Sein
Beispiel machte Schule. Das
belegt die Schau mit stark abstra-
hierten Werken von Arp, Archi-
penko und Brancusi. Lehmbruck
gewann die Torsi entweder durch
Zerteilung seiner Ganzfiguren,
bevorzugt der weiblichen, oder
durch von vornherein als solche
konzipierte Neuschöpfungen. 
Die eindrucksvollste dieser Pla-

stiken ist der armlose, bis etwa
zur Hälfte des Oberkörpers
wiedergegebene „Kopf eines Den-
kers“ (1918). Während das Haupt
als Sitz des Geistes unversehrt ist,
wirkt der körperliche Rest regel-
recht verkümmert. Davon ausge-
nommen ist die an den Brustkorb
gelegte linke Hand. Sie formt ein
Herz. Lehmbrucks Freund, der
Dichter Fritz von Unruh, äußerte
1919 über dieses Werk: „Ein Kopf,
der nicht durch seine Sinnesorga-
ne in die Plastik tritt, sondern
durch die Wölbung des Stirnschä-
dels die Gedankenwelt zur Domi-
nante unseres Leibes erhebt.“
Wilhelm Lehmbruck ist neben

seiner Frau Anita auf dem Duis-
burger Waldfriedhof bestattet. Auf
der Stele am Ehrengrab stand ein
Ei senguss des „Kopfes eines Den-
kers“. Er wurde vor einigen Jah-
ren gestohlen. Der 100. Todestag
gab den Anstoß, das Ehrengrab
wieder mit dem „Kopf eines Den-
kers“ zu schmücken. Diesmal als
vor Metalldieben sicherer Stein-
guss. Veit-Mario Thiede

Bis 18. August im Lehmbruck
Museum, Friedrich-Wilhelm-
Straße 40, Duisburg, geöffnet
Dienstag bis Freitag von 12 bis 
17 Uhr, sonnabends und sonntags
von 11 bis17 Uhr, Eintritt: 9 Euro.
Katalog: Hirmer Verlag, 208 Sei-
ten, 39,90 Euro. Empfehlenswert
ist Marion Bornscheuers kleine
Künstlerbiografie „Wilhelm
Lehmbruck“, Wienand Verlag, 
95 Seiten, 12,95 Euro. Internet:
www.lehmbruckmuseum.de

Der „Deutsche“ hatte in der
angelsächsischen Filmin-
dustrie lange Zeit einen

ähnlichen Ruf wie der Teufel im
Christentum: Er war das Böse an
sich, ein Feindbild, ein Buhmann.
Dass sich die Zeiten geändert

haben, kann man an dem briti-
schen Film „Niemandsland“ able-
sen, der am 11. April in die Kinos
kommt. Darin geht eine von Eng-
lands Kinostar Keira Knightley
gespielte britische Offiziersgattin
im kriegszerstörten Hamburg mit
einem Deutschen fremd. Nun
kann man leicht dem Deutschen
die Schuld in die Schuhe schie-
ben, dass eine intakte Ehe in die
Brüche geht. Doch der vom
schwedischen Schauspieler (wa -
rum eigentlich kein Deutscher?)
Alexander Skarsgård gespielte
Hamburger Stefan Lubert ist
selbst eine sehr sympathische
und vom Bombenkrieg als tragi-
sches Opfer gezeichnete Figur.
Der Film, der im Winter 1946

spielt, ist in mehrfacher Hinsicht
bemerkenswert. So drückt eine
ausländische Filmproduktion, in
die allerdings auch deutsche För-
dergelder flossen, ernsthaftes
Interesse an den deutschen Bom-
benopfern aus. Dazu brauchte es
gut 75 Jahre, bis nämlich eine
Enkelgeneration die Handlungen
ihrer Großeltern hinterfragte. 

Im Fall von „Niemandsland“
verarbeitete der Waliser Autor
Rhidian Brook die Geschichte sei-
nes Großvaters, der als britischer
Besatzungsoffizier im zerstörten
Hamburg lebte. Im Roman, der
2013 als „The Aftermath“ erschie-
nen ist, wie im Film wird erzählt,

wie er eine Villa mit Elbblick in
dem von den Bomben verschon-
ten Stadtteil Blankenese requi-
riert, wobei er den Hausherren,
einen Architekten, nicht ganz aus
dem eigenen Haus vertreibt und
ihn samt Tochter gnädigerweise
im Dachgeschoss wohnen lässt.

Damit ist die Konstellation ei -
ner „Ménage à trois“ gegeben,
wobei sich die frisch angereiste
Offiziersgattin Rachael anfangs
Mühe gibt, nicht mit dem Feind
zu fraternisieren. Einem Deut-
schen, so lernt sie, reicht man
nicht die Hand zur Begrüßung.

Überhaupt spricht der Film un -
bequeme Wahrheiten aus, die vor
allem für das angelsächsische Pu -
blikum neu sein dürften. Bei dem
im Juli 1943 durch den von briti-
schen Bombern entfachten Feuer-
sturm wird die Zahl von 40000
getöteten Hamburgern genannt,

und es wird erwähnt, dass in nur
einer Nacht so viele Bomben auf
Hamburg fielen wie in London
während des gesamten Krieges.
Mithilfe digitaler Effekte hat

man die Kriegszerstörungen eini-
germaßen realistisch dargestellt.
Die Stadt Prag, in der man ein
paar Ruinen fand, war beim Dreh
so etwas wie das Double für Ham-
burg, und auch Luberts Villa steht
nicht an der Elbe, sondern an der
Moldau. Immerhin fanden die
Innenaufnahmen, wo sich Ra -
chael nicht mit einem Bauhaus-
Sessel von Mies van der Rohe
anfreunden kann, in einem
Schloss nahe Hamburg statt.
Das mit internationalen Stars

besetzte Kinodrama – als Ra -
chaels Mann ist noch Australiens
Filmheld Jason Clarke mit von der
Partie – gibt sich alle Mühe, das
deutsche Kriegsleiden ins rechte
Licht zu rücken. Allerdings
kommt diese Gutmenschen-Ge -
schichte von Deutschen und Bri-
ten nur schleppend voran. Das
historische Korsett scheint den
Schauspielern die Luft zum
Atmen zu nehmen, und zwischen
Knightley und Skarsgård funkt es
nie wirklich. Dass zur dramati-
schen Überspitzung auch noch
„Werwolf“-Attentate mit ins Spiel
ge bracht werden, macht die Sache
nicht spannender. Harald Tews

Städte wie Doha, wo jüngst das
Nationalmuseum in Form ei -

ner Wüstenrose eröffnet wurde,
schmücken sich gerne mit ausge-
fallener Museumsarchitektur. Seit
vergangenem Sommer lockt auch
das südfranzösische Nîmes viele
Geschichtsmuffel dank einer Mu -
seumsattraktion in die Stadt.
Direkt im Stadtzentrum und in

Sichtweite des weltbekannten an -
tiken Ampitheaters liegt ein neuer
Hingucker: das für knapp 60 Mil -
lionen Euro erbaute Römische
Museum. Es beherbergt auf 9200
Quadratmetern an die 5000 anti-
ke Schätze, die aber nur eine
Nebenrolle spielen. Das Gebäude
selbst will bewundert sein. Die
französisch-brasilianische Archi-
tektin Elizabeth de Portzamparc
will mit der gewellten Fassade an
den Faltenwurf einer römischen
Toga erinnern.
Im Inneren ergeben sich durch

geschwungene Fenster spektaku-

läre Panoramablicke unter ande-
rem auf das Ende des 1. Jahrhun-
derts n. Chr. nach dem Vorbild
des römischen Kolosseums er -
baute Ampitheater, das zu den
besterhaltensten überhaupt zählt.
Eine neue Sonderausstellung

konterkariert diese heile antike
Welt, geht es doch vom 6. April
bis 6. Oktober mit „Pompeji, eine
vergessene Episode“ um die Zer-
störungen, die der Vesuv im Jahr
79 n. Chr. angerichtet hat. Anhand
von Ausgrabungszeugnissen wird
die Geschichte von Plinius dem
Älteren erzählt, der mit zwölf
Schiffen eine Rettungsaktion für
die Bevölkerung startete. Das
Unternehmen scheiterte, wobei
der Retter dabei selbst ums Leben
kam. Wer bis Oktober nach Süd-
frankreich fährt, sollte unbedingt
einen Museumsabstecher nach
Nîmes unternehmen. H. Tews

www.museedelaromanite.fr
Einem Deutschen (Alexander Skarsgård, l.) reicht man nicht die
Hand: Keira Knightley (r.) als britische Offiziersgattin Rachael

Osterkonzert am
Schweizer See

Luzern − Mit Chorwerken von
Bach, Fauré, Gounod, Mozart und
Vivaldi läuten die Wiener Sänger-
knaben am 6. April in der Jesuiten-
kirche das Osterfestival von Lu -
zern ein. Höhepunkt des seit 1988
bestehenden Klassikfests am Vier-
waldstättersee ist am 10. April die
bereits ausverkaufte Aufführung
von Verdis „Requiem“ unter Teo-
dor Currentzis. Für alle anderen
acht Veranstaltungen gibt es aber
noch Karten, so auch für das
Abschlusskonzert am 14. April mit
dem Symphonieorchester des Bay-
erischen Rundfunks. Der 90-jähri-
ge Maestro Bernard Haitink diri-
giert Mozart und Bruckner. Karten:
www.lucernefestival.ch tws

KULTUR

Wie bestellt und nicht abgeholt
Zwei Bildhauer-Genies – Duisburg stellt den vor 100 Jahren gestorbenen Wilhelm Lehmbruck neben Rodin

Grazile Schönheit:
Lehmbrucks 
„Die Badende“ 
von 1902 (l.). 
Oben: Selbstporträt
des Künstlers 

Bilder (2): Lehmbruck
Museum/Frank Vinken

Fraternisierung mit dem Feind
Keira Knightley im Film »Niemandsland« – Eine Liebe im kriegszerstörten Hamburg

Unter der Toga
Pompeji im neuen Museum von Nîmes

Spektakulärer
Museums-
neubau: Das
Musée de la
Romanité 
in Nîmes

Bild: action press
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Historiker wider den Zeitgeist
Debatten scheute er nicht – Vor 25 Jahren starb Golo Mann

Seine „Lieblingsgestalt in der Ge-
schichte“ sei „Bismarck, trotz al-
lem“. Der Historiker und Schrift-
steller Golo Mann bekannte dies
1980 beim Ausfüllen des von
Marcel Proust inspirierten und
nach diesem benannten Fragebo-
gen. Seine Antwort auf die Frage,
„Was möchten Sie sein?“ lautete:
„Jemand, der glücklicher ist als
ich.“ Bereits früher hatte er geäu-
ßert, er wisse nicht, ob er „zu
sehr viel Lebensfreude über-
haupt bestimmt“ gewesen sei. 

Golo Mann wurde am 27. März
1909 als drittes Kind des Litera-
ten und nachmaligen Nobelpreis-
trägers Thomas Mann in Mün-
chen geboren. Eigentlich lauteten
seine Vornamen Angelus Gott-
fried Thomas. Die Mutter notier-
te 1911: „Golo, wie er sich nennt,
wird immer verständiger …“ Den
selbstgeformten Vornamen sollte
er ein Leben lang beibehalten.
Das Verhältnis zum berühmten
Vater war problematisch. So äu-
ßerte er einmal: „Jede zehn Mi-
nuten in seiner Gegenwart waren
eine Grausamkeit.“ Trotz späterer
Entspannung litt Golo Mann zeit-
lebens darunter, wenn er in er-
ster Linie als Sohn von Thomas
Mann und nicht aufgrund seines
eigenen Wirkens wahrgenom-
men wurde. Nach dem Besuch
der Internatsschule Schloss Sa-
lem und dem Studium wurde er
in Heidelberg bei dem Philoso-
phen Karl Jas pers promoviert. 
Der Familie folgend, verließ er

1933 Deutschland, lebte unter
anderem in Frankreich und der
Schweiz. Als er nach dem Aus-
bruch des Zweiten Weltkrieges
von der Schweiz aus nach Frank-
reich einreiste, wurde er inter-
niert, obwohl seiner Familie be-
reits 1936 die deutsche Staats-
bürgerschaft aberkannt worden
war. Frei kam er, nachdem sein
Vater und die US-Hilfsorganisa-
tion Emergency Rescue Commit-
tee  interveniert hatten. Die Aus-
reise gestaltete sich jedoch aben-
teuerlich. Schließlich gelangte er
gemeinsam mit seinem Onkel
Heinrich Mann und Franz Werfel
sowie deren Ehefrauen über Spa-
nien und Lissabon in die USA.
Publizistisch war er dort, wie
schon zuvor, zusammen mit sei-
nem Bruder Klaus tätig. Er nahm
die Staatsbürgerschaft der USA
an und trat in deren Armee ein.

Als deutscher Muttersprachler
war er prädestiniert für die Mit-
arbeit an deutschsprachigen Pro-
grammen US-amerikanischer
Militärsender. Für die American
Broadcasting Station sprach er
ebenso Kommentare wie für den
Geheimsender 1212, der gegenü-
ber seinen deutschen Hörern
vorgab, ein deutscher Sender zu
sein. Nach dem Krieg blieb Mann

beim Rundfunk, beteiligte sich
am Aufbau von Radio Frankfurt.
Als Zurückkehrender habe er
„Scham über die unsagbaren
Greuel, welcher seine eigene Na-
tion sich schuldig gemacht“ habe,
empfunden, von „Kollektiv-
schuld“ sprach er jedoch nicht.
Bezüglich der Alliierten äußerte
er 1946: „… wie mir die Taten die-
ses Siegergesindels zuwider sind,
läßt sich mit Worten nicht aus-
drücken.“ 
Mann lehrte von 1947 bis 1958

am kalifornischen Claremont
Men’s College Geschichte. 1960

folgte er einem Ruf als Professor
für Politische Wissenschaft an
die Technische Hochschule Stutt-
gart. Ab 1965 war Mann frei-
schaffend tätig. Er bezog das el-
terliche Haus in Kilchberg am
Zürichsee. Zu den politischen
Debatten der Zeit erhob er
wiederholt seine Stimme. Stets
umstritten, wurde er immer ge-
hört.

Eine pessimistische, mitunter
auch resignative Haltung gehörte
zur Grundveranlagung Manns. Er
war der Ansicht, wer wirklich ge-
litten habe, besitze ein Anrecht
auf „Vergeltungsbedürfnisse“. Dies
überliefert der Journalist und Hi-
storiker Joachim Fest in einem
persönlich gehaltenen Essay. Fest
formulierte auch, Mann habe „ei-
ne häufig ungehalten hervortre-
tende Abneigung gegen alles Ideo-
logiewesen und dessen Anwälte“
gehabt. 
Charakteristisch für den Ge-

schichtsschreiber war der Bezug

zur Persönlichkeit. Seiner „Lieb-
lingsgestalt“ Otto von Bismarck
widmete Mann zwar keine große
Biographie, wandte sich aber be-
reits in seinem ersten Buch einer
nicht minder komplexen Figur zu
– Friedrich von Gentz. Mann stellt
in dem gleichnamigen Werk den
Mitarbeiter Clemens von Metter-
nichs, der sich nicht nur politisch,
sondern vor allem auch publizi-

stisch betätigt hat, als „Gegenspie-
ler Napoleons“ und „Vordenker
Europas“ vor. Das Buch hatte er
bereits im US-amerikanischen
Exil verfasst. Auf Deutsch erschien
es erstmals 1947. 
Als Hauptwerk und zugleich

Meisterstück der Geschichts-
schreibung gilt „Wallenstein. Sein
Leben erzählt von Golo Mann“.
Seit der Schulzeit war Mann von
der Gestalt des Feldherrn des
Dreißigjährigen Krieges fasziniert.
Unterstrichen durch die Titelwahl
der 1971 erschienenen, mehr als
1000-seitigen Darstellung, wandte

sich Mann nachdrücklich gegen
die „Theoriebedürftigkeit der Ge-
schichte“. 1978 hielt er ein „Plä-
doyer für die historische Erzäh-
lung“, damals gänzlich gegen den
Strom der „fortschrittlichen“, in
soziologischen Modellen das Heil
sehenden Geschichtswissenschaft.
Der Biograf Urs Bitterli konsta-
tiert, Mann sei im „akademischen
Umfeld des deutschsprachigen

Kulturbereichs … zum Außenseiter
und gleichzeitig, kurios genug, zu
einem der meistgelesenen deut-
schen Historiker der zweiten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts“ gewor-
den. Letzteres betrifft neben dem
„Wallenstein“ vor allem seine
„Deutsche Geschichte des 19. und
20. Jahrhunderts“, die 1958 er-
schien und wie seine anderen gro-
ßen Werke bis heute lieferbar ist.
Über die führenden Vertreter

der Frankfurter Schule, Max
Horkheimer und Theodor Ador-
no, die Mann aus der Exilzeit
bekannt waren, sagte er Ende

der 1940er Jahre: „Diese beiden
kann das Land jetzt nicht ge-
brauchen. Der Marxismus für
feine Leute stürzt die Deutschen
nur aus einer Verwirrung in eine
andere.“ Gerächt haben sich
„diese beiden“, sie verhinderten
später Manns Berufung auf ei-
nen Frankfurter Lehrstuhl.
„Heimlicher Antisemitismus“
wurde ihm unterstellt und
Horkheimer war sich nicht zu
schade, Manns Homosexualität
als Nichteignungsgrund für die
Professur anzuführen.
Mann, der 1932 noch in der

„Sozialistischen Studentengrup-
pe“ engagiert war und lange Wil-
ly Brandt und dessen Ostpolitik
unterstützte, bis er die SPD in zu
großer Nähe zum Kommunismus
sah, nahm deutlich Stellung ge-
gen die 68er-Bewegung. Genannt
sei der Artikel: „Hört auf, Lenin
zu spielen!“ Anlässlich der Ent-
führung des später ermordeten
Hanns Martin Schleyer durch die
Rote Armee Fraktion (RAF)
brachte er in einem „Welt“-Artikel
im September 1977 die Möglich-
keit der Hinrichtung von Terrori-
sten ins Spiel.
Vehement setzte er sich für

Franz Josef Strauß ein, als dieser
1980 das Amt des Bundeskanz-
lers anstrebte. Für Hans Filbinger
brach er eine Lanze, als er dessen
rechtfertigende Erinnerungen
1987 sehr positiv besprach.
Bezüglich der bevorstehenden

deutschen Einheit war er zurück -
haltend und – seiner Natur ent-
sprechend – pessimistisch. „Sie
werden wieder Unsinn machen“,
schrieb er, und man würde „kein
wirkliches Europa haben, wenn
wir weiterhin Nationalstaaten
hätten im Sinne der Vergangen-
heit“. Den Umbruch im Herbst
1989 hat Mann erwartungsgemäß
begrüßt, und zwar so stark, dass
sich der Lyrikliebhaber, der meh-
rere hundert Gedichte auswendig
parat hatte, zu dem arg holprigen
Vers „Sozialismus ade/Scheiden
tut nicht sehr weh!“ hinreißen
ließ. 
Golo Mann, der einmal formu-

lierte, alle Geschichte sei trans-
parent, „nach dem Ewigmensch-
lichen hin“, ist am 7. April 1994
in Leverkusen, wo er in den letz-
ten Monaten in der Familie sei-
nes Adoptivsohns gepflegt wor-
den war, gestorben.

Erik Lommatzsch

Wie im Oktober 1917 in
Russland und im März
1919 in Ungarn trat im

April 1919 in Bayern ein weite-
res Mal eine Räterepublik an die
Stelle einer jungen bürgerlichen,
parlamentarischen Republik, die
ihrerseits einer Monarchie ge-
folgt war. Zwischen den dicht
aufeinanderfolgenden Räterepu-
blik-Proklamationen in Ungarn
und Bayern besteht durchaus ein
kausaler Zusammenhang. Die
Nachricht von der Ausrufung
der Föderativen Ungarischen
Sozialistischen Räterepublik am
21. März 1919 (siehe PAZ Nr. 11
vom 15. März) gab den Protago-
nisten des Rätesystems in Bayern
Auftrieb. Die Schaffung einer ro-
ten Achse Bayern–Österreich–
Ungarn–Russland erschien mög-
lich. Am 4. April 1919 trat die
Augsburger Arbeiterschaft in
den Generalstreik, um die Aus-
rufung einer Räterepublik auf
bayerischem Boden zu erzwin-
gen. Zwei Tage später, am Abend
des 6. April, gründeten der Zen-
tralrat der bayerischen Republik

und der Revolutionäre Arbeiter-
rat in München auf einer von
Ernst Niekisch geleiteten Sit-
zung im Wittelsbacher Palais die
Räterepublik Baiern. Neben der
Staatsgründung mit Wirkung
vom 7. April mittags wurde die
Bildung eines neben dem Zen-
tralrat agierenden Rates der
Volksbeauftragten beschlossen.
Damit trat die Räterepublik

Baiern in ihre erste Phase, die
durch das Wirken anarchisti-
scher Intellektueller geprägt war,
bei denen es sich zum Teil um
Abenteurer und manchmal so-
gar um pathologische Charakte-
re handelte wie im Falle des
Volksbeauftragten für Äußeres
Franz Lipp von der Unabhängi-
gen Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands (USPD), einer lin-
ken Abspaltung der SPD. Des-
halb war der Zentralrat unter
der Führung des Schriftstellers
Ernst Toller (USPD) auch unfä-
hig, seine vollmundig angekün-
digten Maßnahmen, darunter
die Sozialisierung der Wirt-
schaft, umzusetzen. Angesichts

dessen sprach die Führung 
der Kommunistischen Partei
Deutsch lands (KPD) frustriert
von einer „Scheinräterepublik“.
Da sich außerdem bereits ab
dem 9. April 1919 vielerorts lo-
kaler Widerstand gegen die Rä-
teherrschaft regte, blieb deren
Einfluss auf den Raum Augs-
burg-München-Rosenheim be-
schränkt.
Am 12. April verlangte Reichs-

präsident Friedrich Ebert (SPD)
die „Wiederherstellung des frü-
heren Zustandes“ in Bayern und
bot dem nach Bamberg geflüch-
teten Kabinett des Ministerpräsi-
denten Johannes Hoffmann, der
vor der Ausrufung der
Räterepublik, am 17. März 1919,
vom bayerischen Landtag zum
Nachfolger Kurt Eisners (siehe
PAZ Nr. 7 vom 15. Februar)  ge-
wählt worden war, Militärhilfe
an. Die Regierung Hoffmann
setzte jedoch zunächst auf die
von Alfred Seyffertitz geführte
und im Dezember 1918 aus ge-
dienten Frontsoldaten gebildete
Republikanische Schutztruppe,

die der Räteherrschaft in Mün-
chen ein Ende bereiten sollte.
Doch der hierzu initiierte Palm-
sonntagsputsch vom 13. April
1919 misslang aufgrund der hef-
tigen Gegenwehr von Rotgardi-
sten unter dem Kommando von
Rudolf Egelhofer (KPD). 
Daraufhin übernahmen KPD-

Kader die Kontrolle über die Rä-
terepublik, was deren zweite
Phase einläutete. Die Betriebs-
und Soldatenräte riefen im Hof-
bräuhaus eine Kommunistische
Räterepublik aus, erklärten den
Zentralrat für aufgelöst und eta-
blierten einen 15-köpfigen Ak-
tionsausschuss, der sowohl die
gesetzgebende als auch die voll-
ziehende Gewalt innehaben soll-
te und von dem aus Russland
stammenden Berufsrevolutionär
Eugen Leviné geleitet wurde.
Unmittelbar darauf versuchten

Freikorps, nach München vorzu-
dringen, was die eiligst neu aufge-
stellte Rote Armee Egelhofers aber
zunächst verhindern konnte. Dar-
aufhin setzte Reichswehrminister
Gustav Noske (SPD) auch

35000 Mann reguläre Truppen
unter dem früheren preußischen
Generalleutnant Ernst von Oven
in Marsch, um dem „Karneval des
Wahnsinns“, wie Noske die Räte-
regierung nannte, ein Ende zu set-
zen. Das Vorrücken der Truppen
führte zu Spannungen innerhalb
des Aktionsausschusses, der
schließlich nach einem Miss -
trauensvotum der Betriebs- und
Soldatenräte am 27. April 1919 zu-
rücktrat. Damit waren die kommu-
nistisch geprägte Phase der Räte-
republik und deren Ausrichtung
an Moskau beendet. 
Dem am nächsten Tag neu kon-

stituierten 20-köpfigen Aktions-
ausschuss unter der Leitung von
Toller gehörten keine KPD-Leute
mehr an. Toller drängte angesichts
der katastrophalen Ernährungsla-
ge in München auf Verhandlun-
gen mit der Regierung Hoffmann,
die jedoch auf bedingungsloser
Kapitulation bestand.
Am 30. April 1919 erschossen

Rotarmisten im Luitpold-Gymna-
sium zehn bürgerliche Geiseln,
wahrscheinlich auf Befehl Egelho-

fers, der in den letzten Tagen der
Räterepublik Baiern als deren ei-
gentlicher Machthaber fungierte.
Dieser Geiselmord führte auf Sei-
ten der regulären Truppen Noskes
und der Freikorpsverbände zu
massiven Rachegelüsten. Das be-
kamen deren Gegner in den Tagen
vom 1. bis zum 3. Mai zu spüren,
als die Verbände der sogenannten
Weißen München und weitere von
den Anhängern der Räterepublik
gehaltene Orte außerhalb der
Landeshauptstadt erstürmten.
Hierbei gab es Hunderte von Toten
aufseiten der Verlierer. Analog zu
Ungarn wird in diesem Zu-
sammenhang vom „weißen Ter-
ror“, der den „roten Terror“ abge-
löst habe, gesprochen. 
So endete die Räteherrschaft in

Bayern. Ähnlich wie in Ungarn
schlug auch in Bayern nach der
Herrschaft der Räte das Pendel
heftig in die andere Richtung aus.
So mutierte Bayern nach der Zeit
der Räterepublik zur konservati-
ven „Ordnungszelle“ innerhalb
der Weimarer Republik.

Wolfgang Kaufmann
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»Karneval des Wahnsinns«
Vor 100 Jahren wurde Bayern eine Räterepublik

Im März 1979 in seinem Haus in Zürich-Kilsberg, das er von seinem Vater übernahm: Der Historiker und Schriftsteller Golo Mann
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Im Jahre 1952 wurde MarlonBrando bei den Filmfestspielen
in Cannes zum besten Darstel-

ler gewählt und im darauffolgen-
den Jahr erhielt er den British Film
Academy Award als bester auslän-
discher Darsteller und wurde für
den Oscar nominiert. Im Gegensatz
zu Brando wurde Anthony Quinn
1953 nicht nur für den Oscar no-
miniert, sondern erhielt ihn sogar
als bester Nebendarsteller. Zu ver-
danken hatten die beiden Schau-
spieler die Ehrungen ihrem Mit-
wirken in dem Hollywoodstreifen
„Viva Zapata!“ des Regisseurs Elia
Kazan aus dem Jahr 1952, der den
Titelhelden auch in Deutschland
bekannt machte. In Emiliano Zapa-
tas Heimat bedurfte es hierzu nicht
des Kinofilms. Noch heute gibt es
in Mexiko eine Ejército Zapatista
de Liberación Nacional (EZLN, Za-
patistische Armee der Nationalen
Befreiung), die sich den Zielen die-
ses Führers der mexikanischen Re-
volution verschrieben hat.
Wie viele Volkshelden ent-

stammte Zapata den Kreisen jener,
für deren Rechte er sich stark
machte und deren Führer er wur-
de. Im Gegensatz zu 97 Prozent der
Landbevölkerung besaßen seine
Eltern zwar eigenen Boden zum

Bewirtschaften, aber auch sie wa-
ren nicht rein europäischer Ab-
stammung, sondern Mestizen, also
Mischlinge indianischer und wei-
ßer Herkunft, und lebten auf dem
Land. Südlich der Landeshaupt-
stadt Mexiko-Stadt, im Dorf San
Miguel Anenecuilco im Bundes-

staat Morelos, kam Zapata am
8. August 1879 zur Welt. Im Alter
von 30 Jahren wurde er zum Spre-
cher seines Dorfes gewählt. 
Als 1910 die Mexikanische Re-

volution ausbrach, schlug Zapata
sich auf die Seite von Francisco
Madero gegen das Regime des

Präsidenten Porfirio Díaz. So wie
Zapata, der „Caudillo del Sur“
(Führer des Südens), mit seinen
rund 4000 besitzlosen Landarbei-
tern im Süden, kämpfte Pancho
Villa im Norden Mexikos für Ma-
dero. Und es gelang, Díaz zu ver-
treiben. Der Präsident, der sich
auf Großgrundbesitzer, Industriel-
le, Großkaufleute und Bankiers
gestützt hatte, trat zurück und ging
nach Frankreich ins Exil. Der Weg
für Madero war frei. Am 6. No-
vember 1911 wurde er Mexikos
neuer Präsident. 
Wie in „Viva Zapata!“ zutreffend

geschildert, machte Madero je-
doch dort weiter, wo Díaz aufge-
hört hatte. Zapata reagierte darauf
mit dem Plan von Ayala, den er
am 25. November unterzeichnete
und drei Tage später in Ayala-
Stadt unweit seines Geburtsortes
verkünden ließ. Kernpunkte wa-
ren freie Wahlen, die Durchfüh-
rung einer Bodenreform zugun-
sten der landlosen Bauern und
der Rücktritt Maderos.
Letzterer verlor die Unterstüt-

zung jener, die ihn an die Macht
gebracht hatten, ohne dabei die
Unterstützung jener zu gewinnen,
gegen die er an die Macht gelangt
war. Victiano Huerta, ein Brigade-

general aus der Zeit von Díaz, den
Madero nicht nur wie die gesamte
Elite Díaz’ übernommen, sondern
sogar mit dem Oberkommando
über die Armee betraut hatte,
wandte sich gegen seinen Förde-
rer, putschte 1913 gegen ihn und
ließ ihn schließlich sogar töten. 
So wie einst Madero der Hoff-

nungsträger der Opposition gegen
Díaz gewesen war, wurde nun Ve-
nustiano Carranza, der Gouver-
neur von Coahuila, zum Hoff-
nungsträger gegen Huerta. Wieder
kämpften Villa im Norden und Za-
pata im Süden für den neuen
Hoffnungsträger. Wieder war der
Aufstand erfolgreich. Wie zuvor
schon Díaz ging 1914 auch Huerta
nach Europa ins Exil, allerdings
mit dem Unterschied, dass er dort
nicht blieb, sondern später in die
USA reiste, wo er 1916 auch starb.
Wie einst Madero erwies sich

auch Carranza für Zapata und Vil-
la als Enttäuschung. Carranza
strebte die Alleinherrschaft an
und war nicht bereit, die Macht
mit seinen einstigen Weggefährten
zu teilen. Carranza hatte den Vor-
teil, dass er mit Álvaro Obregón
einen sehr begabten militärischen
Befehlshaber hatte. Der Autodi -
dakt verstand es, mit dem Einsatz

von Schützengräben, Maschinen-
gewehren und Stacheldraht für die
Verteidigung Lehren aus dem Er-
sten Weltkrieg zu ziehen. Von Ob-
regón unterstützt, wandte sich
Carranza als erstes gegen Villa im
Norden. In der Entscheidungs-
schlacht um Ciudad Juárez vom 
15. und 16. Juni 1919 gelang es
Carranza schließlich, mit US-ame-
rikanischer Hilfe Villas Mannen
zu marginalisieren.
Nun konnte sich Carranza ganz

auf Zapata im Süden konzentrie-
ren. Zu dessen Ausschaltung be-
diente sich der Präsident schließ-
lich eines Hinterhalts. Auf seine
Anweisung hin signalisierte sein
Oberst Jesús Guajardo Zapata den
Willen, die Seite zu wechseln. Als
Zapata Beweise für Guajardos Sin-
neswandel forderte, tötete dieser
mit Zustimmung Carranzas unge-
fähr 50 von dessen Männern. 
Auf Unterstützung dringend an-

gewiesen, stimmte Zapata schließ-
lich zu, Guajardo auf dessen Ha-
cienda San Juan bei Chinameca in
Morelos am 10. April 1919 zu be-
suchen. Als er mit einer zehnköp-
figen Eskorte die Hacienda er-
reichte, erklang zur Begrüßung
ein Horn. Das war das Signal für
die auf den Dächern versteckten

Schützen, das Feuer auf ihn zu er-
öffnen. Zapata hatte keine Chance
und starb im Kugelhagel.
Wie er starben später auch Car-

ranza, Guajardo, Villa und Obre-
gón eines unnatürlichen Todes.
Carranza, der sich gegen Villa und
Zapata erfolgreich durchgesetzt
hatte, wurde bereits 1920 von Ob-
regón mit Unterstützung von Za-
patisten weggeputscht und geriet
auf der Flucht in einen tödlichen
Hinterhalt. Mit Carranza fiel auch
Guajardo. Dieser wurde noch im
selben Jahr erschossen. 1923 wur-
de Villa Opfer eines tödlichen At-
tentats. Hinter dem gut organisier-
ten Anschlag wird Obregóns Re-
gierung vermutet, da Obregón und
Villa unterschiedliche Männer für
die Nachfolge Obregóns im Präsi-
dentenamt favorisierten. Obregón
wurde 1928 selbst Opfer eines
tödlichen Attentats. Dem Täter, ei-
nem römisch-katholischen Prie-
steramtskandidaten, war Obre-
góns Politik zu antikirchlich. Im
darauffolgenden Jahr wurde der
Attentäter hingerichtet. Mexikos
Geschichte in der damaligen Zeit
ist geprägt von enttäuschten Hoff-
nungen, wechselnden Fronten
und Koalitionen sowie tödlicher
Gewalt. Manuel Ruoff

Emiliano Zapata
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Für die einen war er ein ungeho-
belter Bauerntölpel, der die So-
wjetunion vor der Welt blamierte,
für die anderen war er der Befreier
von der blutigen Zwangsherrschaft
des Stalinismus: Nikita Sergeje-
witsch Chruschtschow. Vor 125
Jahren, am 17. April 1894, wurde
der Ukrainer in Kalinowka gebo-
ren.

Der Name des Parteichefs der
KPdSU von 1953 bis 1964 und Re-
gierungschefs der Sowjetunion von
1958 bis 1964 ist eng verbunden
mit weltpolitischen Krisen wäh-
rend des Kalten Krieges. Dazu zäh-
len die Niederschlagung des Arbei-
teraufstandes in Posen und des
Volksaufstandes in Ungarn 1956,
die zweite Berlin-Krise 1958, der
pöbelnde Auftritt vor der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen
1960, der Bau der Berliner Mauer
1961 und die Kubakrise 1962.
Dabei gab es durchaus Anlass zu

Hoffnungen. Im Februar 1956 brach
Parteichef Chruschtschow auf einer
Geheimsitzung des XX. Parteitages
der KPdSU erstmals das Schweigen
über die Verbrechen Josef Stalins.
Ausgerechnet Stalin, der sein Ent-
decker und Förderer gewesen war.
Während des Studiums hatte
Chruschtschow Stalins Ehefrau
Nadjeschda Allilujewa kennenge-
lernt. Durch sie bekam er Kontakt
zu Stalin, der ihn zum Essen einlud.
Chruschtschow nannte die Alliluje-
wa sein „Lotterielos“.
Chruschtschows Vater arbeitete

als Bergmann im Donezbecken in
der Ukraine. Den gleichen Beruf
ergriff der Sohn. 1918 trat er in die
Kommunistische Partei ein, kämpf-
te in der Roten Armee. Ganz auf
der politischen Linie Stalins, stieg
er in der Partei auf. Bereits 1933
war er Chef des Moskauer Gebiets-
parteikomitees, 1934 saß er im
Zentralkomitee (ZK), 1939 war er
Mitglied im Politbüro. Er überlebte
nicht nur die blutigen Säuberun-
gen Stalins, den sogenannten Gro-
ßen Terror, er unterstützte ihn als
einer der engsten Vertrauten des
Diktators. Während andere hohe
Parteikader reihenweiße liquidiert
wurden, machte Chruschtschow
Karriere. Er verstand es, sich bei
den Machtkämpfen wegzuducken,
den ungefährlichen Tölpel zu spie-

len. Seine Konkurrenten übersa-
hen ihn schlicht.
Nach dem Zweiten Weltkrieg

wurde Chruschtschow ZK-Sekretär.
In diesem Amt war er, als Stalin im
März 1953 starb. Der gefürchtete
Chef des Geheimdienstes, Lawren-
tij Berjia, galt als besonders aus -
sichtsreicher Nachfolgekandidat.
Chruscht schow gehörte zu dessen
Gegnern. Drei Monate nach Stalins
Tod wurde Berija verhaftet und er-
schossen. Als „kollektive Führung“
teilten sich Chruschtschow als Er-
ster Sekretär des ZK und damit Par-
teichef sowie Malenkow als Mini-

sterpräsident und damit Regie-
rungschef die Macht. Dieses Kollek-
tiv hielt nicht lange. 1955 kritisierte
Chruschtschow Malenkow öffent-
lich, wenig später erklärte Malen-
kow seinen Rücktritt. Nikolaij Bul-
ganin folgte als Regierungschef.
Chruschtschow bestimmte nun zu-
nehmend. Noch im Sommer des
Jahres schrieb er die Teilung
Deutschlands in zwei Teile fest.
Nach dem XX. Parteitag 1956,

dem ersten nach dem Tod seines
Förderers Stalin, lud der Erste Par-
teisekretär ausgewählte Delegierte
zu einer geheimen Sondersitzung.

Notizen wie Tonbandmitschnitte
waren nicht erlaubt. Chruscht-
schow behauptete zwar später,
spontan gesprochen zu haben,
doch las er die Rede Wort für Wort
vom Blatt ab. Er sagte, Stalin sei als
Übermensch mit gottähnlichen Ei-
genschaften stilisiert worden und
habe absolute Unterwerfung ver-
langt. Wer sich widersetzte, sei mo-
ralisch und physisch vernichtet
worden. Der Tyrann habe seine
Macht missbraucht, habe ganze Ka-
der liquidieren lassen. 
Eine knappe Mehrheit im Polit-

büro, darunter Bulganin, versuchte

1957 als Reaktion auf diese Rede
Chruschtschow auszubooten,
scheiterte aber. Der Parteisekretär
übernahm im Folgejahr Bulganins
Amt als Ministerpräsident. Damit
vereinte Chruschtschow die Ämter
des Partei- und des Regierungs-
chefs wieder in einer Person.
Außenpolitisch löste Chruscht-

schow 1958 die zweite Berlin-Krise
aus, als er den Abzug der west-
lichen Alliierten aus West-Berlin
verlangte bei gleichzeitiger Um-
wandlung in eine entmilitarisierte
freie Stadt. Der Westen unter Füh-
rung des US-Präsidenten John F.

Kennedy lehnte ab. In dieser Situa-
tion schossen die Sowjets ein US-
amerikanisches Spionageflugzeug
ab, ein geplantes Gipfeltreffen in
Paris platzte daraufhin. 
Die Lage war extrem angespannt,

als Chruschtschow 1960 an der
UN-Vollversammlung in New York
teilnahm. Zur Debatte stand die
Entkolonialisierung. Ein Delegier-
ter der Philippinnen hatte die So-
wjetunion beschuldigt, die Grund-
rechte zerstört zu haben. Chruscht-
schow hämmerte mit seinem
Schuh auf den Tisch und schäumte:
„Warum darf dieser Nichtsnutz, die-
ser Speichellecker, dieser Fatzke,
dieser Imperialistenknecht und
Dummkopf – warum darf dieser
Lakai der amerikanischen Imperia-
listen hier Fragen behandeln, die
nicht zur Sache gehören?“
Die Welt belächelte den pein-

lichen Auftritt. Aber nicht lange.
Die Sowjetunion beschloss 1962,
Fidel Castro mit Waffen und militä-
rischen Ausbildern zu unterstüt-
zen. Chruschtschow drohte, ein
Eingreifen der USA werde einen
Dritten Weltkrieg zur Folge haben.
Kennedy konterte „notfalls mit Waf-
fengewalt“ zu antworten, sollte ver-
sucht werden, von Kuba den Kom-
munismus auf andere Länder zu
übertragen. Den Einsatz von Kern-
waffen schloss er nicht aus. Inzwi-
schen waren sowjetische Mittel-
streckenraketen auf Kuba statio-
niert. Die US-Amerikaner verhäng-
ten eine Seeblockade. Castro ließ
mobil machen. Chruschtschow gab
letztendlich nach, die Raketen wur-
den abgezogen. Die Sowjet union
sah wie ein Verlierer aus. 
Die Kubakrise war nur einer der

Anlässe, die zur Entmachtung
Chruschtschows führten. Seine
vorsichtige Annäherung an die
Bundesrepublik, das gestörte Ver-
hältnis zur KP Chinas und Misser-
folge bei der Reform der Landwirt-
schaft gehörten ebenfalls dazu. Am
14. Oktober 1964 verlor Chruscht-
schow seine Ämter als Parteichef
und Ministerpräsident. Die „Praw-
da“ meldete erst zwei Tage später,
Chruschtschow sei „wegen seines
vorgerückten Alters in Rente gegan-
gen“. Der Rentner zog sich auf sei-
ne Datscha zurück. Dort starb er
am 11. September 1971 an Herzver-
sagen. Klaus J. Groth

GESCHICHTE & PREUSSEN

Pöbelnder 
Auftritt vor der

Vollversammlung
der Vereinten
Nationen am
23. September

1960:
Nikita 

Chruschtschow
mit seinem Schuh

Bild: pa

Tödliche Falle für den »Caudillo del Sur«
Der Film »Vivat Zapata!« mit Marlon Brando in der Titelrolle machte Mexikos gleichnamigen Revolutionshelden auch in Deutschland bekannt
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Der mit dem Schuh haut
Nikita Chruschtschow entlarvte Josef Stalins Verbrechen – und löste fast einen Weltkrieg aus
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Nun gibt es also einen Be-
schluss: Das EU-Parlament

will, dass die Umstellung von
Normalzeit („Winterzeit“) auf
Sommerzeit 2021 endet. Offen ist
jedoch, welche Zeit dann dauer-
haft gelten soll.
Viele plädieren
dafür, nicht zur
d a u e r h a f t e n
Normalzeit zu-
rückzukehren,
wie sie bis 1980 in Deutschland
galt, sondern das ganze Jahr bei
der Sommerzeit zu bleiben.
Dagegen regt sich jedoch ent-

schiedener Widerstand von Me-
dizinern und Pädagogen. Der
Deutsche Lehrerverband warnt,
dass die Schüler dann zwei Mo-

nate länger in völliger Dunkel-
heit zur Schule gehen müssten,
was zu mehr Unfällen führen
dürfte.
Mediziner erklären, dass das

frühe Aufstehen für Teenager
aufgrund ihres
altersbedingten
Biorhythmus’
ohnehin eine
Belastung dar-
stelle, gerade in

der dunklen Jahreszeit, wenn
das blaue Sonnenlicht fehle, das
uns wachmache. Eine dauerhafte
Sommerzeit würde dieses Pro-
blem weiter verschärfen, was auf
den Lernerfolg drücke. Die De-
batte um die „richtige“ Zeit wird
also weitergehen.   H.H.

Moment der Woche
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Eine Brise frischer Wind
Noch hält die Käseglocke der Einheitsmeinung − Doch es gibt Zeichen der Hoffnung

Beim täglichen Blick in die
großen Zeitungen oder
auf die GEZ-finanzierten

Nachrichten ist die überbordende
Linkslastigkeit nach wie vor deut-
lich spürbar. Pauschal verdammt
wird nahezu jede Äußerung, die
auch nur vorsichtig die unreflek-
tierte Willkommenskultur, das
zerstörerische, naive Gutmen-
schentum oder die Klimareligion
hinterfragt. Kritiker werden diffa-
miert, eine inhaltliche Ausein-
andersetzung mit Argumenten
findet kaum statt.

Neuerdings gibt es jedoch mit-
unter erstaunliche Meldungen. So
äußerte Bundestagspräsident
Wolfgang Schäuble Anfang März
gegenüber der „Berliner Morgen-
post“, dass die AfD „Teil der Poli-
tik“ sei. „Und ihre Wähler sind ge-
nauso ernst zu nehmen wie alle
anderen Wähler.“ 
Genau genommen handelt es

sich um eine sagenhafte Unver-
schämtheit, wenn ein Parlaments-
präsident eines demokratischen
Staates erklärt, dass eine Partei,
die bei einer landesweiten Wahl
12,6 Prozent erreichte, zur Politik

gehöre und den Wählern gönner-
haft ernst zu nehmende Absich-
ten zubilligt. Unter den gegebe-
nen Umständen ist es allerdings
schon bemerkenswert, im positi-
ven Sinne. Ebenso Schäubles
Feststellung, dass der Verfas-
sungsschutz die AfD nicht öffent-
lich zum Prüffall erklären dürfe. 
Ulrich Schellenberg, der Vorsit-

zende des „Deutschen Anwaltver-
eins“, dem immerhin etwa 66000
Mitglieder angehören, nutzte den
diesjährigen Neujahrsempfang zu
einem groben verbalen Rundum-
schlag gegen den Bundestagsab-
geordneten Stephan Brandner.
Das juristische Magazin „Legal
Tribune Online“ sprach im Januar
von einem „Eklat“. Zu dem Emp-
fang mit 200 Gästen, darunter Ju-
stizministerin Katarina Barley,
war der AfD-Politiker Brandner in
seiner Funktion als Vorsitzender
des Rechtsausschusses des Deut-
schen Bundestages geladen. 
Kurz nach Beginn seiner Rede

habe Schellenberg gesagt, dass er
bei AfD-Gesetzentwürfen immer
eine „unfreiwillige Zeitreise in die
Vergangenheit“ unternehme, die
Partei gebrauche Vokabular der
Nationalsozialisten, der Chef des
Anwaltvereins sprach von „Ent-
gleisungen“. Dem direkt angegrif-
fenen Brandner verweigerte er die
Möglichkeit zur Erwiderung. 
Aufgreifenswert wäre dies

nicht, hätte nicht Ende Februar

dasselbe Magazin bekannt gege-
ben, dass Schellenberg als An-
waltvereinsvorsitzender zurück -
getreten sei. Es sei „keine freiwil-
lige Entscheidung“ gewesen. Ne-
ben dem Führungsstil Schellen-
bergs wurden als Gründe ge-
nannt: „Zu wenig berufspolitische
Vision, zu viel Öffentlichkeitsar-
beit zu allgemeinen politischen
Themen.“ Eine direkte Verbin-
dung wurde nicht hergestellt,
aber das Verhalten gegenüber
Brandner dürfte hier einzuordnen
sein. Wahrscheinlich fühlten sich
längst nicht alle im Verein organi-
sierten Anwälte durch ihren Vor-
sitzenden gut repräsentiert.
Die Buchhändlerin Susanne

Dagen, bekannt geworden als Ini -
tiatorin der „Charta 2017“, nahm
im vergangenen September an ei-
ner öffentlichen Tagung zum The-
ma „Die Neue Mitte? Rechte Ideo-
logien und Bewegungen in Euro-
pa“ teil. Veranstaltet wurde das
Ganze vom „Deutschen Hygiene-
Museum Dresden“, Kooperations-
partner war unter anderem die
„Bundeszentrale für politische
Bildung“. Der Zugang zu einem
„Workshop“, welchen eine Vertre-
terin der Amadeu-Antonio-Stif-
tung leitete, wurde Dagen ver-
wehrt. Die Veranstalter beugten
sich der von einer Stasi-Denunzi-
antin geleiteten Stiftung, welche
jeglichen Diskurs von vornherein
verweigerte. 

Dass es in besagtem „Workshop“
ausgerechnet um „Echokam-
mern“ ging, unterstreicht die
Widersinnigkeit der Abweisung
einer potenziell kritischen Stim-
me. Teilnehmer hätten sich durch
die Anwesenheit der Buchhändle-
rin unter Druck gesetzt gefühlt,
sie hätten dann Hemmungen ge-
habt, sich frei zu äußern. Der
„Schutz von Engagierten auf einer
Tagung“ habe Vorrang, so die
„Workshop“-Leiterin. Susanne
Dagen hat gegen ihren Ausschluss
geklagt. Vor dem Dresdner Land-
gericht bekam sie nun Recht.

Die leicht geänderte Tonlage in
Aussagen des Inhabers des zu-
mindest formell zweithöchsten
Staatsamtes, der wohl erzwunge-
ne Rücktritt des Anwaltvereins-
vorsitzenden, nicht zuletzt we -
gen kompetenzüberschreitender
Beschimpfungen einer ihm nicht
genehmen Partei, oder die Ent-
scheidung eines Richters gegen
eine Linksideologie-triefende
Stiftung sind vielleicht keine
Tendenzwende, aber immerhin
ein auffrischender Wind.

Erik Lommatzsch

Die Pille gegen Lug und Trug
»Redpilling« ist der Schlachtruf der neuen Wahrheitssucher, die der Politischen Korrektheit den Garaus machen wollen

Ein neue Generation zeitkriti-
scher Blogger hat die Nase voll
von ideologischem Blendwerk.
Die „Redpilling“-Bewegung will
den Vorhang aus Lügen und Illu-
sionen zerreißen. Was in den USA
begann, greift nun auch auf
Deutschland über.

Den Anstoß gab der US-ameri-
kanische Kultfilm „Matrix“. Eine
Schlüsselszene zeigt die heimli-
che Zusammenkunft der Hauptfi-
guren Morpheus und Neo. Hinter
geschlossenen Gardinen hält
Morpheus auf jeder Hand eine
Tablette hin und spricht: „Das ist
die letzte Gelegenheit, Neo. Da-
nach gibt es kein Zurück mehr.
Nimmst du die blaue Pille, endet
die Geschichte. Du wachst in dei-
nem Bett auf und glaubst, was du
glauben willst. Nimmst du die ro-
te, bleibst du hier im Wunderland,
und ich zeige dir, wie tief der Ka-
ninchenbau reicht.“
Neo langt nach einer der Kap-

seln. Da erhebt Morpheus noch-
mals die Stimme: „Bedenke! Alles,
was ich dir biete, ist die Wahrheit,
mehr nicht.“ Tapfer greift der
Held die rote und spült sie mit ei-
nem Schluck Wasser hinunter.
Davon schreckt er hoch aus seiner
Scheinwelt, die ihm ein ausgeklü-
geltes System vorgegaukelt hat. Er
taucht in einer herben Wirklich-
keit auf, die ihm Übelkeit bereitet.
Sein Vorleben in Unmündigkeit
hatte ihm die Kraft geraubt, den
Tatsachen ins Gesicht zu schauen.
Das große Kino von 1999

machte Schule. In den sozialen
Netzwerken der USA begannen
sogenannte „Redpillers“, dem
Zeitgeist auf den Zahn zu fühlen
und dessen Gemeinplätze anzu-
fechten. Linke, Globalisierer, Mul-
tikulturelle, Feministinnen und
Genderkrämer beschimpften die
Freidenker als Faschisten. 
Das Hickhack machte das bunte

Kügelchen erst recht bekannt. Der
feuerwehrfarbene Drops wurde
zum Modewort für Aufklärung.
Schriftsteller Timothy Klaver beti-
telte sogar ein frommes Buch da-

mit: „Redpilling Atheists“, soll
heißen: Aufklärung von Gottes-
leugnern mittels roter Lutschpa-
stillen. Laut der englischsprachi-
gen Wikipedia versinnbildlicht
das Bonbon nunmehr gesichertes
Wissen, harte Tatsachen und freie
Rede. Die blaue Pille steht für se-
lige Einfalt, Selbsttäuschung und
Luftschlösser.
Die deutschsprachige Ausgabe

des Weltnetz-Lexikons steuert ei-
nen erhellenden Artikel über den
amerikanischen Dokumentarfilm
„The Red Pill“ bei. Der Streifen
von 2016 behandelt die Männer-
rechts-Bewegung der Vereinigten
Staaten. Eine Journalistin glaubt,
von Hass getriebene Frauenfeinde
vor sich zu haben. Bei ihren
Nachforschungen bröckelt das
modische Weltbild. Sie beugt sich
schließlich der Tatsache, dass
Männer und Jungen in vieler Hin-
sicht im Nachteil sind. 
Deren Selbstmordrate ist höher,

ebenso die Zahl der Todesfälle am
Arbeitsplatz, ihre Lebenserwar-
tung umso geringer. Vor Familien-
gerichten werden sie benachtei-
ligt. Häusliche Gewalt der Ehefrau
findet kein Gehör. Ferner belegt
der Film, wie Feminist*innen
nach Art der deutschen Antifa
Kundgebungen der Männer-
rechtsbewegung stören oder be-
hindern. Zum Ende des Flimmer-
werks schwört die Journalistin ih-
rem Weiblichkeitswahn ab.
In der Wirklichkeit ist es noch

lange nicht so weit. In Deutsch-
land musste noch ein Mann
„Überfällige Anmerkungen zum
Geschlechterkampf“ machen. Mit
dieser Unterzeile versah Matthias
Matussek im Jahr eins vor „Ma-
trix“, also 1998, seine Streitschrift
„Die vaterlose Gesellschaft“. Un-
längst folgte als weiteres Werk
„White Rabbit“, weißes Kanin-
chen. Ein solcher Nager kommt
auch in dem Lichtspiel von der
roten Pille vor. Dort wiederum
war es eine Anspielung auf ein
Lied dieses Namens der Gruppe
Jefferson Airplane von 1967. Der
Stammbaum des Kults reicht mit-

hin weit zurück. Matusseks Ka-
ninchen berichtete „aus dem
Innenraum der Vierten Gewalt“.
Gemeint sind die Medien, die ne-
ben dem klassischen Dreigestirn
Regierung, Gesetzgeber und Ge-
richtsbarkeit als gleichwertige
Kraft im Staat walten wollen. Tref-
fender wäre „fünftes Rad am Wa-
gen“. „Denn die Medien haben
sich – so scheint es – in den letz-
ten Jahren in einen unkritischen
Jubelchor der Regierung verwan-
delt und das Land in einen Hip-
piestaat, der so verrückt agiert, als
gäben die Woodstock-Veteranen
Jefferson Airplane mit ihrer psy-
chedelischen Hymne den Takt
vor“, heißt es bei Matussek.
An einer griffigen Übersetzung

von „Redpilling“ fehlt es jedoch
immer noch. Darum kommt die
klärende Arznei hierzulande Eng-
lisch daher. Auf der Weltnetzseite
„D-Generation“ serviert der Berli-
ner Blogger Christian Hesse sei-
nen Landsleuten das kesse Kügel-
chen so: „Redpilling beschreibt
den Prozess der Erleuchtung und

Aufklärung aus dem tiefen Dorn-
röschenschlaf der glückseligen Ig-
noranz.“
Weiter gibt es Saures für die

Meinungs-Eunuchen der gut-
menschlichen Medien. Zum
„Redpillen“ von deren Opfern
empfiehlt der Blogger Ehrlichkeit:
„Wichtig ist immer aufrichtig zu
sein, was ja nicht schwer ist, weil
wir die Tatsachen auf unserer Sei-
te haben und nicht wie Staats-
funk, Google und das Politkartell
ständig die Fakten verdrehen
müssen, um sie dem Narrativ an-
zupassen.“
Vor allem braucht es Geduld,

meint der bekehrende Berliner:
„Redpilling wird selten in einer
halben Stunde zur Erleuchtung
führen.“ Auch gebe es fast aus-
sichtslose Fälle: „Einen grünen
Betonkopf wirst Du nur schwer
redpillen können.“ Wer sogar eine
grüne Betriebsnudel aus der Nähe
erlebt hat, dürfte ihm zustimmen.
Hesse: „Am besten sucht man sich
Menschen, zu denen bereits ein
Vertrauensverhältnis besteht.“

Ebenso eindringlich warnt ein
„Rote Pille Blog“ vor Medien-Be-
vormundung, Feminismus und
sonstigen Danaergeschenken des
Zeitgeists. Unter der Überschrift
„Mein Sohn der Kloputzer“
nimmt sich Verfasser Henry Fe-
nech die Fraktionsoberin der
Grünen im Bundestag, Katrin Gö-
ring-Eckardt, zur Brust. Auf die
Frage, was sie ihrem Sohn in Sa-
chen Emanzipation beigebracht
habe, sagte sie: „Bei uns war im-
mer klar: Wenn du kein Klo put-
zen kannst, kriegst du nie eine
Freundin.“
Die rote Pille Fenechs lautete:

„Was für eine absurde Logik! Ge-
nau das Gegenteil ist der Fall –
wer als Mann unmännlich ist,
weibliches Verhalten an den Tag
legt und sich unterwürfig (Beta)
verhält, wird von Frauen gemie-
den. So sieht die Realität aus –
wie kann man die eigenen Söhne
so belügen?!“
Zur trostlosen Lage von „Beta-

Männern“ heißt es: „Dies liegt
wahrscheinlich an den gleichge-

schalteten GEZ-Zwangsgebühren-
Mainstream-Medien, denen lei-
der kaum konservative Medien
entgegen stehen. Hier haben die
Amis deutlich mehr Auswahl, wie
beispielsweise Fox News, wo man
auch mal Feminismus-kritische
Beiträge sehen kann.“
Manche Michel machen es

schon wie die Amis. Eine beson-
dere „Red-Pill-Philosophie“ ver-
breitet der Blog „Der lange Weg
zum ersten Mal“. Wie unschwer
zu erraten ist, dreht sich hier alles
um die Frage, wer wie mit wem.
Dazu wird eine bittere Medizin
gegen den Traum von romanti-
scher Liebe verabreicht: Weibsbil-
der seien Männer mordende

Vampire. Gemäß einem soge-
nannte „Briffault-Gesetz“ seien
sie sämtlich gefühllos.
Die provokante Regel lautet:

„Frauen beherrschen den Part-
nermarkt. Sie diktieren die Kon-
ditionen, zu denen Sex stattfin-
det sowie Beziehungen und Ehen
eingegangen werden. Sie han-
deln dabei marktrational: Eine
Kosten-Nutzen-Analyse, bei der
vergangene Nutzen ignoriert und
zukünftige Nutzen mit der ver-
muteten Eintrittswahrscheinlich-
keit gewichtet werden, gibt den
Ausschlag. Wenn der Marktwert
des Partners sinkt, verlässt sie
ihn.“
Bezaubernder sang es Margot

Hielscher. Die Künstlerin trällerte
ehedem in einem Schlager von
Theo Mackeben: „Frauen sind kei-
ne Engel. Sie tun so, doch nur
zum Schein. Sie schauen euch mit
sanften Augen an und können so
herzlos sein.“ Doch es gibt auch
Trost: „Dennoch sind sie so süß.
Sie schenken einem verliebten
Mann auf Erden schon das Para-
dies.“   Volker Wittmann

Den Anstoß für die
Bewegung gab der
US-Kinohit »Matrix«

Noch sind es nur 
vereinzelte 

kleine Anzeichen

Immerhin: Der
Richter gab Susanne

Dagen recht 

Stichwortgeber Hollywood: „Matrix“-Hauptdarsteller Keanu Reeves Bild: action press

Welche ist die 
»richtige« Zeit?
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Kollision an 
der Bahntrasse

Lyck – An einer Eisenbahn-Über-
führung der Trasse Suwalki–Lyck
ist es zu einer Kollision mit einem
die Trasse kreuzenden Militär-
transport gekommen, der am Via-
dukt hängenblieb. Zu dem Vorfall
kam es in der Nähe von Prostker-
gut bei Treuburg. Die Ladefläche
und das transportierte Gerät wur-
den beschädigt. Andere Gefährte
kamen nicht zu Schaden. Das weg-
geschobene Militärfahrzeug und
die Geräte wurden gesichert. Sol-
daten und auch der Zugverkehr
kamen nicht zu Schaden. PAZ

Die Woiwodschaftsstraßen-
behörde in Allenstein
führt das Programm „Grü-

ne Straße” durch, mit dem nicht
nur die alten Alleen entlang der
Woiwodschaftsstraßen erhalten
bleiben, sondern auch neue ent-
stehen sollen.
Ohne entsprechende Schutz-

maßnahmen würden die Bäume
mit der Zeit aussterben. „Grüne
Straße” ist ein Programm zur Ge-
staltung und Pflege von Straßen-
grünanlagen, insbesondere histo-
rischen Alleen, die ein Kulturerbe
Ostpreußens sind. Dieses Verfah-
ren erfolgt bei gleichzeitiger Ge-
währleistung der erforderlichen
Verkehrssicherheit. Daher werden
junge Bäume in einer beträcht-
lichen Entfernung von der Straße
gepflanzt, um keine Gefahr für die
Verkehrsteilnehmer zu bilden.
Das Ermland und Masuren

zeichnen sich nicht nur in der Re-
publik Polen, sondern auch in Eu-
ropa durch die Anzahl und den
Zustand der Alleen aus. Sie zeu-
gen von einer bewussten Gestal-
tung der Landschaft und haben
nicht nur historische oder land-
schaftliche Bedeutung, sondern

auch wichtige Kommunikations-,
Informations- und Naturfunktio-
nen. Baumreihen schützen vor
Sonne und Schnee sowie vor
Lärm und Abgasen, markieren
den Straßenverlauf und sind ein
klares Zeichen der Raumorgani-
sation. 
Seit Jahrhunderten waren Al-

leen ein weit verbreitetes Ele-
ment von Parks und Gärten. Be-
reits in der ersten Hälfte des 18.

Jahrhunderts wurde der Schwer-
punkt auf das Anlegen von Hek-
ken, Alleen und Zeilen in einer
offenen Landschaft entlang von
Straßen, Flüssen und Bächen ge-
legt. 
Die Errichtung der Alleen in

Preußen wurde von König Fried-
rich Wilhelm I. und seinem Sohn
Friedrich II. initiiert. Ihre Nach-
folger setzten diese Tätigkeit fort.
Auf Befehl von Friedrich Wil-

helm IV. wurde 1841 ein Dekret
über Alleen erlassen, in dem das
Erhalten von alten und das An-
pflanzen neuer Alleen sowohl
auf staatlichem als auch auf pri-
vatem Land empfohlen wurde. 
In Ostpreußen wurden bis in

die 1930er Jahre alte Alleen ge-
pflegt und neue eingerichtet. Sie
wurden zuerst entlang der
Hauptverbindungswege angelegt,
doch später bildeten sie ein dich-
tes Netzwerk, das Großstädte und
kleine Dörfer miteinander ver-
band. Gleichzeitig entstanden
auch Alleen innerhalb der priva-
ten Landgüter, nicht nur in Parks
oder auf dem Weg zu Friedhöfen,
sondern auch entlang von Stra-
ßen, die zu benachbarten Höfen
und zu entfernten Vorwerken,
Mühlen oder Bahnhöfen führten.
Sie waren auch ein wichtiges
Element im Inneren des Dorfes.
An vielen Orten wurden entlang
der Dorfstraße Bäume gepflanzt.
Die Alleen wurden mit der Zeit
zu einem untrennbaren Teil der
preußischen Landschaft. Heute
sind sie Kulturerbe der Region,
das es zu bewahren und zu erhal-
ten gilt.

Im Rahmen des Programms
„Grüne Straße”, das seit fünf Jah-
ren durchgeführt wird, finden
zweimal jährlich Baumpflanzak-
tionen entlang der Straßen statt –
im Frühjahr und im Herbst. Es
werden auch die Grenzen der
Fahrbahn wieder hergestellt und
die dort wachsenden Bäume einer
professionellen dendrologischen
Untersuchung unterzogen. Im
Rahmen des Programms unterlie-
gen alle Bäume professioneller
Betreuung durch Spezialisten.
Im Jahr 2018 entstand innerhalb

des Programms „Grüne Straße“
ein Projekt, das nur den wertvoll-
sten Alleen galt und das mit EU-
Mitteln gefördert wird. Dieses Pro-
jekt wird zwei Jahre dauern. Es
wurden einzigartige Alleen ent-
lang der Woiwodschaftsstraßen
ausgewählt, die besondere  Unter-
stützung benötigen, um zu überle-
ben. Auf der Liste befinden sich
Straßen in der Umgebung von Ro-
senberg, Marwalde, Liebstadt,
Rhein und Barten.
Im Rahmen des Programms

„Grüne Straße“ wurden insgesamt
bereits 2624 Bäume angepflanzt. 

Edyta Gładkowska

„Archiv der erzählten Geschichte“
ist ein Projekt, das seit 2009
durch das Haus der Deutsch-Pol-
nischen Zusammenarbeit in Op-
peln und den Verband der deut-
schen sozial-kulturellen Gesell-
schaften geleitet wird. Die aktuel-
le Begegnung fand am 19. März in
Allenstein statt.

Das Ziel der Zusammenkunft
ist es, die von Zeitzeugen erzähl-
ten Geschichten, Erinnerungen,
Erlebnisse und Erfahrungen vor
dem Vergessen zu bewahren. Pro-
jektteilnehmer sind Jugendliche,
Schüler von Gymnasien und Stu-
denten, die Interesse daran ha-
ben, in persönlichen Gesprächen
mit Zeitzeugen deren Lebens-
schicksale kennenzulernen. 
Auf diese Weise erfahren die

jungen Leute die Geschichte vor
und nach dem Ausbruch des
Zweiten Weltkrieges aus der Per-
spektive von damals aufwachsen-
den Menschen. Die Zeugnisse der
Zeitzeugen werden in Form von
Interviews festgehalten. Digitali-
siert sind sie auf der Internetseite
der Organisatoren zu hören.  
Nach zehn erfolgreichen Jahren

ist es dem Verband der deutschen
sozial-kulturellen Gesellschaften
in der Republik Polen gelungen,
über die Regionen Schlesien und
Oberschlesien, in denen zahlrei-
che Vertreter der Deutschen Min-
derheit leben, hinauszugehen und
die Berichte von Zeitzeugen aus
Ostpreußen mit einzubeziehen. 
Die berührenden Fragmente der

aufgezeichneten Interviews konn-
te man in Allenstein am 19. März
als Zusammenfassung im 2. Ga-
łczynski-Allgemeinbildenden Ly-
zeum in Allenstein hören. In ei-
nem Schulkonferenzraum begeg-
neten einander junge Reporter

und ihre Gesprächspartner, um
sich mit den Anwesenden über
die Projektergebnisse und die Be-
deutung eines solchen Zu-
sammentreffens auszutauschen. 
An der Veranstaltung nahmen

nicht nur Stadtvertreter und Mit-
glieder der Deutschen Minderheit
teilt, sondern auch viele Jugendli-
che aus Allensteiner Schulen so-
wie Studenten der Universität
Ermland-Masuren. 
Nachdem die Projektleiterin

Izabela Waloszek ihren besonde-
ren Dank an Anna Czajkowska
und Marta Szpanel, die Jugendli-
che für die Arbeit im Rahmen
des „Archivs der erzählten Ge-
schichte“ begeisterten, ausge-
richtet hatte, präsentierte sie
mehrere Fotos von den Begeg-
nungen der jungen und älteren

Menschen. Man erhielt Einblik-
ke darin, wie 17 Schüler des
Gałczynski-Lyzeums dank ge-
schichtlicher und journalisti-
scher Werkstätten auf eine pro-
fessionelle Durchführung von

Gesprächen mit Zeitzeugen vor-
bereitet wurden. 
Insgesamt entstanden 35 Inter-

views. Ein Teil der aufgezeichne-
ten Berichte soll ähnlich wie bei
vorangegangenen Projekttagen als
Buch veröffentlicht werden. Nach
Ansicht von Frau Waloszek ist es
den Teilnehmern gelungen, über
einen Dialog generationsübergrei-

fende Brücken zu bauen. Das füh-
re zum gegenseitigen Verständnis
und ermögliche die Bewahrung
schwieriger wie auch freudiger
Erinnerungen an Geschehnisse,
die sich vor, während und nach
dem Zweiten Weltkrieg im süd-
lichen Ostpreußen abgespielt ha-
ben.  
Im Anschluss an die Fotoprä-

sentation fand eine Podiumsdis-
kussion statt, in der zwei junge
Reporterinnen, Aleksandra Soli-
woda und Julia Durska, den Zuhö-
rern über ihre Erfahrungen er-
zählten, die sie während der mit
Zeitzeugen verbrachten Momente
sammelten. Obwohl die Schüle-
rinnen für Interviews von einem
Profi-Journalisten geschult wur-
den, sei es – wie sie selbst be-
kannten – nicht ohne Stress ge-

gangen, und es war nicht immer
leicht, eine ausreichende Basis
des gegenseitigen Vertrauens zu
erzielen, um ein gutes Gespräch
zu führen. Aber es habe sich ge-
lohnt, denn die Treffen sowie die
Gelegenheit, die Vergangenheit
aus der Sicht der erfahrenen
Menschen kennenzulernen, habe
ihre Weltanschauung geändert.
Sie hätten gelernt, die vergange-
nen Zeiten nicht durch das Pris-
ma trockener Fakten aus Ge-
schichtsbüchern, sondern mit den
Augen der damals Lebenden
wahrzunehmen.  
Tatsächlich kommen die Ju-

gendlichen mit sehr persönlichen
Geständnissen in Berührung, stär-
ken durch ihre Beteiligung am
Projekt die Erinnerungskultur
und vertiefen ihre historische Bil-
dung. Dieser Meinung waren
auch die zur Podiumsdiskussion
eingeladenen Gesprächspartner
der jungen Journalisten. Als die
Moderatorin der Veranstaltung
ihnen das Wort erteilte und nach
verschiedenen Situationen aus ih-
rem Leben fragte, erinnerten sie
sich an ihr Familienleben, ihre
Arbeit, Kindheit, Jugend- und
Schulzeit.  
Einen besonderen Eindruck auf

die Anwesenden machte Otto Tu-
schinski von der Allensteiner Ge-
sellschaft Deutscher Minderheit,
als er auf spannende und aus-
drucksvolle Weise sowohl die Er-
eignisse in Allenstein nach 1945
als auch seine Sportleidenschaft
und seine Boxtrainerkarriere
schilderte. Schon jetzt wirbt das
Haus der Deutsch-Polnischen Zu-
sammenarbeit bei allen interes-
sierten Jugendlichen und Studen-
ten für eine Fortsetzung des Pro-
jekts „Archiv der erzählten Ge-
schichte“. Dawid Kazanski

Die Erinnerungskultur pflegen
Deutsch-polnische Zusammenarbeit: In Allenstein trafen sich Jung und Alt zum Erfahrungsaustausch

Podiumsdiskussion im Anschluss der Veranstaltung: Zeitzeugen beantworten Fragen Bild: D.K.

Bernsteinfund
bei Kanalbau

Neue Welt – An der Stelle, wo der
Schifffahrtskanal durch die Frische
Nehrung entsteht, wurden zwei
Bernstein-Lagerstätten gefunden.
Bei Baumfällarbeiten im Wald hat-
ten Geologen das Terrain unter-
sucht. Das Meeresamt Gdingen
analysierte alle erhaltenen Daten,
sah aber keinen Bernstein von Be-
deutung. Wie die Pressesprecherin
des Meeresamtes erläuterte, läuft
zurzeit die Analyse einer eventuel-
len Möglichkeit zum Abbau. Mit
Hilfe der Dokumentation soll beim
Umweltministerium der Antrag auf
Erteilung einer Abgrabungs-Kon-
zession gestellt werden, dies hängt
jedoch vom Ergebnis der Analyse
ab. Dabei werden. Die  Kosten des
Bernsteinabbaus mit seiner Ver-
wendungsmöglichkeit abgewägt.
Der Elbinger PiS-Abgeordnete
schätzt den Wert des Bernsteinvor-
kommens auf zirka 200 Millionen
Euro, was in etwa der Höhe der
Baukosten des Kanals durch das
Frische Haff entspricht. PAZ

Gericht gibt
Deutschem recht
Dietrichswalde – Das Landgericht
Allenstein hat den polnischen Staat
verurteilt, mehr als 114000 Euro
Entschädigung für eine Konfiszie-
rung in den 70er Jahren und spätere
Veräußerung des landwirtrschaft-
lichen Betriebes eines deutschen
Erben in Dietrichswalde zu zahlen.
Anton B. hatte eine Entschädigung
in Höhe von 163000 Euro verlangt
für einen landwirtschaftlichen Be-
trieb von 57 Hektar, auf dem sich
ein Wohnhaus und Wirtschaftsge-
bäude befanden. Das Grundvermö-
gen hatte die Mutter des Klägers,
Cecylia W., die in den 70er Jahren
aus der Volksrepublik Polen aus-
wanderte und ihr Vermögen zurük-
kließ, im Wege der Erbschaft erwor-
ben. Das Grundvermögen wurde
vom Staat auf Grund einer Entschei-
dung des Bürgermeisters von Die-
trichswalde konfisziert, deren Un-
gültigkeit der Minister für Landwirt-
schaft und Dorfentwicklung 2016
bekräftigt hat. Der Bevollmächtigte
des Klägers verlangte vom Landge-
richt Allenstein ein Drittel der ein-
geklagten Summe nach dem Wert
des damaligen Standes. Das Gericht
urteilte, dass auch die Gerichtsko-
sten  von knapp 3000 Euro erstattet
werden müssen. Das Urteil ist noch
nicht rechtskräftig. PAZ

Interviews änderten
Weltbild der Jungen
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Alleen-Rettung im südlichen Ostpreußen
Im Rahmen des Programms »Grüne Straße« ergreifen Allensteins Behörden Maßnahmen zur Baumpflege

Schützenswert: Typische masurische Allee Bild: E.G.
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ZUM 102. GEBURTSTAG

Bernotat, Ernst, aus Prostken,
Kreis Lyck, am 7. April

ZUM 99. GEBURTSTAG

Schlette, Gertrud, geb. Schäfer,
aus Nickelsfelde, Kreis Eben-
rode, am 11. April

ZUM 98. GEBURTSTAG

Plewe, Luise, geb. Behrendsen,
aus Groß Ponnau, Kreis Weh-
lau, am 11. April

ZUM 97. GEBURTSTAG

Däumel, Irmela, geb. von 
Kannewurf, aus Baiten-
berg, Kreis Lyck, am 
9. April 

Fischer, Gertrud, geb. Weiss,
aus Seefeld, Kreis Lötzen, am
1. April

Kleimann, Marta, geb. Itzek, 
aus Steinberg, Kreis Lyck, am 
7. April

Mildner, Ruth, geb. Gonschor-
rek, aus Herrendorf, Kreis
Treuburg, am 9. April

Rauch, Gertrud, geb. Snoppek,
aus Deutscheck, Kreis Treu-
burg, am 5. April

Schulewski, Hildegard, geb.
Dombrowski, aus Waldwer-
der, Kreis Lyck, am 
10. April

ZUM 96. GEBURTSTAG

Brozio, Walter, aus Lyck, 
Morgenstraße 10, am 
8. April

Hübner, Frieda, geb. Tanski, aus
Fürstenwalde, Kreis Ortels-
burg, am 6. April 

Krohn, Ellinor, geb. Hinz, aus
Klein Engelau, Kreis Wehlau,
am 8. April

Macheit, Gisela, geb. Rose, aus
Cranz, Kreis Fischhausen, am
10. April

ZUM 95. GEBURTSTAG

Albrecht, Edeltraud, geb. Wie-
mer, aus Cranz, Kreis Fisch-
hausen, am 4. April

Hess, Liesbeth, aus Lyck, am 
7. April

Hintze, Erika, geb. Krause, aus
Leißienen, Kreis Wehlau, am 
7. April

Lindemann, Karl-Wilhelm, aus
Schirrau, Kreis Wehlau, am 
10. April

Michaelis, Helmut, aus Mossy-
cken, Kreis Fischhausen, am
9. April

Persian, Arno, aus Weidlacken,
Kreis Wehlau, am 5. April

Rasch, Helga, geb. Kaminski,
aus Lötzen, am 8. April

ZUM 94. GEBURTSTAG

Borrek, Edith, aus Rhein, Kreis
Lötzen, am 7. April

Dittrich, Gerda, geb. Kluck, aus
Stobingen, Kreis Wehlau, am
11. April

Donder, Otto, aus Gutenborn,
Kreis Lyck, am 5. April

Dronsek, Herbert, aus Hennen-
berg, Kreis Lyck, am 8. April

Klein, Reinhold, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 9. April

Koyro, Heinz, aus Nußberg,
Kreis Lyck, am 7. April

Pille, Hedwig, geb. Nientkewitz,
aus Eichhorn, Kreis Treuburg,
am 10. April

Rogowsky, Margot, geb. Rem-
scheidt, aus Masuren, Kreis
Treuburg, am 10. April

Schmall, Elisabeth, aus Par-
nehnen, Kreis Wehlau, am 
7. April

ZUM 93. GEBURTSTAG

Bradler, Frieda, geb. Bardeck,
aus Groß Allendorf, Kreis
Wehlau, am 6. April

Burchard, Elisabeth, aus Dissel-
berg, Kreis Ebenrode, am 
10. April

Froriep, Marie, geb. Kocha-
nowski, aus Skomanten, Kreis
Lyck, am 10. April

Haverland, Barbara, geb. Dum-
jahn,  aus Belgard, Hinter-
pommern, am 11. April 

Lemke, Brigitte, geb. Scheu-
mann, aus Ortelsburg, am 
9. April

Müller, Herta, geb. Kurpjuhn,
aus Eibenau, Kreis Treuburg,
am 7. April

Naujok, Brunno, aus Klein Pon-
nau, Kreis Wehlau, am 7. April

Pieper, Hildegard, geb. Kolbuss,
aus Zeysen, Kreis Lyck, am 
9. April

ZUM 92. GEBURTSTAG

Anke, Gerda, geb. Neumann,
aus Seerappen, Kreis Fisch-
hausen, am 7. April

Flasdick, Annemarie, geb. Kill-
burger, aus Lyck, Kaiser-Wil-
helm-Straße 137, am 7. April

Grütering, Hildegard, geb. Dor-
ka, aus Waldburg, Kreis Or-
telsburg, am 10. April

Kloß, Waltraud, aus Fuchshügel,
Kreis Wehlau, am 9. April

Kulessa, Marga, geb. Reinoß,
aus Heldenfelde, Kreis Lyck,
am 7. April

Nessmann, Erna, geb. Mattu-
schat-Sabautzki, aus Föhren-
horst, Kreis Ebenrode, am 
10. April

Rohde, Edelgard, geb. Lendel,
aus Bremerhafen, KG Neiden-
burg, am 10. April

Wenk, Elfriede, aus Neuendorf,
Kreis Lyck, am 8. April

Ziebell, Herta, geb. Jenzewski,
aus Fließdorf, Kreis Lyck, am
10. April

ZUM 91. GEBURTSTAG

Bernhard, Toni, geb. Puchalski,
aus Kobulten, Kreis Ortels-
burg, am 9. April

Engelhardt, Ruth, geb. Pietrass,
aus Lötzen, am 10. April

Falk, Irma, geb. Sompazewski,
aus Omulefofen, Kreis Nei-
denburg, am 5. April

Hammer, Hildegard, geb. Pren-
gel, aus Allenstein, am 7. April

Kniest, Ruth, geb. Joswig, aus
Mostolten, Kreis Lyck, am 
9. April

Satzner, Erna, geb. Völlmann,
aus Groß Engelau, Kreis Weh-
lau, am 6. April

Stiebel, Heinrich, aus Auers-
berg, Kreis Lyck, am 8. April

ZUM 90. GEBURTSTAG

Bloch, Paula, aus Wittingen,
Kreis Lyck, am 5. April

Förster, Lucie, geb. Becker, aus
Titschken, Kreis Tilsit-Ragnit,
am 9. April

Hesse, Willi, aus Groß Birkenfel-
de, Kreis Wehlau, am 6. April

Holzhausen, Käthe, geb. Sbrzes-
ny, aus Rotbach, Kreis Lyck,
am 10. April

Köhler, Lieselotte, geb. Sado,
aus Lindenwiese, Kreis Löt-
zen, am 8. April

Lech, Irmgard, geb. Poloscheck,
aus Ortelsburg, am 6. April

Mordas, Kurt, aus Königsberg,
am 10. April

Mow, Anneliese, geb. Hennig,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
11. April

Neubert, Irmgard, geb. Radtke,
aus Theerwisch, Kreis Ortels-
burg, am 8. April

Niederhaus, Kurt, aus Krupin-
nen, Kreis Treuburg, am 
6. April

Pruß, Manfred, aus Lyck, Litz-
mannstraße 6, am 11. April

Rohloff, Irmgard, geb. Gumz,
aus Wehlau, am 9. April

Salk, Horst, aus Siemienau,
Kreis Neidenburg, am 6. April

Scharnweber, Gertrud, geb.
Waldeck, aus Windberge,
Kreis Ebenrode, am 9. April

Siebert, Edeltraut, geb. Kilbins-
ki, aus Kelchendorf, Kreis
Lyck, am 5. April

Spiess, Georg E., aus Lyck, Ly-
cker Garten 13, am 10. April

Thernell, Annerose, geb. Nu-
ckel, aus Germau, Kreis Fisch-
hausen, am 2. April

Wolf, Martin, aus Allenburg,
Kreis Wehlau, am 11. April

ZUM 85. GEBURTSTAG

Aleksa, Hildegard, geb. Auk-
schun, aus Palmnicken, Kreis
Fischhausen, am 11. April

Bahnsen, Lucie, geb. Neuba-
cher, aus Torffelde, Kreis Til-
sit-Ragnit, am 8. April

Bernert, Irmrid, geb. Traeger,
aus Soldau, Kreis Neidenburg,
am 7. April

Biallas, Helmut, aus Seebrü-
cken, Kreis Lyck, am 6. April

Duda, Kurt, aus Lyck, am 
11. April

Emse, Ursula, geb. Sauter, aus
Alexbrück, Kreis Ebenrode,
am 9. April

Fischer, Günter, aus Groß Blu-
menau, Kreis Fischhausen, am
10. April

Fischer, Helmut, aus Groß Blu-
menau, Kreis Fischhausen, am
10. April

Gliemann, Heinz-Joachim, aus
Walden, Kreis Lyck, am 
9. April

Goßlau, Hildegard, geb. Tam-
kus, aus Königskirch, am 
9. April

Gruszynsky, Irene, geb. Kemp-
fert, aus Eydtkau, Kreis Eben-
rode, am 10. April

Jaquet, Siegfried, aus Lötzen
und Rauschenwalde, Kreis
Lötzen, am 9. April

Keding, Ewald, aus Schreitla-
cken, Kreis Fischhausen, am
6. April

Klemm, Hans-Georg, aus Obrot-
ten, Kreis Fischhausen, am 
6. April

Koloska, Werner, aus Friedrichs-
heide, Kreis Treuburg, am 
8. April

Kommorowski, Fritz, aus Rhein,
Kreis Lötzen, am 2. April

Lech, Irmgard, geb. Hoffmann,
aus Eichhagen, Kreis Ebenro-
de, am 10. April

Lemke, Irmgard, geb. Linowski,
aus Ortelsburg, am 6. April

Maier, Edeltraud, geb. Lask, aus
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 
6. April

Marquas, Gerda, aus Lehlesken,
Kreis Ortelsburg, am 11. April

Nellen, Reintraut, geb. Kasokat,
aus Kalkfelde, Kreis Labiau,
am 5. April

Pesarra, Ernst, aus Heidig, Kreis
Johannisburg, am 7. April

Scheffler, Horst, aus Augam,
Kreis Preußisch Eylau, am 
6. April

Schmidt, Erwin, aus Kinderfel-
de, Kreis Ebenrode, am 
7. April

Schwock, Karl Heinz, aus Ble-
dau, Kreis Fischhausen, am 
3. April

Sievers, Eberhard, aus Mosch-
nen, Kreis Treuburg, am 
10. April

Steiner, Günter, aus Guhsen,
Kreis Treuburg, am 8. April

Topka, Charlotte, geb. Rattay,
aus Altkirchen, Kreis Ortels-
burg, am 8. April

Van Dyck, Herta, aus Ulrichsfel-
de, Kreis Lyck, am 7. April

Wegner, Gerda, geb. Dettmann,
aus Urfelde, Kreis Ebenrode,
am 8. April

ZUM 80. GEBURTSTAG

Anskeit, Helmut, aus Schirrau,
Kreis Wehlau, am 5. April

Bock, Karl-Heinz, aus Wehlau,
am 7. April

Brauer, Bärbel, geb. Kassing, aus
Dorntal, Kreis Lyck, am 9. April

Bruns, Resi, geb. Schlisio, aus
Goldbach, Kreis Wehlau, am 

6. April
Denda, Walter, aus Seenwalde,
Kreis Ortelsburg, am 11. April

Duddek, Siegfried, aus Gorlau,
Kreis Lyck, am 6. April

Gerstner, Karl, aus Moterau,
Kreis Wehlau, am 7. April

Guderian, Dietmar, aus Lyck, am
9. April

Jablonowski, Gunter, Kurt, aus
Waiselhöhe, Kreis Neiden-
burg, am 6. April

Kahnert, Elli, geb. Elsner, aus
Canditten, Kreis Preußisch
Eylau, am 8. April

Kolossa, Elfriede, geb. Kowa-
lewski, aus Gr. Jauer, Kreis
Lötzen, am 11. April

Koschinski, Heinz, aus Willen-
berg, Kreis Ortelsburg, am 

5. April
Lazzer, Elisabeth, geb. Kösling,
aus Plauen, Kreis Wehlau, am
7. April

Mlinarzyk, Werner, aus Köl-
mersdorf, Kreis Lyck, am 
10. April

Opitz, Christa, geb. Priwall, aus
Palmnicken, Kreis Fischhau-
sen, am 5. April

Pietrzyk, Lothar, aus Milken,
Kreis Lötzen, am 8. April

Pliska, Oswald, aus Sagsau,
Kreis Neidenburg, am 
11. April

Reinhardt, Max, Ulrich, aus
Schönhorst, Kreis Lyck, am 
7. April

Schikorra, Walter, aus Gilgen-
burg, Kreis Neidenburg, am
8. April

Schmidt, Helmut, aus Eichen,
Kreis Preußisch Eylau, am 
11. April

Supkus, Werner, aus Wargienen,
Kreis Wehlau, am 8. April

Wenzlitschke, Gerda, geb.
Schneider, aus Schellendorf,
Kreis Ebenrode, am 11. April

ZUM 75. GEBURTSTAG

Guttzeit, Manfred, aus Candit-
ten, Kreis Preußisch Eylau, am
8. April

Hipke, Helga, geb. Gesell, aus
Eibenau, Kreis Treuburg, am
11. April

Höfinghoff, Christine, geb.
Podszich, aus Freythen, Kreis
Ortelsburg, am 10. April

Knaak, Günther, aus Baringen,
Kreis Ebenrode, am 10. April

Nilson, Anorthe, geb. Czudno-
chowski, aus Wehlau, am 
10. April

Oelberg, Ursula, geb. Brede-
meier, aus Tapiau, Kreis Weh-
lau, am 8. April

Pätsch, Johanna-Josiva, geb. van
der Meer, aus Wehlau, am 
10. April

Winkler, Angelika, geb. Böckel,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am
8. April

13. bis 14. April: AT Deutsche Vereine in Sensburg
12. bis 14. April: Kulturseminar in Helmstedt
11. Mai: Jahrestreffen der LO in Wolfsburg
15. Juni: Sommerfest des VdGEM in Heilsberg
21. bis 23. Juni: 7. Sommerolympiade in Osterode (Ostpreußen)
20. bis 22. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
7. bis 13. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
19. bis 20. Oktober: 12. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-
stein (geschlossener Teilnehmerkreis)

1. November: AT der Landesgruppenvorsitzenden in Wuppertal
2. bis 3. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wupper-
tal (geschlossener Teilnehmerkreis)

9. bis 12. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

TERMINE DER LO
2019

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 17/2019 (Erstverkaufstag: 26. April) bis spätestens
DIENSTAG, 16. April an E-Mail: redaktion@preussische-allgemei-
ne.de, per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußische
Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 17

Itzehoe – Sonntag, 
7. April, 10 bis 12
und 14.30 bis 17 Uhr, Kreismu-
seum Prinzeßhof, Kirchenstraße
20, 25524 Itzehoe: Porzellan-
sprechstunde. Porzellansammle-
rin Maritta Hoffmann und Mu-
seumsleiterin Miriam J. Hoff-
mann bestimmen Manufaktur,

Alter, Stil, Zustand
und den Wert des

mitgebrachten deutschen wie eu-
ropäischen Porzellans (maximal
drei Teile pro Besucher). Die 
Kosten betragen 8 Euro inklusive
Museumseintritt. Eine Anmel-
dung ist bis 5. April unter Telefon
(04821) 64068 erforderlich.

Prinzeßhof



Grieslienen, Honigswalde, Plaut-
zig, Stabigotten und Wemitten –
Sonnabend, 6. April, 10 Uhr, Südti-
roler Stuben, Freiherr-vom-Stein-
Straße 280, 45133 Essen: Treffen.
Weitere Informationen: Hildegard
Gerigk, Ginsterweg 7, 40880 Ratin-
gen, Telefon (02102) 471477.
Groß Kleeberg, Groß Purden,

Jonkendorf, Klaukendorf, Mondt-
ken, Polleiken, Wengaithen und
Steinberg – Palmsonntag, 14. April,
10 Uhr, Messe in St. Antonius-Kir-
che, Kütings Garten 3, 45279 Es-
sen-Steele, Freisenbruch: Gottes-
dienst, dann im Pfarrsaal mit war-
mer Mahlzeit. Weitere Informatio-
nen über das Pfarramt, Telefon
(0201) 505570 oder Irene Lankau
unter Telefon (02133) 633184.

Bielefeld – Freitag, 12., bis
Sonnabend, 13. April: Treffen der
Arbeitsgemeinschaft „Ostpreu-
ßisch Platt“.

Am 11. Mai findet von 9-17 Uhr
das Jahrestreffen der Landsmann-
schaft Ostpreußen in Wolfsburg
statt. Es werden viele Ostpreußen
erwartet. Ein reiches Kulturpro-
gramm ist vorgesehen.
Auch unsere Kreisgemeinschaft

wird mit einem Stand anwesend
sein. Kommen auch Sie. 
Anreise: CongressPark Wolfs-

burg GmbH, Heinrich-Heine-
Straße, 38440 Wolfsburg. Eingabe
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Ein wenig Bangen war vor-
handen: Eine Stunde vor
der angekündigten Ausstel-

lungseröffnung waren in dem
schönen Ausstellungsraum der
Kreisgemeinschaft Lötzen e.V. in
Neumünster erst fünf Menschen.
Der Dauerregen wollte an diesem
Sonnabend, den 16. März, nicht
enden. Wenigstens der Sturm hat-
te sich gelegt.
Pünktlich – und wie abgespro-

chen – trafen aus Berlin Hans-Jür-
gen Gaudeck, der Maler der aus-
drucksstarken Aquarelle, und sei-
ne Frau Helga ein. Sein schönes
Buch „Masuren – Land der Stille“
(erschienen im Steffen Verlag,
Berlin 2016) lag in etlichen Exem-
plaren zum Verkauf und zum Sig-
nieren bereit. Es enthält weitaus
mehr als die hier in der Ausstel-
lung gezeigten 22 großformatigen
Werke. Dazu ist die Zusammen-
stellung von eigenen Texten und
zu den Motiven der Bilder pas-
senden Zitaten ostpreußischer
Schriftsteller von eigenem Reiz.
Und dann kamen sie: Die Ge-

treuen, die sich seit fast einem
Dutzend Jahren keine Veranstal-
tung im Lötzener Heimatmuseum
entgehen lassen, die Wiederkehrer,
die diese Einrichtung irgendwann
entdeckt haben und an den Ange-
boten teilnehmen, wann immer es
ihnen möglich ist, die Gelegent-

lichen, die sich herauspicken, was
sie besonders interessiert und die
Neulinge, die durch die Veröffent-
lichungen und Hinweise in der
Presse im Vorfeld neugierig ge-
macht worden waren und sich
erstmals auf den Weg in die Sude-
tenlandstraße gemacht hatten.
32 Besucher füllten den Raum

mit ihren Erwartungen. Ute Eich-
ler, die für das Lötzener Archiv
und Heimatsammlung verant-
wortliche Betreuerin, begrüßte al-
le und sprach zu Beginn über das
Zustandekommen dieser Ausstel-
lung. Sie ist – wieder einmal – ein
Ergebnis der seit vielen Jahren ge-
wachsenen und gepflegten Bezie-
hungen zum Ostpreußischen Lan-
desmuseum in Lüneburg. Hier
sind vor allem Agata Kern, Kultur-
referentin für Ostpreußen, und
Jörn Barfod, Kustos der Samm-
lung, zu nennen. Sie vermittelten
den Kontakt zu Hans-Jürgen Gau-
deck. Durch ihre Mithilfe (und die
Arbeit von Sven Zorn) waren
rechtzeitig im Vorfeld Plakate und
Faltblätter, um für die Ausstellung
und die sie begleitenden Veran-
staltungen zu werben, vorhanden.
Hans-Jürgen Gaudeck wurde

gebeten, sich selbst vorzustellen.
Er wies auf seine ostpreußischen
Vorfahren hin und erklärte, wes-
halb er erst in 2015 einen mehr-
wöchigen Aufenthalt in Masuren

verwirklichen konnte. Besonders
interessant war für die Zuhörer zu
erfahren, dass wirklich alle Aqua-
relle direkt vor Ort (und nicht et-
wa im Nachhinein nach Fotogra-
fien) entstehen. Er erklärte, dass
er sich nicht auf die Suche nach

Motiven begebe, sondern sich
ganz der Inspiration des Augen-
blicks, der Zufallsentdeckung
oder einer besonderen Licht-
oder Wolkenstimmung hingebe.
Staunen löste sein kleiner, mit 14
Farben ausgestatteter Tuschkasten
aus, den er immer in der Jacken-
tasche dabei habe. So brauche er
nur noch Papier und Wasser gebe
es ja überall …

Für Heiterkeit sorgte Ute Eich-
ler mit dem von ihr vorgetragenen
Text „Masurenfahrt“ aus Robert
Budzinskis „Entdeckung Ostpreu-
ßens“. Zuvor hatte sie auf das im
Bestand der Lötzener Heimat-
sammlung vorhandene Standard-

werk von Heß von Wichdorff
„Masuren – Skizzen und Bilder
von Land und Leuten“ aus dem
Jahr 1915 hingewiesen.
Einige der Besucher äußerten

mit ihren Fragen ein weit über die
Motive der ausgestellten Bilder
hinausgehendes Interesse an Ma-
suren. Sie wollten etwas über die
heutigen Lebensverhältnisse hö-
ren, einen Vergleich der Vergan-

genheit mit der Gegenwart. Ande-
ren kamen Erinnerungen, wie
zum Beispiel der 1931 in Königs-
berg geborenen Waltraut Zellmer.
Wie sehr die ausgestellten Wer-

ke auf die Besucher wirkten, ma-
chen die Kommentare einiger
Teilnehmer dieser Nachmittags-
veranstaltung deutlich. So stellte
das Ehepaar Gisela und Siegfried
Rummey fest: „… eine bezaubern-
de Ausstellung“, und der Lehrer
Wolfgang Schnack schrieb begei-
stert in das Gästebuch: „ … eine
großartige Veranstaltung, wun-
derbare Bilder und Stimmungen
…“ Der neue Stadtteilbeauftragte
für die Böcklersiedlung, Erhard
Christian Schättiger, gab diesen
Kommentar: „Eine wunderschöne
Ausstellung, die neben der Strahl-
kraft der Bilder auch durch die
Ausführungen des Künstlers das
„Land der Stille“ erlebbar macht.“
Gisela Duske, Neumünster,
schrieb: „Danke für die wunder-
schönen Bilder. Haben mich mu-
tig gemacht, malen zu versuchen
und vor allem die alte Heimat
meiner Mutter zu erkunden.“ Ein
anderer Eintrag lautete: „Maria
Lore freut sich über Erzählungen,
hervorragend vorgetragene Texte,
schöne Bilder und eine gebürtige
Lötzenerin. Großes Lob!“ – Ja, die
„gebürtige Lötzenerin“ war eine
der Überraschungen dieses Tages.

Die zehn Jahre nach Kriegsende
in Lötzen geborene, seit 28 Jahren
in Schleswig-Holstein lebende
Irena hatte endlich dieses 
Stückchen ihrer Heimat entdeckt
und schrieb: „Herzlichen Dank
für den schönen Nachmittag. Bin
zum ersten Mal hier und bin sehr
überrascht. Wundervolle Men-
schen und liebe Gespräche …“
Vielleicht kann für alle, die aus
der Patenstadt der Kreisgemein-
schaft Lötzen und der Umgebung
Neumünsters gekommen waren
und für die, die weitere Wege zu-
rückgelegt hatten (aus Hamburg,
Bordesholm oder Westensee) gel-
ten, was das Ehepaar Dahms äu-
ßerte: „Es war sehr schön, bei Ih-
nen zu Gast sein zu dürfen. Ein
schöner Nachmittag mit interes-
santen Begegnungen.“ – Der Dau-
erregen war vergessen. Im Aus-
stellungsraum herrschte Sonnen-
schein. „Masuren – Land der Stil-
le“ hatte jeden Besucher in seinen
Bann gezogen. U. E.

Die Ausstellung „Masuren – Land
der Stille“ (alle Werke sind ver-
käuflich) ist zu sehen bis 
einschließlich 20. Juli, fast jeder-
zeit nach Absprache mit Ute
Eichler, Telefon (040) 6083003
oder an den Veranstaltungstagen 
27. April, 18. Mai, 15. Juni, 20. Ju-
li ab 10 Uhr.

Draußen Dauerregen, drinnen Sonnenschein
Ausstellung „Masuren – Land der Stille“ mit Aquarellen von Hans-Jürgen Gaudeck eröffnet

Der Künstler stellt sich vor: Hans-Jürgen Gaudeck mit seinen
Werken im Hintergrund Bild: Hans-Jürgen Gaudeck

für Navigationsgeräte: Heinrich-
Heine-Straße / Klieverhagen 50.

Darmstadt – Sonnabend, 
6. April, 11.30 Uhr, Bürgermeister-
Pohl-Haus, Im Appensee 26,
64291 Darmstadt-Wixhausen:
Stammtisch. Nähere Informatio-
nen: Jürgen Pantel, Telefon
(06103) 42744.
Teutonen/Osnabrück – Sonn-

abend, 13. April, 14 Uhr, Gaststät-
te Bürgerbräu, Blumenhaller Weg
43, Osnabrück: Frühjahrstreffen.
Nähere Informationen: Renate
Berger, Telefon (05471) 4926.
Schwerin – Mittwoch, 10. April,

12 Uhr, Gaststätte KAKTUS, Dree-
scher Köpmarkt, Schwerin: Tref-
fen. Nähere Informationen bei
Helga Hartig, Telefon (0385)
3922633, E-Mail: hehartig@
web.de

Lügde – Freitag, 3., bis Sonntag,
5.Mai, Landhotel Lippischer Hof,
Familie Udo Niermann, Untere
Dorfstraße 3, 32676 Lügde- El-
brinxen, Telefon (05283) 9870, E-
Mail: info@lippischerhof.de,
Internet: www.lippischerhof.de:
Arystreffen.
Unser Quartier hat sich beim

letzten Arystreffen im Mai 2018
sehr bewährt. Wir haben uns alle
sehr wohl gefühlt und hoffen,
dass sich auch dieses Mal eine
schöne Gruppe Aryser zu-
sammenfindet. Dazu gehören alle
Landsleute aus dem Kirchspiel
Arys – Stadt und Land, also die
Gemeinden von Gebürge bis
Schützenau und von Ublick bis
Wolfsheide sowie ihre Abkömm-
linge und Freunde der Gemein-
schaft Arys. Wir bitten um rasche
Anmeldung im Lippischen Hof
mit Stichwort „Arystreffen“.
Wir werden auch wieder alte

und neue Bilder aus Arys an-
schauen und darüber reden, was
war, was ist und was vielleicht
sein wird. Dieter Ogniwek, 
Vorsitzender der Gemeinschaft 

Arys – Stadt und Land, 

Unkel – Sonnabend, 6. April,
10.15 Uhr, Weinhaus zur Traube,
Lühlingsgasse 5, 33572
Unkel/Rhein: 23. Kirchspieltref-
fen Hoverbeck sowie 18. Ortstref-
fen Selbongen.

Das Nachbarschaftsgespräch der
drei Heimatkreise Tilsit-Stadt, Til-
sit-Ragnit und Elchniederung bot
einen würdigen Rahmen, den Ge-
schäftsführer der Stadtgemein-
schaft Tilsit Manfred Urbschat zu
ehren. Seine Aktivitäten bei der Di-
gitalisierung der gemeinsamen Hei-
matbriefe und bei der Zusammen-
führung der Öffentlichkeitsarbeit
zu einer gemeinsamen Homepage
fanden große Anerkennung. Seit ei-
nem Jahrzehnt betreut er zuverläs-
sig die Geschäftsstelle, das Archiv
und die Mitgliederkartei. In Aner-
kennung und Würdigung seiner
Verdienste wurde Manfred Urb-
schat vom 1.Vorsitzenden Erwin
Feige mit der Ehrenmedaille der
Stadtgemeinschaft Tilsit und einer
Urkunde ausgezeichnet.

Die Kreisgemeinschaften Tilsit-
Ragnit und Elchniederung sowie
die Stadtgemeinschaft Tilsit füh-
ren seit langer Zeit in jedem Jahr
sogenannte Nachbarschaftsge-
spräche durch. Am Samstag, den
23. März, trafen sich die Vorstände
der drei Gemeinschaften erneut in
der malerisch, fast in Augenhöhe
mit der Wartburg gelegenen evan-
gelische Bildungsstätte Haus
Hainstein in Eisenach. Das Treffen
stand diesmal unter der Leitung
der Tilsit-Ragniter. In harmoni-
schem Miteinander widmete man
sich der umfänglichen Tagesord-
nung, die naturgemäß fast aus-
schließlich Probleme und Gebiete
berührte, die jeder der drei Ge-
meinschaften eigen sind. Diese
Veranstaltungen gelten dem Ziel,
das Zusammengehörigkeitsgefühl
zu stärken und eine Stütze zu bil-
den für das fast jährlich stattfin-
dende Treffen aller Mitglieder der
drei Vereine, bzw. derjenigen Mit-
glieder, die der Einladung folgen.
Das nächstjährige wird am 16. Mai
2020 von der Elchniederung in
Lüneburg ausgerichtet werden,
die auch für die Vorbereitung und
Durchführung des kommenden
Nachbarschaftsgesprächs am 28.
März 2020 im Haus Schlesien in
Königswinter verantwortlich
zeichnet. Dieter Neukamm

Walter Klink war gestorben,
und das Amt des Archivars ver-
waist. Eine Nachfolge bot sich un-
ter den Kreistagsmitgliedern nicht
ohne weiteres an. Da kam dem

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Hans-Peter Bla-
sche, Lankerstraße 40, 40545
Düsseldorf, Telefon (0211)
17181290; Geschäftsstelle: Ge-
meindeverwaltung Hagen, Post-
fach 1209, 49170 Hagen, Telefon
(05401) 9770. Internet:
www.allenstein-landkreis.de

ALLENSTEIN
LAND

Kirchspieltreffen

Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

AG Ostpreußisch Platt

Kreisvertreter: Bernd Schmidt,
Heideweg 24, 25578 Dägeling, Te-
lefon (04821) 84224, E-Mail:
schmidt.ploessen@gmx.de, Erster
Stellvertretender Kreisvertreter:
Christian Perbandt, Im Stegefeld
1, 31275 Lehrte, Telefon: (05132)
57052. E-Mail: perbandt@kreis-
ge meinschaft-heiligenbeil.de.
Zweite Stellvertretende Kreisver-
treterin: Viola Reyentanz, Groß-
enhainer Straße 5, 04932 Hirsch-
feld, Telefon (035343) 433, E-
Mail: reyvio@web.de. Schriftleite-
rin: Brunhilde Schulz, Zum Ro-
thenstein 22, 58540 Meinerzha-
gen, Tel.: (02354) 4408, E-Mail:
brschulz@dokom.net. Internet:
www.kreisgemeinschaft-heiligen-
beil.de 

HEILIGENBEIL

LO-Jahrestreffen

Kulturzentrum Ostpreußen 

Ellingen – Sonntag, 7. April,
10 bis 17 Uhr: Ostermarkt
mit Kunsthandwerkern aus
der Region, Sonderausstel-
lung sowie Mitmachaktionen
– auch für Kinder. Schlem-
men ist im Obergeschoss des
Kulturzentrums Ostpreußen,
Schloßstraße 9, 91792 Ellin-
gen, möglich.

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, 
E-Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V., Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Heimatgruppen

Kreisvertreter: Siegfried Strysio,
Telefon (05147) 975518. Ri-
schwiesen 4, 31311 Uetze/Hänig-
sen, Internet: www.kreisgemein-
schaft-johannisburg.de; E-Mail:
kreiver.strysio@t-online.de; Erster
Stellvertreter: Klaus Dowanr, An
der Grubenbahn 21, 01665 Mei-
ßen, Telefon (03521) 4592901, E-
Mail: kodo48@aol.com; Kassen-
verwalter: Günter Woyzechowski
(kommissarischer Kreisvertreter),
Röntgenstraße 14, 31157 Sarstedt,
Telefon (05066) 63428, E-Mail:
g.awoy@htp-tel.de

JOHANNISBURG

Arystreffen

Ostpreußisches Landesmu-
seum, Heiligengeiststraße
38, 21335 Lüneburg, Telefon
(04131) 759950, E-Mail: in-
fo@ol-lg.de, Internet:
www.ostpreussisches-lan-
desmuseum.de.

Kreisvertreterin: Gudrun Froe-
mer, In der Dellen 8a, 51399 Bur-
scheid, Telefon (02174) 768799.
Alle Post an: Geschäftsstelle
Kreisgemeinschaft Sensburg e.V.,
Stadtverwaltung Remscheid,
42849 Remscheid, Telefon
(02191) 163718, Fax (02191)
163117, E-Mail: info@kreisge-
meinschaftsensburg.de, www.
kreisgemeinschaftsensburg.de

SENSBURG

Hoverbaeck und
Selbongen

Stadtvertreter: Erwin Feige,
Am Karbel 52, 09116 Chem-
nitz, Telefon (0371) 3363748.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de

TILSIT–STADT

Ehrung

Kreisvertreter: Dieter Neukamm,
Am Rosenbaum 48, 51570 Win-
deck, Telefon (02243) 2999, Fax
(02243) 844199. Geschäftsstelle:
Winfried Knocks, Varenhorst-
straße 17, 49584 Fürstenau, Tele-
fon (05901) 2309, E-Mail: Win-
friedKnocks@aol.com

TILSIT-RAGNIT

Nachbarschaftsgespräch

80 Jahre K. Hamel

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 17
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

       7  4
   4  3 5 6  1
     1    
   9   4   5
 8 1  3  6  2 7
 6   8   9  
     2    
 7  2 5 8  1  
 9  6      
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 1 9 3 2 6 8 7 5 4
 2 7 4 9 3 5 6 8 1
 5 6 8 4 1 7 3 9 2
 3 2 9 1 7 4 8 6 5
 8 1 5 3 9 6 4 2 7
 6 4 7 8 5 2 9 1 3
 4 8 1 6 2 3 5 7 9
 7 3 2 5 8 9 1 4 6
 9 5 6 7 4 1 2 3 8

Diagonalrätsel: 1. kulant, 2. Sultan,  
3. Ortnit, 4. Kaktus, 5. Leiter,  
6. Reiher – Kutter, Tanker

Kreiskette: 1. Reseda, 2. Gisela,  
3. Abhang, 4. Tahiti, 5. Lotion –  
Resignation

Sudoku:

PAZ19_14

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein anderes Wort für Entmutigung.

1 Gartenzierpflanze, 2 Frauenname, 3 geneigte Bergseite, 4 Gesellschafts-
insel, 5 flüssiges Kosmetikum

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben
die beiden Diagonalen zwei Wasser-
fahrzeuge.

1 entgegenkommend
2 orientalischer Herrschertitel
3 Sohn Alberichs (deutsche Sage)
4 Stachelpflanze
5 Sprossenstiege
6 Schreitvogel

Woyna kaputt! Chitler ka-
putt!“ (Der Krieg ist vor-
bei, Hitler ist vorbei)

schrien die betrunkenen russi-
schen Soldaten am Strand von
Palmnicken, als sie bei wilden Sie-
gestänzen mit ihren Stiefeln Sand
hochtraten. Ich war fassungslos, als
einer der Soldaten meinen zwei-
jährigen Bruder aufhob und ihn
freudig mehrmals in die Luft warf
und ihn wieder auffing. Die Russen
feierten das Ende des Zweiten
Weltkriegs. Es war der 9. Mai 1945,
und ich war gerade sieben Jahre
alt. Es dauerte noch einige Jahre,
bis ich erfuhr, dass der nördliche
Teil Ostpreußens, die östlichste
Provinz Deutschlands, gerade ein
fester Bestandteil der Sowjetunion
geworden war, und dass seine
Hauptstadt Königsberg, in der ich
geboren wurde, in Kaliningrad um-
benannt werden würde.

Nur wenige Monate früher, Ende
Januar 1945, hatte am Strand von
Palmnicken ein grausiges Verbre-
chen stattgefunden. In den letzten
Kriegstagen hatten SS-Truppen
verzweifelt versucht, die Existenz
der Konzentrationslager zu ver-
heimlichen, indem sie Tausende
von jüdischen Frauen bei eisiger
Kälte nach Palmnicken marschie-
ren ließen. Die Frauen, die den
Marsch überlebt hatten, wurden
auf das Eis der Ostsee gejagt und
mit Maschinengewehren niederge-
mäht. Hinterher wurden die vielen
Leichen einfach flüchtig am Ost-
seestrand im Sand verbuddelt.

Am 21. Mai 1945, am Pfingst-
montag, wurde mein Großvater zu-
sammen mit anderen älteren deut-
schen Männern und deutschen
Jungen von Offizieren der Roten
Armee aufgefordert, sich am
Strand zu melden, wo sie mit
nichts als ihren bloßen Händen
die verwesten Leichen ausgraben
mussten, die dann auf den neuan-
gelegten jüdischen Friedhöfen be-
erdigt wurden. Mein Großvater
war von dieser wochenlangen Tä-
tigkeit moralisch und physisch to-
tal zerstört. „Wie konnte so etwas
passiert sein?“, fragte er weiter.
„All diese Frauen…“. Vollkommen
traumatisiert, in sich gekehrt und
schweigsam geworden, verlor er
seinen Lebenswillen und starb we-
niger als ein Jahr später.

Ich war zwar nur sieben Jahre alt,
aber als meiner Mutter befohlen
wurde, sich um einen der neuen jü-
dischen Friedhöfe zu kümmern,
nahm sie mich täglich zum Schutz
mit. Tag für Tag half ich ihr, Un-
kraut zu jäten und sah ihr zu, wie
sie die fünfzackigen Sowjetsterne,
die am Kopfende aller Gräber stan-
den, mit roter Farbe anstrich.

Mittlerweile waren genau fünf-
zig Jahre vergan-
gen, und ich hatte
angefangen, mein
Buch „Eine lange
Flucht aus Ost-
preußen“ über mei-
ne Kindheit unter
der russischen Be-
satzung in Ostpreu-
ßen zu schreiben.
In der Zwischen-
zeit hatte ich viele
Skeptiker getroffen,
die anzweifelten,
was ich ihnen über
Palmnicken erzähl-
te. „Sie waren nur
ein kleines Kind
damals. Wie kön-
nen Sie sich wirk-
lich an all das erin-
nern?“ Und so 
reiste ich im Som-
mer 1998 von New
York City nach Kö-
nigsberg, um festzustellen, ob ich
zum Beispiel den jüdischen Fried-
hof außerhalb von Palmnicken fin-
den würde, auf dem meine Mutter
und ich viele Wochen vor fünfzig
Jahren gearbeitet hatten. 

Zu meinem großen Erstaunen
hatten die russischen Behörden in
Königsberg noch nie etwas von
den jüdischen Friedhöfen gehört.
Es wurde noch viel schlimmer,
denn sie bezweifelten auch meine
Geschichte über das Massaker von
Palmnicken. „Wenn so etwas von
diesem Ausmaß nur weniger als 50
Kilometer von hier entfernt pas-
siert wäre, würden wir es sicher-
lich wissen!“, beharrte der Herr
der Stadtverwaltung. Auf meinen

Hinweis, dass ich schriftliche Be-
weise und Informationen von Yad
Vashem in Jerusalem zu Hause
hätte, kam der etwas verächtliche
Satz, „Aber das sind ja jüdische
Quellen.“

Auf die Frage des Beamten, ob
ich bereit wäre, von zwei russi-
schen Reportern interviewt zu
werden, sagte ich sofort zu. Eine
Stunde später unterhielt ich mich

mehrere Stunden mit den Königs-
berger Reportern Alexei Chabou-
nine und Alexander Aderichin in
meinem Hotel. Zurück zu Hause in
New York City, schickte ich den
beiden Herren handfestes Beweis-
material und Hinweise auf weitere
Dokumente. All das führte zu
mehreren Artikeln über das Mas-
saker von Palmnicken in der russi-
schen Presse und Wochen später
zu einem telefonischen Interview
mit dem New York Times-Reporter
Michael Wines aus Moskau. Am
31. Januar 2000 erschien auf der
New York Times-Titelseite der Ar-
tikel „Yantarny Journal: Russen er-
wachen zu einem vergessenen Ver-
brechen der SS.“ Zum ersten Mal

seit mehr als einem halben Jahr-
hundert wurde den Opfern des
Massakers in einer Zeremonie am
Strand ein Denkmal gesetzt.

Aber damit endet die Geschich-
te nicht. Vor ein paar Monaten er-
schien auf meiner Facebook-Seite
eine private Nachricht des Repor-
ters Alexandr Aderichin. Könnte er
meine Kontaktinformationen an
ein Dokumentarfilmunternehmen

in Moskau weitergeben? Nicht lan-
ge danach hörte ich von Nastya
Velskaya, der Kreativ-Produzentin
der Firma AB-TV. „Wären Sie be-
reit, im Januar 2019 ...nach Kalinin-
grad und Yantarny zu reisen, um
an der Verfilmung eines Doku-
mentarfilms über das Massaker
von Palmnicken teilzunehmen?“
fragte sie in einer E-Mail. Ich über-
legte nicht lange und sagte zu.

Eigentlich hätte es ein direkter
Flug von Chicago nach Warschau
mit der polnischen LOT Airline
und ein kurzer Sprung nach Kö-
nigsberg sein sollen. Das hätte mir
Zeit gegeben, mich von meinem
Jetlag zu erholen, bevor das Pro-
gramm „International Holocaust

Remembrance Day“ am Sonntag-
morgen, dem 27. Januar stattfand.
Nach einem fast zweitägigen Ma-
rathon mit abgesagten Flügen, un-
geplanten Übernachtungen und
mehreren Flügen war die Landung
spät abends in Königsberg voll-
bracht. Dort warteten der Doku-
mentarfilmer Andrey Prokuryakov
und sein gesamtes Filmteam dar-
auf, mich kennenzulernen und ab-

zuholen. Er und
sein Team wären
überzeugt gewe-
sen, dass ich auf-
grund meines Al-
ters in Warschau
aufgegeben hätte
und nach Chicago
zurückgekehrt wä-
re. Aber offensicht-
lich hatten sie
nicht mit meiner
ostpreußischen
Sturheit und mit
meinem Willen zur
Teilnahme gerech-
net. „Es gab keinen
Grund zur Sorge“,
versicherte ich ih-
nen. „Schließlich
bin ich nur 81 Jah-
re alt.“

Gleich am näch-
sten Morgen ver-
sammelten sich

mehrere Hundert Menschen am
Strand in Yantarny, von denen vie-
le zwölf Kilometer zu Fuß zurück-
gelegt hatten. Unter ihnen war
Rabbi David Shvedik, Leiter der jü-
dischen Gemeinde in Königsberg,
der Israeli Simcha Efraim Koplo-
wicz, dessen Mutter eine der weni-
gen Überlebenden des Massakers
war, und örtliche Amtspersonen
sowie Politiker aus Deutschland,
Litauen und Polen. Nach meinem
Dafürhalten war auch der Geist
meines Großvaters anwesend.

Der Vorplatz zum Denkmal war
vereist und ziemlich glatt und als
ich mich nach einem weniger ge-
fährlichen Stehplatz umschaute,
eilte ein bärtiger Herr auf mich zu

und rief „Gunter Nitsch!“ und um-
armte mich herzlich. „Ich bin Rab-
bi David Shvedik. Wir sind Face-
book-Freunde!“ Mehrere ältere
Menschen mit Tränen in den Au-
gen kamen auf mich zu und spra-
chen mit mir auf Russisch. Leider
war Alexei Chabounine, der im-
mer alles übersetzte, im Moment
nicht da. Ich konnte mir nur vor-
stellen, dass man diese Leute auf
den Amerikaner aufmerksam ge-
macht hatte, der dabei geholfen
hatte, die Welt auf das Massaker
von Palmnicken hinzuweisen.

An diesem kalten Tag des Ge-
denkens wurden über zwanzig
kurze Reden in Russisch, Deutsch
und Englisch gehalten, gefolgt von
der Rezitation des Kaddish, das jü-
dische Gebet für die Toten, und ei-
nem Geigenkonzert. Später fand
im Königsberger Dom ein Konzert
jüdischer Musik, begleitet von Vi-
deos über den Holocaust in russi-
scher Sprache statt, wobei die
schriftlichen Übersetzungen der
Kommentare in englischer und
deutscher Sprache auf den Lein-
wand zu sehen waren.

In den nächsten Tagen begleitete
mich das Filmteam überall hin und
stellte immer wieder Fragen auf
Russisch, die ins Deutsche über-
setzt wurden. Ob ich mich an 
die Bombardierung Königsbergs
durch die RAF in August 1944 er-
innere? Ich erzählte ihnen von
dem roten Schein am Himmel, den
wir in jener Nacht vom Bauernhof
meiner Großeltern aus sehen
konnten, als die Stadt, die ich als
Königsberg kannte, in fünfzig Kilo-
meter Entfernung zerstört wurde.
Sie interviewten mich immer noch
am 31. Januar, als sie mich zu mei-
nem Flug nach Chicago zum Flug-
hafen brachten. 

Alles in allem war es eine er-
nüchternde und doch faszinieren-
de Erfahrung, mit diesen jungen
russischen Filmmachern zu-
sammenzusein. Ich hoffe, dass der
Dokumentarfilm, an dem das AB-
TV-Team so hart gearbeitet hat,
helfen wird, dass Ereignisse wie
das Massaker in Palmnicken sich
nirgendwo auf der Welt wiederho-
len werden. Dann können wir alle
zusammen freudig sagen, wie es
die Russen 1945 taten, „Woyna ka-
putt!“ Gunter Nitsch

Palmnicken-USA und zurück
Ein Dokumentarfilm mit Gunter Nitsch gegen das Vergessen

Wetter frostig, Stimmung herzlich: Gunter Nitsch inmitten des Filmteams Bild: Gunter Nitsch



gen bei Heide Bauer, Telefon
(0981) 85425.
Hof – Sonnabend, 13. April, 15

Uhr, Altdeutsche Bierstube, Ma-
rienstraße 88: Treffen zum Thema
Frühling/Ostern.
Landshut – Dienstag, 16. April,

13.30 Uhr, Gasthaus Zur Insel:
Zusammenkunft mit Video-
Rückblick 1918.
Weiden – Sonntag, 7. April,

14.30 Uhr, Café Mitte: Treffen.

KREISGRUPPEN

Angerburg, Darkehmen, Goldap –
Donnerstag, 11. April, 14 Uhr, Re-
staurant Oase Amera, Borussia-
straße 62, 12102 Berlin. Anfragen:
Marianne Becker, Telefon (030)
7712354.

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen an Elfi For-
tange, Telefon (030)
4944404.

Frauengruppe –
Mittwoch, 10. April,
13.30 Uhr, Pflege-
stützpunkt, Wil-
helmstraße 116-117,

10963 Berlin. Anfragen: Marianne
Becker, Telefon (030) 7712354.

Königsberg – Frei-
tag, 12. April, 14 Uhr,
Forckenbeckstra-
ße 1, 14199 Berlin-
Wilmersdorf: Tref-

fen. Anfragen an Elfi Fortange, Te-
lefon (030) 4944404.

Rastenburg – Sonn-
tag, 14. April, 15 Uhr,
R e s t a u r a n t
Stammhaus, Rohr-
damm 24B, 13629

Berlin: Treffen. Anfragen: Martina
Sontag, Telefon (033232) 188826. 

Tilsit-Ragnit – Sonn-
abend, 13. April, 
13 Uhr, Restaurant
Galija am Schloß,
Otto-Suhr-Allee 139,

10585 Berlin (neue Adresse): Tref-

fen. Anfragen an Barbara Fischer,
Telefon (030) 6041054.

Bremen – Mittwoch, 10. April,
15 Uhr, Hotel zur Post, Großer Sa-
lon, Bremen, Bahnhofsplatz: Mit-
gliederversammlung und Vortrag.

Landesgruppe – Sonnabend, 
13. April, 10.30 bis 16 Uhr, Haus
der Heimat (L.d.V.), Teilfeld 8:
Ostermarkt. Der Ostpreußenstand
ist vertreten mit einem Angebot
an Literatur und heimatlichen
Spezialitäten; für das leibliche
Wohl ist ebenso gesorgt. Gäste
sind herzlich willkommen.

Wetzlar – Montag, 8. April, 
13 Uhr, Restaurant Grillstuben,
Stoppelberger Hohl 128: „Unter-
wegs am Kurischen Haff“. Unter
diesem Thema zeigt Wolfgang
Post (Herborn) Lichtbilder. Ein-
tritt ist frei. Kontakt: Kuno Kutz,
Telefon (06441) 770559.
Wiesbaden – Dienstag, 9. April,

14.30 Uhr, Wappensaal, Haus der
Heimat, Friedrichstraße 35, Wies-
baden: Frauengruppe, Frühlings-
nachmittag. Gäste sind wie immer
herzlich willkommen.
Bericht – Beim Monatstreffen

erlebten die Mitglieder und
Freunde der Landsmannschaft ei-
ne Filmreise unter der Über-
schrift „Mit der Samlandbahn
unterwegs“. Bereits die erste
Bahnstrecke der damaligen „Kö-
nigsberg-Cranzer-Eisenbahn“
(KCE) diente der Erschließung
der Badeorte an der samländi-
schen Küste und verkehrte seit
1885 zwischen Königsberg und
Cranz. Als erweiterte Strecke
führte sie später über Neukuhren
bis zur Bernsteinküste. 
Die eigentliche Samlandbahn

fuhr erstmals am 14. Juli 1900 die
45 Kilometer lange, normalspuri-
ge Kleinbahnstrecke vom damali-
gen Königsberger Samlandbahn-
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Im Alter von 82 Jahren verstarb am 22.03.2019 unser
unvergessener verdienter Landsmann

Manfred Kirrinnis
Träger des Goldenen Ehrenzeichens der Landsmannschaft Ostpreußen

Ehrenvorsitzender der Bezirksgruppe Lüneburg e. V. 

Manfred Kirrinnis, geboren am 19.04.1936 in Tilsit, war aktives Mitglied in der Kreisgemeinschaft 
Schloßberg/Ostpreußen e. V., seinem letzten Heimatwohnort. Er zeichnete sich durch sein profundes  

geschichtliches und politisches Wissen aus, das er auch in Wort und Schrift für die landsmannschaftliche 
Arbeit einsetzte. 52 Jahre war Manfred Kirrinnis Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen,  

bereits in Jugendtagen engagierte er sich in der „Deutschen Jugend des Ostens“. 

Er war 21 Jahre 2. Vorsitzender und 16 Jahre 1. Vorsitzender der Kreisgruppe Celle sowie elf Jahre Schrift-
führer und 18 Jahre Vorsitzender der Bezirksgruppe Lüneburg e. V. und überdies 18 Jahre Stellvertretender 

Vorsitzender der Landesgruppe Niedersachsen e. V. Er hat seiner Heimat in vorbildlicher Weise gedient.

Unser Mitgefühl gilt seiner Familie. Wir werden ihm ein ehrendes Gedenken bewahren.

Landsmannschaft Ostpreußen
 Landesgruppe Niedersachsen e. V.  Bezirksgruppe Lüneburg e. V.
 Dr. Barbara Loeffke  Heinz Kutzinski
 Vorsitzende  Vorsitzender

In Trauer und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von

Manfred Kirrinnis  
 * 19. April 1936  † 22. März 2019              
 in Tilsit/Ostpreußen in Celle

Der Verstorbene war als stellvertretender Vorsitzender der Landesgruppe  
Niedersachsen langjähriges Mitglied der Ostpreußischen Landesvertretung.  

In Würdigung seiner hervorragenden Verdienste um Ostpreußen  
verlieh die Landsmannschaft Ostpreußen Herrn Manfred Kirrinnis  

im Jahre 2017 das Goldene Ehrenzeichen. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Der Bundesvorstand der Landsmannschaft Ostpreußen

 Hans-Jörg Froese Stephan Grigat Friedrich-Wilhelm Böld 
 Stellv. Sprecher Sprecher Schatzmeister

Anzeigen

Verfasser dieser Zeilen ein Mann
in den Sinn, der in Kronshagen
bei Kiel wohnt, gar nicht weit von
der Heimatstube in Preetz, wo
sich unser Archiv befindet. Karl-
heiner Hamel – er ist es, von dem
im Folgenden geschrieben wer-
den soll – gehörte bereits seit ei-
nigen Jahren als Mitglied des
Kirchspiels Hohensalzburg unse-
rer Kreisgemeinschaft an. Wer
seine Vita kennt, wundert sich,
wurde er doch 1939 in Höxter an
der Weser geboren. Und auch un-
ter seinen Vorfahren gibt es keine
genealogischen Verbindungen zu
Ostpreußen. Wie fand der Westfa-
le nun seinen Weg zur Lands-
mannschaft Ostpreußen? – Wir
kennen einander seit 2001, und
ich erfuhr damals, dass er schon
lange Abonnent des Ostpreußen-
blattes war, während für mich
meine Mutter die Ausgaben der
Zeitung sammelte, die ich dann
gelegentlich abholte. Aus diesem
Kennenlernen erwuchs eine
Freundschaft, und unser enges
Verhältnis bewog mich, Karlhei-
ner zu bitten, die Aufgabe des Ar-
chivars zu übernehmen. Er hatte
ja bereits zuvor meiner Bitte ent-
sprochen, dem Kirchspiel Hohen-
salzburg beizutreten, und so ver-
weigerte er sich – natürlich –
auch diesmal nicht. Am 22. April
2016 wählte der Kreistag ihn
kommissarisch zum neuen Archi-
var.
Als Jurist mit Befähigung zum

Richteramt war der Vater zweier
Kinder beruflich in verschiede-
nen Dienststellen der Bundes-

wehr tätig, bis zu seiner Pensio-
nierung als Rechtsberater von
Kommandeuren und Befehlsha-
bern im militärischen Bereich,
mit Dienstsitz in Kiel.
„Wen dieses Ostpreußen einmal

in seinen Bann gezogen hat, den
lässt es nicht mehr los“ schreibt
er in seiner Vorstellung im Hei-
matbrief. Wiederholt war Karlhei-
ner mit Bus, Pkw und Fahrrad, oft
in Begleitung seiner Frauke, in al-
len drei Teilen Ostpreußens
unterwegs, viermal war der Ver-
fasser mit dabei.
Bei seiner Tätigkeit im Archiv

wird er tatkräftig von den beiden
Preetzern Eva Lüders und Man-
fred Okunek unterstützt. Er er-
muntert jeden Interessierten, sich
in Archiv-Fragen an ihn zu wen-
den und verspricht, alles ihm
„Mögliche zu tun, um Ostpreu-
ßen-Sachverhalten nachzugehen“. 
Karlheiner Hamel wird am 

6. April 80 Jahre. Der Kreistag der
Kreisgemeinschaft Tilsit-Ragnit
gratuliert ihm und wünscht ihm
alles Gute, vor allem stabile Ge-
sundheit. i. A. Dieter Neukamm

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 15

Karlheiner Hamel Bild: privat

Ludwigsburg – Dienstag, 
9. April, 15 Uhr, „Krauthof“, Bei-
hinger Straße 27: Frühlingsfest.

Ansbach – Sonnabend, 
13. April, 17 Uhr, Orangerie: Die
Curry-Wurst - eine ostpreußische
Spezialität von Herta Heuwer aus
Königsberg. Sie sind eingeladen,
das Original-Rezept in geselliger
Runde zu schmecken. – Sonn-
abend, 22. Juni, Tagesausflug ge-
plant. Bitte um Ihre Vorschläge bis
zum Treffen im April. Anmeldun-

hof über Marienhof und Rau-
schen nach Warnicken und nach
einer Verlängerung bis Fischhau-
sen und Pilau. 
Das östliche Samland bediente

die einstige Reichsbahn mit dem
„Rasenden Litauer“, der von Kö-
nigsberg über Labiau nach Tilsit
fuhr. Auch heute hält der Zug in
Nautzken, an dessen Bahnhof
noch der Schriftzug aus deutscher
Zeit deutlich zu lesen ist. Aufnah-
men aus der Luft zeigten das Ge-
biet bei Labiau, wo der Fluss Dei-
me in das Kurische Haff mündet.
Zu sehen auch die Adlerbrücke
aus dem Jahr 1923, neben der Or-
densburg eines der Wahrzeichen
der Stadt.
Inzwischen sind die Bahnstrek-

ken mit der größeren russischen
Spurbreite versehen und größten-
teils elektrifiziert. Wie einst ist
auch heute der Königsberger
Nordbahnhof das „Tor zum Sam-
land“. Von dort verkehren regel-
mäßig Züge nach Rauschen und
Cranz.
Doch der Film zeigte nicht nur

die Verbindungsstrecken mit den
Bahnen, sondern auch die be-
schauliche Landschaft zwischen
Kurischem Haff und Frischem
Haff, durchzogen von manchen
bekannten Orten des Samlandes.
So war beispielsweise in Rau-
schen die berühmte Skulptur „Die
Wasserträgerin“ von Hermann
Brachert zu sehen und das
Schloss in Quednau, in dem einst
Adolf von Bartocki als Oberpräsi-
dent der Provinz Ostpreußen
wohnte, sowie das Kirchdorf Po-
bethen, in dem Pfarrer Abel Will
Luthers Katechismus in die alt-
preußische Sprache übersetzte.
Die vorbeiziehenden aktuellen

Farbbilder und Aufnahmen von
alten Fotografien und Postkarten
ließen bei den Besuchern Erinne-
rungen an die unvergessene Hei-
mat im Osten aufkommen.

Parchim – An jedem dritten
Donnerstag, 14.30 Uhr, Café Wür-
fel, Scharnhorststraße 2: Treffen
der Kreisgruppe. Gemütlicher
Nachmittag, um über Erinnerun-
gen zu sprechen, zu singen und
zu lachen. Weitere Informationen:
Charlotte Meyer, Kleine Kemena-
denstraße 4, 19370 Parchim, Tele-
fon (03871) 213545.

Oldenburg – Mittwoch, 
10. April, 15 Uhr, Stadthotel,
Hauptstraße 38-40, 26122 Olden-
burg-Eversten: Treffen, der Pom-
mer Erhard Brüchert liest aus sei-
nem autobiographischen Roman
„Der Eisläufer“ (hoch-, nicht platt-
deutsch). Mitglieder und Freunde
sind herzlich willkommen.
Rinteln – Donnerstag, 11. April,

15 Uhr, Hotel Stadt Kassel, 
Klosterstraße 42, 31737 Rinteln
(Navi: Bäckerstraße 1 oder Kreuz-
straße): Im Hinblick auf die Kon-
takte und Beziehungen der Rin-
telner Gruppe zu lokalen und re-
gionalen Institutionen und Ein-
richtungen wird Manfred Poll-
mann die Arbeit des Behinderten-
beirats der Stadt Rinteln, dessen
Vorsitzender er ist, vorstellen und
über Aktivitäten berichten. Neben
Mitgliedern und Freunden sind
ebenfalls Angehörige und interes-
sierte Gäste herzlich willkommen.
Weitere Informationen zur lands-
mannschaftlichen Arbeit der
Gruppe sind unter Telefon
(05751) 5386 oder über E-Mail:
rebuschat@web.de zu erfahren.

Bielefeld – Montag, 8. April, 
14 Uhr, Haus der Diakonie,
Kreuzstraße 19a, 33602 Bielefeld:
Heimatnachmittag. Wegen der
Kuchenbestellung ist eine Anmel-
dung bis spätestens fünf Tage vor
dem jeweiligen Termin notwendig
unter Telefon (05202) 5584.

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
(0711) 854093, Geschäftsstelle:
Haus der Heimat, Schloßstra-
ße 92, 70176 Stuttgart, 2. Stock,
Zimmer 219. Sprechstunde nach
Vereinbarung.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

www.preussische-allgemeine.de

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr, außerhalb 
der Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

BREMEN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Landsmannschaftl. Arbeit
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Die Woiwodschaft Schlesien
feiert 100 Jahre der „Rück-
kehr“ eines Teils Oberschle-

siens zu Polen. Mit der Rückkehr ist
die Annexion Ostoberschlesiens
durch Polen nach dem Ersten Welt-
krieg gemeint, also viele Jahrhun-
derte nach einem mittelalterlichen
polnischen Intermezzo.
Mit der Terminologie „Rückkehr

zum Mutterland“ greifen die Akteu-
re nun wieder einen nationalkom-
munistischen Terminus auf, der in
der Nachwendezeit zunehmend
verlorenging. Es soll eine neue Kul-
turinstitution entstehen – das „Pan-
theon außergewöhnlicher Schle-
sier“. Etwa 40 Millionen polnische
Złoty (umgerechnet etwa 10 Millio-
nen Euro) soll das Projekt kosten,
und der Standort steht auch schon
fest. Das Pantheon wird in den Ka-
takomben der Christuskönigskathe-
drale zu Kattowitz eingerichtet,
denn Ideengeber ist der Kattowit-
zer Metropolit Wiktor Skworc. „Die
Katakomben der Kathedrale sind
ein Symbol für die Wiedergeburt
des polischen Staates in Schlesien,
deshalb bilden sie den idealen Platz

für die Erzählung über die Schick-
sale der großen Schlesier“, so Erz-
bischof Skworc gegenüber den
Nachrichtenportal Infokatowice.pl.
„Das Oberschlesische Pantheon

soll über die schwere, aber zugleich
schöne Geschichte Schlesiens er-
zählen. Dies ist besonders wichtig
in der Perspektive des 100. Gedenk-
tages der Schlesischen Aufstände
und der Rückkehr zum Mutterland.
Wir schulden den großen Schle-
siern unsere Dankbarkeit für ihren
Einsatz für diese Region und das
Land. Ihre Lebensläufe sind der be-
ste Geschichtsunterricht für junge
Generationen“, sagte Jakub
Chełstowski, Marschall der Woi-
wodschaft Schlesien am 25. März
während der Unterzeichnung einer
Absichtserklärung zur Schaffung
der neuen Kulturinstitution. Das
Dokument haben außerdem Ideen-
geber Erzbischof Wiktor Skworc,
der Kattowitzer Stadtpräsident
(Oberbürgermeister) Marcin Krupa
und Piotr Glinski, Minister für Kul-
tur und Nationales Erbe, unter-
zeichnet. Das oberste Ziel der neu-
en Kultureinrichtung ist erklärter-

maßen eine redliche Überlieferung
der Geschichte anhand von Lebens-
läufen wichtiger (Ober-)Schlesier.
Mit der Redlichkeit ist es allerdings
nicht weit her, denn einen Platz in
diesem Pantheon der Oberschlesier
finden wohl nur Kämpfer für das
Polentum. Dies zumindest kann
man aus den Aussagen der sich für

das Projekt einsetzenden Kommu-
nalpolitiker der Woiwodschaft
Schlesien herauslesen. „Wir ebnen
die verworrenen Wege unserer Ge-
schichte und zeigen, dass das Stre-
ben der (Ober-)Schlesier, zu Polen
zu gehören, sehr stark war“, zitiert
das Portal „Magna Polonia“ Marcin
Krupa, den Stadtpräsidenten (Ober-

bürgermeister) von Kattowitz.
Marschall Chełstowski äußerte
gegenüber dem Journal „Dziennik
Zachodni“: „Diese neue Kulturinsti-
tution der Woiwodschaft wird von
höchstem Niveau sein, denn zum
100. Jahrestag der Rückkehr Schle-
siens zum Mutterland verdient sie
es besonders.“ Eröffnet werden soll
das Oberschlesische Pantheon
2021. Dazu werden bereits 200 kur-
ze Lebensbeschreibungen für die
Initiatoren wichtiger Oberschlesier
der letzten 100 Jahre von Mitarbei-
tern der Universität Kattowitz und
der theologischen Fakultät Katto-
witz digital bearbeitet. Aus dieser
Arbeit soll eine multimediale Aus-
stellung entstehen.
Die polnischen Aufstände heißen

in der polnischen Sprache „Schlesi-
sche Aufstände“, da sich die Wo-
iwodschaft Schlesien nur über den
östlichen Teil Schlesiens erstreckt.
Am 100. Jahrestag der Aufstände
soll auch ein Film über diese „auf-
klären“, der vom Woiwoden in Auf-
trag gegeben wurde. „Wer mit Ver-
klärung auf die Zeit der Volksrepu-
blik zurückblickt, wird entzückt

sein. Für mich ist der Satz über die
‚Wiedergeburt Schlesiens in Polen‘
ähnlich lächerlich wie die Ansicht,
die DDR (Deutsche Demokratische
Republik) sei die Blüte der deut-
schen Geschichte. Wir dürfen uns
nun auf drei Jahre voller solcher Al-
bernheiten freuen“, so der promo-
vierte Jerzy Gorzelik von der Auto-
nomiebewegung Schlesiens.
Die sich bis 2021 hinziehenden

Jubiläumsfeierlichkeiten zum Ge-
denken an die Ereignisse vor 
100 Jahren vom Beginn der Auf-
stände 1919 bis zur Annexion Ost-
oberschlesiens durch Polen 1921
wurden am 18. März im Schlesi-
schen Museum zu Kattowitz eröff-
net. Dort wird bald eine Ausstel-
lung über die Rolle von Frauen in
den Aufständen und bei der Volks-
abstimmung vom 20. März 1921,
bei der 59,6 Prozent der abstim-
mungsberechtigten Oberschlesier
für den Verbleib bei Preußen und
dem Reich vortierten, zu sehen
sein. Zudem wird dort ein Ausstel-
lungsraum den polnischen Aufstän-
den gewidtmet.

Chris W. Wagner/PAZ

Historische Flucht ins Pantheon
In Kattowitz wird die Hagiografie der Aufständischen auf die Spitze getrieben

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE

Düsseldorf – Sonnabend, 
6. April, 11 Uhr, Info-Stand,
Hauptbahnhof Düsseldorf: Wan-
dertag. – Mittwoch, 10. April, 17
Uhr, Konferenzraum, Gerhart-
Hauptmann-Haus, Bismarckstra-
ße 90, Düsseldorf (GHH): Früh-
lingsfest der LM Deutsche aus
Russland. – Freitag, 12. April, 18
Uhr, Restaurant Lauren’s, Bis-
marckstraße 62, Düsseldorf:
Stammtisch. – Donnerstag, 18.
April, Raum 412, GHH: Offenes
Singen mit Marion Cals.
Gütersloh – Seit 25 Jahren leitet

Eckard Jagalla ununterbrochen
die Geschicke der Landsmann-
schaft Ostpreußen in Gütersloh.
Dafür wurde er in der Jahres-
hauptversammlung, die im Brau-
haus stattfand, besonders geehrt
und überrascht. Die stellvertre-
tende Vorsitzende Marlene von
Oppenkowski drückte die Hoff-
nung aus, dass er noch weitere
Jahre im Dienste des Vereins fol-
gen lässt, denn „so lange ein Amt
mit so viel Einsatz zu führen, ist
wahrlich nicht selbstverständ-
lich“.
Damals bei der Jahreshauptver-

sammlung am 23. April 1994
sprachen die Mitglieder Eckard
Jagalla ihr Vertrauen aus und
wählten ihn zu ihrem 1. Vorsit-
zenden. Das schier Unglaubliche
wurde doch wahr. Ein junger Ost-
preuße hatte den Mut und den
festen Willen bekundet, die nicht
grade leichte Arbeit zu überneh-
men. Die damalige langjährige
Kulturwartin Ursula Witt sagte es
treffend: „Für die Landsmann-
schaft hat ein neues Zeitalter be-
gonnen und es besteht nun die
Möglichkeit, den Mitgliederbe-
stand zu verjüngen und zu erwei-
tern“. Eckard Jagalla war damals
33 Jahre, er kam mit seinen Eltern
und Geschwistern 1979 in die
Bundesrepublik.
Und während rundherum sich

die Landsmannschaften aus Man-
gel an Mitgliedern auflösen kön-
nen die Ostpreußen hier vor Ort
auf ihr 60jähriges Bestehen stolz
sein und jedes Jahr neue Mitglie-
der begrüßen. Aktuell zählt die
Gruppe 170 Familien, 12 Veran-
staltungen werde regelmäßig pro
Jahr durchgeführt. Dazu zählen
z.B. Fahrradtour, ein Familien-
Zelt-Wochenende, eine Senioren-
fahrt, Fahrt zum Ermlandtreffen
nach Werl, Herbstfest, Tanz in den
Mai, Stand auf dem Spexarder

Weihnachtsmarkt, Weihnachts-
feier mit Nikolaus und einiges
mehr. Auch eine Ostpreußischer
Singkreis und eine Frauengruppe
gehören dazu. 
Als nächstes sind alle Tanzfreu-

digen zum Tanz in den Mai am
Dienstag, 30. April ins Haus Ohl-
meyer in Verl eingeladen, es gibt
Livemusik. Außerdem werden 3
Busfahrten organisiert: am 11. Mai
zum Deutschlandtreffen nach
Wolfsburg, ab 7. Juli zum NRW
Landestreffen auf Schloß Burg
und am 3. August zum Ostpreußi-
schen Landesmuseum nach Lüne-
burg. Interessierte sind stets herz-
lich willkommen. Anmeldung
sind ab jetzt möglich unter: Tele-
fon (05241) 34841 bei Block oder
(05241) 29211 bei Bartnik.
Köln – Das nächste Treffen der

Ostpreußengruppe zu Bespre-
chungen aber auch zum gemüt-
lichen Kaffeetrinken findet am
Mittwoch, dem 10. April, um 
14 Uhr, im „Café zum Königsforst“
statt. Das Lokal befindet sich
gegenüber der Endhaltestelle der
KVB-Linie 9 Königsforst. Unser
Treffen im Februar war kurzfristig
wegen Sturmwarnung ausgefal-
len. Weil aber keine Möglichkeit
bestand, es abzusagen, möchten
wir die Wenigen, die trotzdem ge-
kommen waren, um Entschuldi-
gung bitten. Nun, es wird nicht
immer Naturgewalten geben, die
unsere Begegnungen verhindern,
und so glauben wir mit großer
Zuversicht, dass „Petrus“ uns im
April keinen Strich durch die
Rechnung machen wird. 
Liebe Landsleute, die Ihr in und

um Köln wohnt, egal wie alt Ihr
seid, unsere einst so große Grup-
pe ist auf ein sehr kleines Häuf-
lein geschrumpft. Dieses noch
existierende „Stückchen Heimat“

möchten wir nicht aufgeben und
treffen uns immer wieder. Helft
doch bitte mit Eurem Kommen,
dass es noch eine Weile weiterle-
ben darf. Wenn man die Tabellen
der ostpreußischen Kreisgemein-
schaften anschaut, leben noch ei-
nige Hundert Landsleute in der
Nähe des „Cafés zum Königs-
forst“. Wir bitten Euch herzlich,
kommt doch mal vorbei.
Wesel – Sonnabend, 6. April, 

15 Uhr, Heimatstube, Kaiser-
ring 4: traditionelles Frühlingsfest
mit Grützwurst und einem schö-
nen Programm. Informationen bei
Paul Sobotta unter Telefon (0281)
45657.
Witten – Montag, 15. April, 

15 Uhr, Evangelische Lutherische
Kreuzgemeinde Witten, Luther-
straße 6-10: Treffen.

Burg auf Fehmarn –Dienstag, 
9. April, 15 Uhr, Haus im Stadt-
park: Lichtbildervortrag über die
Unterwasserwelt, über die Sinai –
Halbinsel und über die Wüste des
Meeresbiologen Ulrich Niermann
aus Heiligenhafen.
Neumünster – Mittwoch, 

10. April, 15 Uhr, Stadthalle am
Kleinflecken: Treffen. Froh und
heiter mit ostpreußischem Hu-
mor, Witz und musikalisch unter-
hält uns die Ostpreußin Gerta
Heykena. 
Bericht – Die Jahreshauptver-

sammlung der Landsmannschaft

Landsmannschaftl. Arbeit
Fortsetzung von Seite 17

Gütersloh: (v. l.) Josef Block, Marlene von Oppenkowski, Eckard
Jagalla, Anton von Oppenkowski, Peter Welki, Marianne Bart-
nik, Renate Thamm, Gregor Kischporski Bild: privat

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

der Ost- und Westpreußen, Grup-
pe Neumünster, war am 6. März
wieder gut besucht. Nach der Be-
grüßung, Totenehrung und Kaf-
feepause verlas die Vorsitzende
Brigitte Profé die Geburtstage der
Mitglieder (Februar und März),
und wir haben festgestellt, 
dass die Mehrheit der Mitglieder
Ende 80 und weit über 90 Jahre
alt ist.
Es folgte eine Rückschau auf

das arbeitsreiche erfolgreiche
Jahr 2018/19. Erfreulich, dass wir
wieder 64 Mitglieder haben und
sich immer wieder auch Gäste zu
unseren Veranstaltungen einfin-
den. 
Einverstanden waren alle mit

dem neuen Jahresprogramm, das
wieder sehr umfangreiche, infor-

mative, vielseitige und abwechs-
lungsreiche Themen beinhaltet.
Sie dankte den treuen Mitglie-
dern für ihr stetes Kommen und
dem Vorstand und Helfern für
jegliche Hilfe und das Vertrauen.
Die Kassenwartin Hildegard

Henning verlas den Kassenbe-
richt der Kassenprüfer Manfred
Rüthlein und Dietmar Anger, der
eine einwandfreie Aufstellung der
Gelder und einen sparsamen Um-
gang mit Beiträgen wie Spenden
zeigt und ohne Beanstandung er-
folgte, weswegen die Prüfer den
Antrag auf Entlastung der Kassen-
wartin und des Vorstandes bean-
tragten, der einstimmig geneh-
migt wurde. Im nächsten Jahr ste-
hen die Prüfer wieder zur Verfü-
gung.

Unter Verschiedenes sprach 
LM Edelgard Lessing über den
internationalen Frauentag 2019
und lud Mitglieder zu den Veran-
staltungen ein. Sieghild Klamt in-
formierte die Teilnehmer über die
Lötzener Heimatstube und be-
richtete wie wichtig für die Neu-
münsteraner und überhaupt wie
interessant, vielfällig mit den Aus-
stellungen über Ostpreußen zu
sehen und hören ist.
Ohne Vertellkes geht nüscht.

Quer durch die Schabberkiste gab
es Lustiges zu hören und gesun-
gen wurde auch. B. P.
Uetersen – Freitag, 12. April, 

15 bis 17 Uhr, Haus Ueters End,
Kirchenstraße 7: Ein fröhlicher
Nachmittag mit Erwin Krüger, der
auch seine Drehorgel mitbringt.

Elmshorn – Die Jahreshaupt-
versammlung des Elmshorner
Vereins „Forum Baltikum -
Dittchenbühne“ fand in den eige-
nen Räumlichkeiten an der Her-
mann-Sudermann-Alle 50 statt.
Dabei wurde auch auf die nächste
besondere Veranstaltung an der
Dittchenbühne hingewiesen - auf
den Welttheatertag, der zusam-
men mit dem Kreis am 27. März
für die Theaterfreunde durchge-
führt wird.

Ergebnisse des Jahres 2019

Bei der gutbesuchten Jahres-
hauptversammlung konnte der
Vorstand des Elmshorner Thea-
ters ansehnliche Zahlen für das
vergangene Jahr vermelden: Die
Gesamteinnahmen des gemein-
nützigen Vereins betrugen
268594,61 Euro (ohne den ver-
einseigenen Kindergarten), die
Ausgaben 266649,89 Euro. Es
blieb also ein Überschuss von
1944,72 Euro. 
446 größere Veranstaltungen

wie Theateraufführungen, Pro-
ben, Vorträge, Kurse, Märkte, Ess-
Events, Trauungen und Feiern des
Vereins sowie private Feste fan-
den 2018 statt – mit insgesamt et-
wa 18000 Besuchern. Das große
Stadtteilfest rund um die Ditt-
chenbühne zu Pfingsten mit sei-

nen vielen Besuchern kommt
noch hinzu. 
Die beiden Inszenierungen des

Erwachsenentheaters („Die Reise
nach Tilsit“ und „Die Physiker“)
waren wieder „Renner“, ebenso
das Weihnachtsmärchen mit
3600 Besuchern. Vielbeachtet
und erfolgreich war auch wieder
die Ostseetournee der Dittchen-
bühne mit „Der Reise nach Tilsit“.
In fünf Ländern wurde das Stück
neun Mal aufgeführt – vor einem
zunehmend jünger werdenden
Publikum, unter dem sich viele
Deutschschüler und Germanistik-
Studenten befinden. 
Die Mitgliederzahl des Vereins

hat sich weiterhin nach oben be-
wegt: Es gibt jetzt 730 Vereinsmit-
glieder. Der Fahrtenring des Ver-
eins führte mehrere Bildungsrei-
sen erfolgreich durch. 

Blick auf das laufende Jahr

Natürlich warf man während
der Versammlung auch einen
Blick auf das laufende Jahr: 
Der Fahrtenring führt wieder

diverse Bildungsreisen durch, un-
ter anderem Fahrten ins „Bernst-
einland“, zu den Störtebeker Fest-
spielen nach Rügen, nach Berlin

und Potsdam, in den Kreis
Dithmarschen und zum
Weihnachtsmarkt nach Bre-

men. Eine Fahrt auf der Elbe ist
schon lange ausgebucht. 
Im Herbst soll ein Bücherfloh-

markt angeboten werden. 
Mit dem „Schimmelreiter“, ei-

ner Inszenierung mit dem Regis-
seur Markus Ahrend, geht es im
Herbst zum 30. Mal um die Ost-
see. Gespielt wird in Stettin,
Schneidemühl, Stolp, Danzig, El-
bing, Allenstein, Wilna, Memel,
Schaulen, Dobele, Tallinn und St.
Petersburg. 
Als Weihnachtsmärchen unter

der Regie von Katrin Cibin ist das
„Rumpelstilzchen“ vorgesehen. 
Die Eintrittspreise werden in

diesem Jahr geringfügig erhöht. 

Wahlen

Auf der Jahreshauptversamm-
lung wurde Raimar Neufeldt wie-
der als 1. Vorsitzender für weitere
zwei Jahre gewählt, Jan Berning
als 2. Vorsitzender ebenso bestä-
tigt. Der komplette Vorstand be-
steht aus diesen Personen: Renate
Neufeldt, Dieter Staack, Ralf Ska-
la, Wolf Schubbe, Abdul Laban,
Monique Wodtke, Petra Maruska,
Immo Neufeldt, Katrin Cibin, An-
dre Philipowski und Ritas Lüh-
mann.

Dittchenbühne

Wanderausstellungen – „Ange-
kommen – Die Integration der
Vertriebenen in Deutschland“,1.

April bis 30. Mai, Museum der
Stadt Geretsried, Graslitzer Stra-
ße 1, 82538 Geretsried. – „In La-
gern – Schicksale deutscher Zi-
vilisten im östlichen Europa
1941-1955“, 8. April bis 20. Mai,
Haus der Heimat Wiesbaden,

Friedrichstraße 35, 65185 Wies-
baden. – „Die Gerufenen – Deut-
sches Leben in Mittel- und Ost-
europa“, bis 24. April, KultSchu-
le, Sewanstraße 43, 10319 Berlin.
Infotelefon (0228) 8100730, 

E-Mail: info@z-g-v.de

Bald Sitz des Kattowitzer Pantheons: Christuskönigskathedrale
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Mit dem „Ostpreußen-Express“ durch Hinterpommern 
Eine lohnende Bahnfahrt in der Gegenwart auf historischen Gleisen

Wer 1945 zwischen Danzig und 
Stettin auf die Flucht gehen musste, 
wird sich noch an die nicht enden 
wollende Fahrt erinnern. Glück 
bedeutete damals, einen Platz in 
einem der westwärts rollenden DR-
Personenzüge zu ergattern; andere 
froren erbärmlich in offenen Gü-
terwaggons, wobei viele den Käl-
te- und Hungertod starben. Heute 
hingegen rauschen bequeme mit E-
Lok bespannte IC-Züge der polni-
schen PKP über die 334 Kilometer 
lange historische Strecke, die unbe-
schreiblich viel Leid gesehen hat.

In den letzten Jahren bin ich 
oft per Zug nach Ostpreußen 
gefahren, um dort Rad-, Haus-

boot- oder Schiffstouren mit der 
„Classic Lady“ zu unternehmen 
und im Raum Angerburg/Jäglack  
auf den Spuren von Arno Surmin-
ski zu wandeln, der zur Zeit an 
einem Lokführer-Roman arbeitet. 
Schauplätze während der Kriegs-
zeit: zwischen Ostpreußen und 
Schleswig-Holstein.  

Alle Züge ab Stralsund Richtung 
Berlin halten in Pasewalk. Hier 
heißt es umsteigen in die Regional-
bahn. Sie kommt von Lübeck und 
fährt bis Stettin Hauptbahnhof. Da-
bei spürt man immer noch die alte 
deutsch-polnische Grenze, bis zu 
der die Schienen geschweißt sind. 
Dahinter fängt es in rhythmischem 
Takt an zu rattern. Aus Richtung 
Berlin steigt man in Angermünde 
um. Alle zwei Stunden gibt es Ver-
bindungen in beide Richtungen.
Über die Oder nach Westpommern

Kurz nach zehn: Am Bahnsteig 
2 wird auf Gleis 4 ein langer IC 
bereitgestellt. Das Zuglaufschild 
weist ihn aus als RYBAK, zu 
Deutsch „Fischer“. Endstation der 
PKP-Strecke 202 ist Bialystok an 
der weißrussischen Grenze mit wei-
teren Haltepunkten nach Danzig 
in Dirschau, Marienburg, Elbing, 
Mohrungen, Allenstein, Wormditt 
und Rastenburg. Eine Strecke, von 
der jeder Meter geschichtsbelastet 
ist. Meistens bin ich in Lötzen am 
Löwentinsee ausgestiegen, um dort 
an Bord zu gehen oder aufs Rad 
umzusteigen. 

Um 10.40 rollt der RYBAK aus 
dem Bahnhof auf die Oder zu. 
Links sieht man noch die berühm-
te Stettiner Hakenterrasse, dann 
dröhnt die Brücke unter den Wag-
gonrädern. Ein polnisches Schub-
boot drückt seine Bargen, die mit 
oberschlesischer Kohle für Berlin 
beladen sind, gegen den Strom 
nach Süden. 

Ab Alt-Damm nimmt die Lok, 
die zum Betriebswerk (Bw) mei-
ner Geburtsstadt Ostrowo im 
Warthegau der Provinz Posen 
gehört, Fahrt auf: für die 22 Ki-
lometer lange Steigung durch den 
dichten Wald der Buchheide, eine 
Stauchmoräne, die bis zu 149 Me-
ter über dem Meeresspiegel liegt. 
Wir sind in die polnischen  Woi-
wodschaft Westpommern einge-
fahren, die überwiegend zum his-
torischen Hinterpommern zählt. 

Um 11.16 quietschen zum ers-
ten Mal die Bremsen in Stral-

sunds Patenstadt Stargard. Die 
Türme der Stadtkirchen grüßen 
herüber, während auf dem Nach-
bargleis Kinder das technische 
Denkmal einer grünen polnischen 

Schnellzug-Dampfl ok bestaunen.

Wieder an der Ostseeküste

Blick zurück. Die Reichsbahn-
direktion (RBD) Stettin war eine 
der ältesten Deutschlands, er-
streckte sich über das Gebiet der 
Provinz Pommern und gehörte 
gebietsmäßig zur RBD Osten. Ihr 
Landschaftsbild besteht einheit-
lich aus einer eiszeitlichen Mo-
ränenlandschaft im Bereich des 
weithin bewaldeten, sanft gewell-
ten Balten Höhenrückens, der im 
256 Meter hohen Schimritzberg 

der Bütower Kuppen gipfelt. Dar-
in eingebettet die idyllische Pom-
mersche Seenplatte. Zwischen 
Freienwalde und Labes schmiegt 
sich die Strecke kurzzeitig an den 

Südzipfel des Wothschwien-Sees. 
Hinter Labes wird das gewunde-
ne Flüsschen Rega gequert, das 
rechts bis zur 1296 gegründeten 
Kreisstadt Schivelbein unseren 
Weg begleitet. Bei Kanuten ein 
beliebtes Wassersport revier. Na-
turlandschaft mit viel Wald domi-
niert bis zum 32 Kilometer ent-
fernten Belgard, dessen Landkreis 
mit seinen vielen Rittergütern seit 
1648 zu Brandenburg-Preußen 
gehörte. Durch den Ort fl ießt die 
bei Kolberg in die Ostsee mün-
dende Persante. 

Salzgeruch zieht man nach 24 Ki-

lometern ein, wenn man das Fenster 
öffnet. Der RYBAK stoppt in Kös-
lin, früher mit „C“ geschrieben, das 
nur einen Steinwurf weit vom Bal-
tischen Meer liegt. An dieser Küs-
te spielt Fremdenverkehr bis heute 
eine große Rolle, früher aus ganz 
Deutschland, heute überwiegend 
aus Polen. Wegen des noch güns-
tigen Preis-Leistungsverhältnisses 
und der Küstenlandschaft mit ihren 
endlosen Stränden kommen zuneh-
mend auch Gäste aus dem europäi-
schen Ausland hierher.

Von Köslin, der nach Stettin 
zweiten Großstadt Westpommerns, 
zweigt eine acht Kilometer lange 
Kleinbahnstrecke nach Natzlaff 
zum Ostseestrand ab. Weiter geht 
es küstenparallel, doch mit großem 
Abstand zur Ostsee: durch Agrar-
land über Schlawe an der Wipper, 
die bei Rügenwalde in die See 
mündet, nach Stolp, im Mittelalter 
eine Landvogtei. Die Stadt liegt an 
der Stolpe, der Stolpmünde an der 
Ostsee den Namen verdankt. 

Kaschubien und Westpreußen

In fl otter Fahrt – unterbrochen 
durch viele dampfl okähnliche Pfi f-
fe an unbeschrankten Bahnüber-
gängen – läuft der IC nach rund 65 
Kilometern ohne Halt in Lauenburg 
ein. Die bewaldeten Höhen süd-
lich der Stadt sind Ausläufer der 
Kaschubischen Schweiz mit ihrem 
ausgedehnten Wald- und Seenge-
biet rund um Karthaus, ein bevor-
zugtes Naherholungsgebiet der 
Danziger. 

32 Bahnkilometer weiter stoppt 
der RYBAK in Neustadt an der 
Reda. Hier beginnt Westpreußen. 
Durch den Versailler Vertrag fi el 
das Gebiet 1920 an Polen und wur-
de als Polnischer Korridor bezeich-
net. Heute gehört es zur Woiwod-
schaft Pommern. 

Bis hierher fährt auch die Dan-
ziger S-Bahn, zum Teil noch mit 
Wagenmaterial der Berliner Vor-
kriegs-S-Bahn. Eine idyllische 
Bahnstrecke führt von Neustadt 
über Großendorf bis nach Hela am 
Südzipfel der Putziger Nehrung auf 
der gleichnamigen Halbinsel. Ein 
wahrhaft lohnenswerter Abstecher!

Wenig später schlängelt sich der 
IC RYBAK an den Hafenanlagen 
von Gdingen entlang. Die großen 
Schiffe sind zum Greifen nahe. Das 
mondäne Seebad Zoppot ist vor-
letzte Station, bis der Uhrenturm 
des prachtvollen Danziger Haupt-
bahnhofs in Sicht kommt. Der 
Pommern-Westpreußen-Film spult 
seine letzten Meter ab. Pünktlich 
um 15.41 Uhr, nach fünf Stunden 
Fahrt für nur 19,79 Euro in der 1. 
Klasse, heißt einen die polnische 
Lautsprecherstimme: 
„Herzlich willkommen in Danzig!“ 

Peer Schmidt-Walther

Infos:
Günstigste Buchung: online über: 
www.intercity.pl oder über Ei-
senbahn-Spezial-Reisebüros wie 
Kopfbahnhof in Berlin; alle IC-Zü-
ge sind platzkartenpfl ichtig.

Abwechslungsreiche Fahrt durch Hinterpommern 
(Foto Schmidt-Walther)

Bis zum 28. April 2019 läuft die Son-
derausstellung „Im Fluss der Zeit – 
Jüdisches Leben an der Oder“ im 
Pommerschen Landesmuseum in 
Greifswald, Rakower Straße 9,
17489 Greifswald  • www.pommer-
sches-landesmuseum.de

In einem Vortrag am 21. März im 
Pommerschen Landesmuseum 
stellte der gemeinnützige För-

derverein „Historische Warenhäu-
ser Wertheim und Tietz in Stralsund 
e.V.“  durch die Vorsitzende Nadine 
Garling Orte jüdischer Geschichte 
sowie Biographien prägender Kauf-
mannsfamilien wie Wertheim, Tietz, 
Blach und Cohn, die Stralsund zur 
Wiege der deutschen Warenhauskul-
tur gemacht haben, vor. Noch heute 

befi nden sich in der Ossenreyerstra-
ße im Zentrum Stralsunds zwei der 
deutschlandweit wenigen erhalten 
gebliebenen Warenhäuser: Das 1903 
errichtete Alt-Wertheim mit seiner 
großartigen, restaurierten Fassade 
und seinem imposantem Lichthof 

sowie ein Gebäude der Familie Tietz, 
das 1927 im Stile der neuen Sachlich-
keit eröffnet wurde. Aus den Häusern 
der Familie Tietz entwickelten sich 
die Warenhausketten Hertie und 
Kaufhof.

Ihre ersten Geschäfte eröffneten 
die beiden deutsch-jüdischen Famili-
en Wertheim und Tietz bereits in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
in Stralsund. Vor dem Sprung nach 
Berlin und in andere deutsche Städte 

erprobten sie in der Hansestadt damals 
revolutionäre Verkaufsprinzipien. Die 
bis heute wechselvolle Geschichte der 
großen deutschen Warenhäuser Wert-
heim, Hertie und Kaufhof nahm in 
Stralsund ihren Anfang. 

Neben der Geschichte der Waren-

häuser wird dargestellt, wie und wo 
an die Zerstörung jüdischen Lebens 
in Stralsund und die Schicksale der 
jüdischen Kaufmannsfamilien heute 
erinnert wird. 

Die Geschichte der Warenhäuser 
Wertheim und Tietz und insbesonde-
re ihr Ursprung in Stralsund sind der 
Öffentlichkeit nur wenig bekannt. An 
den historischen Orten, in Museen, 
bei Stadtführungen und in touristi-
schen Informationsangeboten scheint 

diese historische Besonderheit nicht 
angemessen repräsentiert. Unter die-
sem Eindruck gründete sich 2011 
der Förderverein Historische Waren-
häuser Wertheim und Tietz in Stral-
sund e.V. Der gemeinnützige Verein 
möchte die Bedeutung Stralsunds 
und die Rolle seiner jüdischen Kauf-
leute und Händler für die Entwick-
lung der Warenhauskultur vermitteln 
und Einheimische wie Gäste auch für 
die jüdische Geschichte der Stadt in-
teressieren.

Mit interessanten Geschichten, 
Informationen und historischen Auf-
nahmen führt ein Audio-Rundgang 
„Jüdisches Leben und Wirken in 
Stralsund“ Besucher und Einheimi-
sche an elf Orte der jüdischen Ge-
schichte von Stralsund. 

Professor Michael Klotz hat die 
Tour mit Studenten an der Hoch-
schule Stralsund im Rahmen des 
BMWi-geförderten „Mittelstand 
4.0-Kompetenzzentrums Rostock“ 
für die kostenlos in App- und Play-
Store erhältliche izi.TRAVEL-App 
erstellt. Der Stadtrundgang beginnt 
an der Stralsunder Münze und führt 
u.a. zur Gedenktafel der ehemaligen 
Synagoge, dem Kaufhaus Tietz und 
Wertheim-Warenhaus. Eine Station 
ist auch das Haus der Familie Blach 
in der Mönchstraße, deren fast ver-
gessene Geschichte Friderike Fech-
ner, wie Michael Klotz ebenfalls Mit-
glied im Förderverein „Historische 
Warenhäuser Wertheim und Tietz 
in Stralsund”, erforscht hat. In der 
Stralsunder Altstadt endet die Tour 
an der Gedenkstelle im Johannis-
kloster. Station Nr. 11 beschreibt den 
etwas außerhalb an der Greifswalder 
Chaussee gelegenen jüdischen Fried-
hof Stralsunds.

Weitere Info: http://historische-wa-
renhaeuser-stralsund.de

Die jüdischen Kaufmannsfamilien 
in Stralsund

Einer der Lichthöfe des früheren Kaufhauses Wertheim, 1903 erbaut und 1927 erweitert
(Foto: Johannes-Maria Schlorke)

07.04. FAMILIENSONNTAG – 14.00 -17.00 Uhr
Es gilt der Museumseintrittspreis.
OSTERLECKEREIEN UND BASTELEIEN

Ostern in Pommern (Brauchtum) 
Vorbereitend auf das Osterfest können sie mit uns in unterschiedlichen 
Techniken Ostereier gestalten. Ob mit Zwiebelschalen, Krappwurzel 
oder roter Bete gefärbt, mit Wachs verziert oder Papierschnipseln be-
klebt – farbenfrohe Stände erwarten sie in der Museumsstraße. Bitte 
ausgepustete Eier mitbringen!

Ostern im Pommerschen Landesmuseum 
Rakower Straße 9 – 17489 Greifswald 
www.pommersches-landesmuseum.de

Grußwort zum Pommerntreffen am 6. März 2019
 in Anklam

Liebe pommersche Landsleute,
als Vertreter der Pomeranos, deren Vorfahren vor fast 170 Jahren aus unse-
rer gemeinsamen pommerschen Heimat nach Brasilien eingewandert sind, 
grüßen wir Sie herzlich. 
Trotz der großen Entfernung fühlen wir uns Ihnen heimatlich verbunden und 
wären heute gerne unter Ihnen. Sie sollen wissen, dass wir Pomeranos als 
angesehene und loyale Bürger Brasiliens alle Möglichkeiten wahrnehmen, 
um unsere pommersche Kultur zu erhalten. Nicht nur viele der Sitten und 
Gebräuche, die unsere Vorfahren mit ins Land gebracht haben, sondern auch 
die pommersche Mundart pfl egen wir aus innerer Überzeugung. In Espirito 
Santo, dem nördlichsten Siedlungsgebiet der Pomeranos, wurde das pom-
mersche Platt der portugiesischen Landessprache gleichgestellt und in Po-
merode, der deutschesten Stadt Brasiliens, wird es sogar im Schulunterricht 
gelehrt. Ein weiteres Wörterbuch „Portugiesisch-Pommersche Mundart“ für 
die Schulen, steht vor der Vollendung. 
Neben den deutschen Rundfunksendungen, die über das Internet auf der 
ganzen Welt empfangen werden können, erscheint in diesen Tagen die 282. 
Ausgabe der Folha Pomerana, der brasilianischen Pommern-Zeitung, die als 
E-Mail Zeitung u.a. über einen großen deutsch-brasilianischen Blog, wö-
chentlich an weltweit 160 000 Empfänger verschickt wird. In portugiesisch, 
deutsch und pommersch Platt behandeln wir dort pommersche Themen. 
Unsere guten Beziehungen insbesondere nach Vorpommern werden weiter 
ausgebaut. Seit 2001 nehmen ständig Vertreter aus Pomerode an partner-
schaftlichen Treffen in Greifswald teil. Beste Beziehungen bestehen zum 
Pommerschen Landesmuseum und zur Universität Greifswald, die uns bei 
wichtigen Projekten unterstützen. 
Die Vereine der Deutschen Minderheit in Hinterpommern, mit deren Hil-
fe in der Vergangenheit mehrmals Pomerano-Volkstanzgruppen in Stettin, 
Köslin, Regenwalde und anderen Städten auftreten konnten, sind immer 
wieder Besuchern aus Brasilien behilfl ich, die die Heimat ihrer Vorfahren 
kennenlernen möchten. Seit 2017, als das erste Mal Pomeranos als Ehren-
gäste an dem Großen Pommerntreffen in Anklam teilnahmen, haben wir 
auch ein besonders gutes Verhältnis zu den Herren Schukat und Schülke, 
den Veranstaltern der großen Heimattreffen
Aus der Ferne wünschen wir Ihnen für Ihr heutiges Heimattreffen ein gutes 
Gelingen und Gottes Segen.

Prof. Dr. Ivan Seibel, Herausgeber der Folha Pomerana 



Zu: Frohlocken bei Grünen und
SPD (Nr. 12)

Turbulenzen sind bei den
Linksparteien obligatorisch, denn
sie leiden nach der Vereinigung
von DDR und Bundesrepublik
noch immer unter dem Problem,
sich die seinerzeit gewaltsame
Übernahme der SPD nach dem
Krieg in die damalige SED nicht
verzeihen zu können. 
Hinzu kommt, dass Anfang der

90er Jahre die SPD glaubte, im
Osten einen Siegeszug vollziehen
und so die Reste der SED an den
politischen Rand drängen zu kön-
nen. Das ist ihr aber nicht gelun-
gen. Die Neubundesbürger merk-
ten sehr schnell, dass die hochge-
lobte sogenannte soziale Markt-
wirtschaft mehr versprach, als sie
halten konnte, und dass ehemali-
ge Staatsbetriebe unter Vernich-
tung von Arbeitsplätzen zu Spott-
preisen verhökert wurden. 
Zu den besonders profilierten

Politikern, die hier den Finger in
die kapitalistische Wunde legten,
gehörte eben auch Sahra Wagen-
knecht. Ihr scharfer und brillanter

Verstand, verbunden mit hervor-
ragender Rhetorik, machten sie
auf dem politischen Parkett un-
übersehbar. Wegen ihrer Weltan-
schauung war sie (sowie ihre Par-
tei) damals noch leicht zu diffa-
mieren, zumal sie sich weigerte,
die ehemalige DDR als Unrechts-
staat anzuerkennen. 
Regelmäßig wurde die SPD von

den übrigen bundesdeutschen
Parteien genötigt, sich vor Wahlen
dahingehend festzulegen, ein
Bündnis mit diesen Linken nach
den Wahlen auszuschließen. Ein
gleiches Verhaltensmuster wie -
derholt sich nun auch mit der
AfD. Diese selbstgewählte Isolie-
rung der SPD hat nicht nur mögli-
che Bündnisse verhindert, son-
dern auch keine Möglichkeit zu-
gelassen, eine soziale Wirtschafts-
politik, gestützt auf alle linken
Parteien, durchzusetzen.
Hier nahm sich Wagenknecht

ihre Parteibrüder der SPD zur
Brust und rügte die Exzesse der
Hartz-4-Gesetze, die damit ein-
hergehende Verarmung der in Mi-
nijobs und Leichtlohngruppen ar-
beitenden Bevölkerung sowie die

dadurch immer problematischer
werdende Altersversorgung. Die
Position in ihrer Partei als Füh-
rungskraft hat stets zu stabilen
Wahlergebnissen sogar im Westen
der Republik geführt. Sie wird als
eine der wenigen glaubhaften Po-
litikerinnen mit großer Überzeu-
gungskraft gesehen, anders als die
Genossen der SPD, die sich je
nach politischen Bedürfnissen
wie ein unzerbrechlicher italieni-
scher Kamm nach allen Seiten
verbiegen ließen.
Wagenknechts Mut, die Ein-

wanderungspolitik der Regierung
nach 2015 kritisch zu betrachten,
hat ihr in weiten Teilen der Bevöl-
kerung große Anerkennung be-
schert, innerparteilich aber wohl
eher geschadet, indem man ihr ei-
ne AfD-Nähe attestierte. Als
Volkswirtschaftlerin erkannte sie
die Fehler einer ungezügelten Zu-
wanderung, die wegen der erheb-
lichen Kosten langfristig zur wei-
teren Absenkung des allgemeinen
Lebensstandards führen werden. 
Mit der Bewegung „Aufstehen“

hat Wagenknecht nun aber wohl
weite Teile des linksgrünen La-

gers gegen sich aufgebracht, so-
dass sie sich die Frage stellt, wie
ein weiterer sozialer Abbau auf-
zuhalten ist. Die wesentlich er-
folgreicher auftretenden französi-
schen Gelbwesten sind in der so-
zialen Frage deutlicher von einem
Veränderungswillen getragen. Die
deutsche linksgrüne Politik ist in
weiten Teilen von der Politik der
Regierungsbank nicht zu unter-
scheiden und formuliert weder
einen Oppositionswillen, noch
produziert sie durchschlagende
mehrheitsfähige eigene Ideen. 
Dass die linksgrüne Schnösel-

fraktion wirklich einen Grund
hat, um zu frohlocken, wenn ihr
Zugpferd Wagenknecht nun als
politisch heimatlos betrachtet
werden kann, darf bezweifelt wer-
den. Rudolf Neumann,

Ahrensburg
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Die Frisur sitzt: Sahra Wagenknecht kehrt ihrer Bewegung „Aufstehen“ und bald auch ihrer Fraktion als Vorsitzende den Rücken

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Vorverurteilung
Zu: Senioren im Visier (Nr. 6)

Zwei Drittel der Unfallbeteilig-
ten waren 2015 über 64 Jahre alt.
Da gibt es aber auch ganz andere
Zahlen. Hier ist es genauso wie in
vielen anderen Dingen des täg-
lichen Lebens, man fragt zehn
Menschen zu einem Thema und
erhält zehn verschiedene Antwor-
ten. Daher bezweifle ich die vor-
genannte Aussage. Es ist völlig da-
neben, wenn „zu langsames Fah-
ren“ pauschal als „Unsicherheit“
bezeichnet wird. Bedenklich ist
allerdings, dass ältere Menschen
große Fahrzeuge fahren, die sie
offensichtlich nicht beherrschen.
In den Fällen ist das Wort „Unsi-
cherheit“ korrekt. 
Was aber ist mit den „wilden“

Fahrten durch die Städte? Das
sind in erster Linie junge Men-
schen. Diese Vergehen häufen
sich. Und die „Ergebnisse“ sind in
der Regel um ein Vielfaches
schlimmer als „zu langsames Fah-
ren“. Viele ältere Fahrer fahren
vorsichtig, vorausschauend, das
hat nichts mit Unsicherheit zu
tun. Ein großer Teil der jungen
Fahrer fährt drauf los. Es sind je-
ne Menschen, die in dem Mo-
ment, wo sie die Haustür hinter
sich schließen und ins Auto stei-
gen, der Auffassung sind, „jetzt
bin ich König“. Und das erst
recht, wenn noch das entspre-
chende Auto dazu kommt. Sie set-
zen für sich Gesetze außer Kraft,
für sie gilt nur ein Gesetz: „Rück -
sichtslosigkeit“. 
Die lange Latte, die eine Berli-

ner Boulevardzeitung von empör-
ten Senioren, die ihren Führer-
schein nicht abgeben wollen, prä-
sentiert hat, kann man nur als
dumm bezeichnen. Es gibt wichti-
gere Themen als ausgerechnet
„Fahrerlaubnis für Senioren“. Mit
den meisten Senioren kann man
über dieses Thema vernünftig
sprechen. Wenn sie pauschal als
unfähig bezeichnet werden und
der Anschein einer Bevormun-
dung erweckt wird, darf man sich
über entsprechende Reaktionen
nicht wundern. Mit einem heute
65-jährigen Menschen kann in
der Regel nicht mehr so umgegan-
gen werden wie vor 40 Jahren. 
Für die vorgenannte Zeitung

gibt es ein ganz interessantes The-
ma, mit dem man sich sehr inten-
siv befassen sollte. Warum fällt ei-
ne hohe Anzahl junger Menschen
sowohl durch die praktische als
auch durch theoretische Fahrer-
laubnisprüfung? Das ist bedenk-
lich. Heinz-Peter Kröske,

Hameln

Zu: Also doch? (Nr. 6)

Für jeden sichtbar wird in
Deutschland mit allen Mitteln ge-
gen die rechte Opposition vorge-
gangen. Jüngstes Beispiel ist wie-
der einmal Chemnitz, nicht lange
nach den „sogenannten“ Hetzjag-
den in der Stadt. 
Im November 2018 sprach

Bundeskanzlerin Merkel bei einer
Gedenkstunde zum 9. November
in Deutschland vor geladenen Gä-
sten. In ihrer Rede sprach Sie da-
von, dass rechte Kräfte in der
Stadt Chemnitz ausländische Re-
staurants angegriffen hätten. Zu
sehen und hören war ihre Rede in
der Tagesschau. In der örtlichen
Presse war zu der Zeit nicht zu le-
sen, dass Täter ermittelt wurden. 
Ich frage mich, woher weiß die

Kanzlerin, wer die Täter sind?
Stellt sie einfach Behauptungen
auf, die politisch in den Kram
passen? Hat das Bundeskanzler -
amt eine eigene Ermittlungsgrup-
pe, die die Täter ermittelt hat?
Dieser Tage wurde in der ört-

lichen Presse bekannt, dass zwei
von drei Ermittlungsverfahren
eingestellt wurden. Täter konnten
nicht ermittelt werden. Das
scheint jetzt nicht mehr wichtig,
Hauptsache, es bleibt was hängen
gegen Rechts. Man sollte doch
erst einmal die Täter ermitteln
und dann urteilen. Ähnliche Fälle
sind Tröglitz in Sachsen-Anhalt
und der Husarenhof in Bautzen.
Dasselbe Bild der Vorverurtei-
lung. Im Kampf gegen Rechts ist
man nicht wählerisch. Axel Pohl,

Weißwasser

Mehr Volkslieder!
Zu: „Bis zum letzten Atemzug“
(Nr. 13)

Bei dem Interview mit der Sän-
gerin Isabel Kusari geht einem das
Herz auf. Sie ist eine unglaubliche
Frau, wo es doch nach Aussagen
mancher grünen Politiker gar kein
Deutschland gibt und unser
Deutschland die inländerfeind-
lichste Regierung der Welt hat.
Liebe Isabelle, singen Sie bitte
weiter deutsche Volkslieder!

Jürgen Wieger,
Hamburg

Alt aber sicher

Ohne ihr Zugpferd Wagenknecht haben es die Linken schwer

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de
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Keine Sorge, das Saxofon gehört
noch nicht zu den vom Ausster-
ben bedrohten Musikinstrumen-
ten. Da es aber im Vergleich mit
Streich- oder Tasteninstrumenten
noch recht jung ist, wurde es zum
Instrument des Jahres gewählt. 

Instrumente seien mehr als
bloße Werkzeuge zur Klangerzeu-
gung, heißt es im Programmheft
des Landesmusikrates Berlin, der
seit 2010 zusammen mit dem
Landesmusikrat Schleswig-Hol-
stein Musikinstrumente in den
Fokus der Öffentlichkeit hebt. Bis
zu den Anfängen der Musikge-
schichte ließe sich zurückverfol-
gen, wie Menschen ihre eigene
musikalische Ausdrucksform
durch Entwicklung und Bau ver-
schiedenster Instrumente fanden.
Am 6. November 1814 wurde in

der kleinen Stadt Dinant in Bel-
gien der Sohn eines Instrumen-
tenbauers geboren, Antoine Jo -
seph Sax. Später nannte man ihn
Adolphe. Der Junge befasste sich
in der Werkstatt des Vaters mit
Klarinetten und studierte in Brüs-
sel am Konservatorium Musik. Er
war ein hervorragender Klarinet-
tenspieler und Instrumentenbau-
er. Irgendwann entstand bei ihm
der Wunsch, einen Klang zu
schaffen, der nicht so hart war
wie der der Blechbläser, aber
kräftiger als der der Holzblasin-
strumente. Genauer gesagt war
sein Ziel, ein neues Instrument zu
schaffen zwischen dem warmen
Klang der Klarinette und dem
durchdringenden Klang der
Oboe. Außerdem sollte es freiluft-
tauglich sein, also unempfindlich,
wenn man es draußen bei Wind
und Wetter spielte. 
Der Erfinder zog 1841 nach

Paris und entwarf nur ein Jahr
später ein Holzblasinstrument,
das er kurzerhand nach seinem
Nachnamen benannte, das Saxo-
fon. Obwohl es meistens aus
Metall, wie Messing, Sterlingsil-
ber oder Kupfer gefertigt wird,

gehört es wie die Klarinette zu
den Holzblasinstrumenten. Der
Grund ist ein kleines Holzblätt-
chen im Mundstück. Ein Rohr-
blatt aus einer speziellen Schilfart
wird mit einer Klammer an der
Unterseite eines Schnabelmund-
stücks über einer Öffnung befe-

stigt. Bläst nun der Spieler hinein,
wird das Rohrblatt in Schwingun-
gen versetzt. Diese bringen die
Luftsäule, die sich im Saxofon
befindet, zum Schwingen, und so
entstehen die Töne. 
Typisch für das Instrument sind

die vielen Ventile und Klappen,
die dem Musiker durch Öffnen
und Schließen derselben eine
große Bandbreite an zu spielen-
den Tönen ermöglichen. Das
Schnabelmundstück, oft aus

Kautschuk oder Metall gefertigt,
ähnelt mit dem Rohrblatt einer
Klarinette, die Klappenmechanik
ähnelt dem der Flöten. 
Sax eröffnete in Paris eine

Werkstatt, die er bald zu einer
Fabrik mit Konzertsaal erweiterte.
Er baute acht verschiedene Grö-

ßen seines neuen Instrumentes:
Sopranino, Sopran, Alt, Tenor,
Bariton, Bass, Kontrabass und
Subkontrabass. 1846 beantragte
er das Patent für seine Erfindung.
„Ein Instrument, das im Charak-
ter seiner Stimme den Streichin-
strumenten nahekommt, aber
mehr Kraft und Intensität besitzt
als diese“, hieß es in seinem
Patentantrag. Sax erhielt das
Patent für zunächst 15 Jahre und
weihte Studenten am Pariser Kon-

servatorium in seine neuen In -
strumente ein. Schnell erregte er
große Aufmerksamkeit im Pariser
Musikleben.
„Nach meiner Ansicht beruht

der besondere Wert der Saxofone
in der verschiedenartigen Schön-
heit ihres Ausdrucks: bald feier-

lich-ernst und ruhig, bald leiden-
schaftlich, dann träumerisch oder
melancholisch wie ein abklingen-
des Echo oder wie die unbe-
stimmten Klagen des Wehens im
Walde“, schwärmte der französi-
sche Komponist Hector Berlioz. 
Schon 1845 empfahl Sax seine

Erfindung der königlichen Familie
zur Aufnahme ins Militärorche-
ster. Louis-Philippe I., König der
Franzosen, veranlasste einen
Wettstreit zwischen Saxofonen

und den bisher üblichen Blasin-
strumenten. Die neuen Instru-
mente siegten auf ganzer Linie,
sowohl von der Lautstärke als
auch von der Wetterfestigkeit her,
und der König war begeistert. Das
Saxofon fand seinen Platz in Mili-
tärkapellen. 

Dennoch ließen Neider und
Konkurrenten nicht lange auf sich
warten. Missgunst schlug dem
Belgier, der außer Musikinstru-
menten auch medizinische Ap -
parate und Eisenbahnsignale
erfunden hatte, entgegen. Patent-
und Urheberrechtsstreitigkeiten
waren die Folge. So kam der
Erfinder niemals zu Reichtum.
Adolphe Edouard Sax, einziger
Sohn des Instrumentenbauers,
arbeitete seit 1886 in der Firma

des Vaters und führte diese nach
dem Bankrott und dessen Tod
1894 weiter. In den USA fanden
Saxofone früh Einzug in Militär-
bands. Lange Zeit nach der Erfin-
dung des Saxofons begann sein
Siegeszug mit dem Aufkommen
des Jazz in New Orleans.
1902 bereiste der Berliner Kom-

ponist Gustav Bumcke die franzö-
sische Hauptstadt, lernte den jun-
gen Sax kennen und stattete der
Werkstatt seine Besuche ab. Be -
geistert von den Instrumenten,
orderte er acht Saxofone in allen
Größen und brachte sie mit nach
Berlin. Für ihn war das besondere
Instrument die perfekte klangli-
che Verbindung zwischen Holz-
und Blechblasinstrumenten. 
Bumcke brachte sich das Saxo-

fonspiel selbst bei und kompo-
nierte Kammer- und Orchester-
musik, lehrte am Konservatorium
und gründete eine Saxofonklasse.
1926 veröffentlichte er mit seiner
„Saxophon-Schule“ die erste
deutschsprachige Methodik und
gründete Ende der 1920er Jahre
das erste deutsche Saxofon-
Orchester. Berlin wurde zu einer
Art Weltmetropole des Saxofons.
Viele Künstler aus aller Welt
strömten in die Reichshauptstadt.
Das änderte sich jedoch mit der
Machtergreifung der Nationalso-
zialisten, die das Saxofon als
„undeutsch“ ablehnten.
Nach dem Zweiten Weltkrieg

fanden sich Saxofone schnell in
zahlreichen Blas- und Militäror-
chestern sowie in Big-Bands der
Radio- und Fernsehanstalten in
Ost und West. Heute zählt das
Saxofon zu den beliebtesten
Instrumenten. Silvia Friedrich

Vom 4. April bis 7. Juli präsentiert
das Berliner Musikinstrumenten-
Museum in der Tiergartenstraße
mit „27 Saxophone“ eine Be -
standsschau der Saxofone seiner
Sammlung. Im Mittelpunkt ste-
hen dabei die Instrumente aus
der Werkstatt von Adolphe Sax.

Wie ein Klagen im Walde
Das Saxofon ist Instrument des Jahres – Benannt ist es nach seinem Erfinder. Ausstellung in Berlin zeigt seine Erzeugnisse

Prominenter Saxofonist: Auch US-Präsident Bill Clinton, hier mit dem Jazzer Everette Harp, konnte dem Instrument Töne entlocken

Das Freiluft-Wohnzimmer
steht hoch im Kurs. Sobald
im Frühjahr die Tempera-

turen nur um ein paar Grad stei-
gen, streben alle nach draußen
auf die Balkone, Gärten oder
öffentliche Parkanlagen, wo dann
meist sofort der Grill angeschmis-
sen wird. Primitive Grills haben
indes ausgedient, es muss schon
ein hochwertiger Alleskönner
sein, und auch die Gartenmöbel,
auf denen die Grillparty steigen
soll, müssen dem neuesten modi-
schen Geschmack entsprechen.
Was die Trends der diesjährigen

Außensaison sind, kann man vom
12. bis 14. April bei der Lebens-
Art-Messe im Schlosspark von
Schloss Kartzow erleben. In dem
30 Kilometer westlich von Berlin
in der Döberitzer Heide gelege-
nen früheren Rittergut präsentie-
ren 120 Aussteller hochwertiges
Mobiliar und ausladende Wohn-
landschaften aus Rattangeflecht
für den Freizeitarchitekten und
blühfreudige Pflanzen für den
Hobbygärtner.
Die Farbe des Sommers, so viel

sei verraten, ist Tomatenrot. Aber
auch Grau- und Beigetöne
bekommen mit Accessoires in
dem neuen Farbton Koralle eine
frische Optik. Tierische Motive,
die als Blumenstecker oder Digi-
talprint auf Kissen und Platzdek-
ken daherkommen, sorgen für ein
Augenzwinkern. Besonders ange-
sagt sind in dieser Saison Flamin-
gos und Libellen.

Wie schön ein perfekt angeleg-
ter Garten sein kann, zeigt das
Pflanzencenter Martin und Mi -
chel GmbH aus Wustermark. In
einem eigens zur LebensArt ange-
legten Schaugarten zeigen die
Spezialisten auf 160 Quadratme-
tern Fläche Grünes und Blühen-
des. Zur praktischen Umsetzung
im heimischen Garten bieten sie
alle Pflanzen auch im direkten
Verkauf an. Eine Vielzahl weiterer

Fachgärtnereien bieten zu Beginn
der Pflanzzeit jede Menge weite-
rer Spezialitäten und Raritäten.
Das Spektrum reicht hierbei von
pflegeleichten Stauden und Kräu-
tern bis hin zu anspruchsvollen
Rosen und Formgehölzen. 
Multifunktionalität steht auch

bei den neuen Grill- und Feuer-
stellen im Vordergrund. Gartenka-
mine werden mit zusätzlichen
Rosten zum Grill. Feuerstellen,
die über eine Grillplatte aus Eisen
verfügen, sorgen für kulinarische
Höhepunkte. Neben den klassi-
schen Holz- oder Kohle-Grills
bringen emissionsfreie Gasgrills

das Gourmet-Erlebnis sogar auf
den Stadtbalkon. 
Der Trend vom einfachen Gril-

len zum Feinschmecker-Barbecue
setzt sich dabei auch in den Zuta-
ten fort: Edle Senfsorten und
außergewöhnliche Gewürze, feine
Essigsorten und aromatische Öle
aus dem Mittelmeerraum gehören
unbedingt dazu. Vom italieni-
schen Mandelgebäck bis hin zu
Weinen und Spirituosen kann
nahezu alles vor dem Kauf verko-
stet werden. 
Großes Interesse findet auch

die Sonderausstellung TierArt,
die im Vorjahr erstmals Teil der
LebensArt war. Von der artge-
rechten Ernährung über hochwer-
tige Accessoires wie Leinen und
Körbchen bis hin zur Tierfotogra-
fie reicht das umfangreiche Ange-
bot für die vierbeinigen Freunde.
Showvorführungen wie Hunde-
Frisbee und sogenanntes Agility-
Training – eine Art Hindernisren-
nen für Hund und Herrchen oder
Frauchen – sorgen für Unterhal-
tung. Musik, Kleinkunst verbun-
den mit einer hochwertigen
Gastronomie runden das Ein-
kaufserlebnis im Freien ab. 
Die LebensArt im Schlosspark

von Schloss Kartzow ist von 
10 bis 18 Uhr geöffnet. Der Ein-
tritt für Erwachsene beträgt acht
Euro. Kinder bis einschließlich 
15 Jahre erhalten freien Eintritt.
Weitere Infos unter (0451)
89906456 oder im Internet unter
www.lebensart-messe.de. H. Tews

Der Frühling kann kommen
LebensArt-Messe in Kartzow präsentiert Trends der Gartensaison

Rot ist die Farbe des Sommers

LEBENSST IL

Frühe Sittenverderberin
Vor 50 Jahren starb die Nackttänzerin Celly de Rheidt

Berlin, 12. Januar 1922, The-
ater am Zoo: Tusch, Vor-
hang auf, Auftritt Celly de

Rheidt. Es ist jedoch keine regulä-
re Aufführung, sondern eine Son -
dervorführung im Rahmen eines
Strafprozesses gegen die Dame
mit der Kleiderphobie. Die um -
strittene Tänzerin und ihre Ele-
vinnen lassen bei ihren „naturali-
stischen Tanzschöpfungen“ näm-
lich gerne mal die Hüllen fallen,
und so soll nun ein illustres Publi-
kum über Celly & Co. urteilen: Ist
das nun Kunst oder verwerflich? 
So kommt es, dass an diesem

Tag hohe juristische Würdenträ-
ger sowie zahlreiche bekannte
Persönlichkeiten aus Kunst und
Literatur mit entschlossenen Mi -
nen zwecks „Inaugenscheinnah-
me“ im Kampf gegen die Unmoral
angerückt sind und kollektiv die
Stirn runzeln. Eine seltsame Vor-
stellung. „Frau Celly tanzt. Lasst
sie doch ruhig tanzen, wo alle
Welt sich heute im Tanze wiegt.“
Schon der „Ulk“-Redakteur Jo -

sef Wiener-Braunsberg hat die
Posse um die mutige Hamburge-
rin in seinem Gedicht anlässlich
des Prozesses entlarvt, ebenso
Kurt Tucholsky als Ignaz Wrobel,
dem es gleichfalls dämmerte:
„Daß auch nur ein einziger
Mensch etwa deshalb frommer
würde, weil sich Celly de Rheidt
an diesem Abend nicht die Hosen
auszieht, ist nicht anzunehmen.“
Das Ende vom Tanzlied: Celly
wird zu einer Geldstrafe verur-

teilt. Doch das stört sie nur wenig,
im Ge genteil: Sie ist sich sicher,
dass sich ihre Abendkasse da -
durch in Zukunft noch mehr füllt.
Über Cellys Vorleben ist wenig

bekannt. Als Tochter eines Alto-
naer Schiffskapitäns kam sie am
25. März 1889 als Anna Cäcilie
Marie Funk zur Welt, der Vater

erhängte sich, als sie 15 Jahre alt
war. 1914 heiratete sie in erster
Ehe den zwielichtigen Alfred
Seweloh, der später in Berlin
wegen Kuppelei verurteilt wurde.
Celly hatte schon früh ernsthafte
künstlerische Ambitionen, war
zudem auch geschäftstüchtig. Die
Aufhebung der Zensur nach Ende
des Ersten Weltkriegs trieb nun
wahrhaft seltsame Blüten in der
noch jungfräulichen Republik: Es
wurde sich im Namen der Kunst
öffentlich entblättert. 

Celly und Lola Bach gehörten
zu den ersten Nackttänzerinnen
der frühen Weimarer Republik,
die natürlich sofort die einschlä-
gigen Sittenwächter auf den Plan
brachten, das Publikum aber in
Massen anlockte. Doch nach
einer gewissen Zeit stellte sich ein
Gewöhnungseffekt ein. Das Publi-

kum blieb zunehmend fern, zu -
mal für den Eintritt nicht gerade
moderate Preise verlangt wurden. 
Mitte der 1920er Jahre siedelte

Celly nach Wien über. Nach
einem gescheiterten Comeback
und ihrer zweiten Hochzeit
beendete sie ihre kurze Karriere
als eine der ersten Nackttänzerin-
nen Deutschlands und zog sich
aus der Öffentlichkeit zurück.
Am 8. April 1969 ist Celly de

Rheidt in Hamburg gestorben.
Bettina Müller

Zog schon vor 
der legendären
Josephine Baker
blank: Celly de
Rheidt (M.) mit
zwei Elevinnen
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Ja, auch dieses Buch ist bei Ama-
zon käuflich zu erwerben und

widerspricht damit seinem eige-
nen Anliegen. „,Schnauze, Alexa!‘
Ich kaufe nicht bei Amazon“ von
Johannes Bröckers gibt einen Ein-
blick in die Abläufe des Online-
Giganten Amazon. Der lange
Buchtitel enthält noch den Zusatz
„Vorsicht! Dieses Buch liefert
übe r zeugende
Argumente“. Das
aber stimmt nur
zum Teil. 

Jeder weiß,
dass Amazon kei-
ne Sozialeinrich-
tung ist und möglichst viel Gewinn
erzielen möchte. Wie der Journa-
list und Marketingberater argu-
mentiert, geht jedoch ein Stück
weit an der Lebenswirklichkeit
vorbei, was man eben daran sehen
kann, dass sein Verlag einen Ver-
kauf über Amazon nicht ausdrück-
lich ausgeschlossen hat. Auf der
anderen Seite
muss man dem
dünnen und
kleinformati-
gen Büchlein
zugutehalten,
dass es den Le-
ser aufrüttelt
und dieser sei-
ne Gewohn-
heit, alles –
vom Rasenmä-
her bis zum Li-
ter Milch – via
Internet bei
Amazon zu
kaufen, ändern
soll. 

Aufgebaut ist die Streitschrift
in sechs inhaltliche Kapitel, dar-
an anschließend eine Literatur-
seite mit nur vier Titeln, dafür
aber einer umfangreichen Link-
sammlung.

Bröckers beschränkt sich in
seinem Text jedoch nicht auf den
Ansturm auf Amazon, sondern
bezieht in seine Überlegungen

auch die Auto-
matisierung des
Alltags ein. Eine
Wohnstätte war
früher einmal
ein Rückzugsort,

heutzutage ist man
nirgends mehr allein, überall
hört einer oder etwas mit. 

Gerade bei diesem Thema gibt
es zwei Lager, und der Autor will
im Leserumkreis, zumindest wä-
re das zu wünschen, eine Debat-
te anstoßen. Jedenfalls bietet das
Buch Gesprächsstoff, und das ist
immer gut. C. Rinser-Schrut

Lange bevor globalistisch ge-
prägte Zeitgenossen das
Wort „Vielfalt“ in einen

Kampfbegriff umwandelten, gab
es eine solche kulturelle Vielfalt
im russischen Reich. Menschen
verschiedener Nationen trugen
mit dazu bei, dass das ländlich ge-
prägte Zarenreich zu einer Groß-
macht wurde. Darunter auch
Deutsche. 

Vergöttert von den sogenannten
Westlern, verteufelt von den Sla-
wophilen hinterließen die Deut-
schen viele Spuren in der Wirt-
schaft, Kultur – und im Zarenhof.
Im früheren Zentrum der russi-
schen Macht, in St. Petersburg,
befand sich denn auch die größte
deutsche Gemeinde. Rund 50000
Deutsche sollen dort gegen Ende
des 19. Jahrhunderts gelebt ha-
ben, rechnet Christian Neef in
„Der Trompeter von Sankt Peters-
burg – Glanz und Elend der Deut-
schen an der Newa“ nach.

In seinem auf fundierter Re-
cherche beruhenden Buch er-
innert der Russlandkenner und
frühere „Spiegel“-Korrespondent
exemplarisch an das Schicksal ei-
ner Handvoll Deutscher, die vol-
ler Hoffnungen nach Russland ge-
kommen waren, ehe sie die Fol-
gen der Oktoberrevolution mit
voller Macht und zum Teil am ei-
genen Leib zu spüren bekamen.
Im Mittelpunkt dieser biografi-
schen Reise steht der Blasmusiker
und Komponist Oskar Böhme, der
mangels Aussicht auf ein erträgli-
ches Engagement in seiner Hei-
mat 1898 sein Glück als Kornettist
in St. Petersburg suchte. 

Neef liefert jedoch keine plum-
pe Künstlerbiografie ab. Ihm geht
es darum zu zeigen, wie Böhme
und andere Deutsche in den Stru-
del der stalinistischen Säuberun-
gen gerieten. Böhme steht dabei
stellvertretend für viele zum Tode
verurteilte Künstler. Immer eng
an Archivmaterialen orientiert
verfolgt Neef das Leben Böhmes
bis zu dessen Verbannung nach
Orenburg an der kasachischen
Grenze wegen angeblicher Kon-
spiration mit den „Volksfeinden“.
Das Ende Böhmes dokumentiert
der Autor anhand von offenbar
manipulierten Verhörprotokollen
des NKWD, aus denen hervor-
geht, dass Böhmes Todesurteil
schon vorher feststand. 

Als Deutsche wurden auch die
Nebenpersonen dieses Buches
verfolgt. Das Brüderpaar Karl und
Otto Kirchner, das in beider Fa-
brik nach der Revolution die Za-
renmotive beliebter Abreißkalen-
der abrupt in jene der Arbeiter-
führer umwandeln musste, wurde
als Kapitalisten von der eigenen
Belegschaft angefeindet. Beide
verloren ihre Fabrik, konnten aber
nach Berlin fliehen. Enteignet
wurde auch der Apotheker Poehl,
an dessen altem Geschäft in St. Pe-
tersburg heute immerhin wieder
der Name an ihn erinnert. Für den
Untergang der evangelischen Ge-
meinde der Stadt steht der balten-
deutsche Pastor Eduard Maas, der
sich mit seiner Familie früh nach
Tilsit absetzen konnte, wo später
sein Enkel Armin Mueller-Stahl
geboren wurde, der als Schauspie-
ler berühmt werden sollte. 

Neef porträtiert diese Schicksa-
le mit viel Liebe zum Detail. Zu
diesem Zweck vergrub er sich tief
in die Archive und wälzte alte Ta-
geszeitungen. So erfährt man 
en passant, dass am Tage von
Böhmes Ankunft in Orenburg im
dortigen Theater Gogols „Revisor“
auf dem Spielplan stand.

Eindringlich aber beschreibt er,
wie die Deutschen während Sta-
lins Terrorherrschaft verfolgt wur-
den, „nur weil sie Deutsche“ wa-
ren. So erging es auch Peter Am-
man, einem Opfer der Zwangskol-
lektivierung auf dem Land. Wie
Böhme landete er auf der soge-
nannten Deutschenliste. Beide
wurden 1938 erschossen, wobei
Böhme lange Zeit als verschollen
galt. Erst 1995 konnten seine To-
desumstände aufgeklärt werden. 

Die Schilderungen der Verhaf-
tungswelle erinnern an die Juden-
verfolgung in Deutschland, wenn-
gleich sie nicht dasselbe Ausmaß
erreichten. Wäh-
rend man aber
h i e r z u l a n d e
weiter am Auf-
arbeiten der ei-
genen Ge-
schichte ist, tun
sich die Russen
schwer damit.
Neef erwähnt,
dass im Zuge
von Gorbat-
schows Pere-
stroika Böhme
im Jahr 1989 re-
habilitiert wur-
de. Es klingt, als
hätten die Rus-

sen damit einen Schlussstrich un-
ter ihre eigene Geschichte des
„Großen Terrors“ ziehen wollen. 

Man muss Neef dafür dankbar
sein, dass er mit seinem bis 1938
erzählendem Buch das Schicksal
der Deutschen in St. Petersburg
der Vergessenheit entrissen hat.
Dazu hat er ein faktenreiches
Buch vorgelegt, das sich in einem
Rutsch lesen lässt, und Porträts
geschaffen, die in einen spannen-
den historischen Kontext gebettet
sind. Man kann die Russen nur
bedauern: Mit Stalins Verfol-
gungskampagne gegen Deutsche
haben sich die Russen selbst ein
Bein gestellt und großes, vielfälti-
ges Potenzial vernichtet. 

Laut Neef haben die St. Peters-
burger immerhin einem Deut-
schen ein Denkmal gesetzt: dem
aus Schlesien stammenden Foto-
grafen Carl Bulla, dessen Schwarz-
Weiß-Fotos der Stadt im Buch ab-
gebildet sind. Harald Tews

Viele Deutsche erkennen ihr
Land seit einiger Zeit nicht
mehr wieder. So auch Erik

Flügge, Geschäftsführer einer Be-
ratungsgesellschaft in Köln und
bekennendes SPD-Mitglied. Der
musste sich seine Frustration nun
in dem Buch „Deutschland, du
bist mir fremd geworden“ von der
Seele schreiben. Dabei kommt
höchst Merkwürdiges zutage:

Dem smarten Yuppie, der viel
im Lande unterwegs ist, machen
nämlich nicht etwa die Überflu-
tung mit illegalen Einwanderern
und daraus resultierende Sicher-
heitsprobleme zu schaffen, son-
dern die Deutschen. Diese seien
zunehmend rechts und voller
Hass: „Hetzende Spießbürger“
hätten „tausende Anschläge auf
Flüchtlingsheime“ verübt, und
niemand stoppe diese „Terrorwel-
le.“ Derlei absurden Behauptun-
gen folgt dann das noch obskure-
re Kapitel „Als die Kinder foltern
lernten.“ Darin polemisiert der

Autor gegen den Nachwuchs der
Deutschen, der angeblich mit gro-
ßer Mehrheit dafür plädiere, mut-
maßliche muslimische Terroristen
zwecks Aussageerzwingung zu
foltern.

Ansonsten sieht Flügge an allen
Ecken und Enden „Rechtspopuli-
sten“ im Aufwind, während die
Linke in „einer Schweigespirale
gefangen“ blei-
be. Sobald er
selbst sich in
den sozialen
Medien zu äu-
ßern wage,
reagiere „ein
Mob von Rech-
ten“, der ihm
z u n e h m e n d
Angst einflöße.

Im Prinzip
könnte man
das Buch des
Politikberaters,
der eine gera-
dezu lachhafte

Realitätsblindheit und Paranoia
entwickelt hat, halbgelesen wegle-
gen. Wenn da nicht die im weite-
ren Text immer mal durchblitzen-
de Einsicht des Autors wäre, dass
die ganze linksgrüne Schickeria,
der er mit angehört, vom Leben
der „normalen“ Durchschnittsbür-
ger in unserem Land kaum eine
Ahnung hat. Wolfgang Kaufmann

Heute zählt Andrej Platonow
zu den Klassikern der russi-
schen Literatur. Zu Lebzei-

ten galten seine Werke als „inak-
zeptabel“ und duften nicht ge-
druckt werden. Die Helden würden
nicht als „Revolutionäre“, sondern
als „komische Käuze und Halbver-
rückte“ wahrgenommen, urteilte
der berühmte Maxim Gorkij über
Platonows Erstlingswerk „Tsche-
wengur“. Der Autor selbst sah sein
Werk mehr als Dokument über die
Anfänge der kommunistischen Ge-
sellschaft. 

Sowohl die Handlung als auch
die Sprache, die sich durch bewusst
merkwürdig verdrehte grammati-
sche Konstruktionen oder wie im
zweiten Roman „Die Baugrube“
durch eine Vermischung von neu-
em „Sowjetsprech“, vermischt mit
bäuerlichen Redewendungen und

religiösen Symbolen auszeichnet,
wirken parodistisch, besonders,
wenn deutlich wird, dass die Be-
völkerung die ideologischen Be-
griffe nicht ver-
steht. Es entsteht
eine Sinnentlee-
rung gepaart mit
überraschenden
und fantastischen
Wendungen der
Handlung.

Platonow, der
selbst aus einfa-
chen Verhältnis-
sen stammte, war
als junger Mann
ein glühender An-
hänger der Revo-
lution. In den 20er
Jahren erlebte er
während seiner
Tätigkeit als Inge-

nieur für Bewässerungstechnik und
Elektrifizierung jedoch, wie sehr
das Land unter Armut und Rück -
ständigkeit litt. Diese Erkenntnis

schlug sich in seinen Werken 
nieder. 

„Tschewengur“ deutet Skepsis
gegenüber der Kollektivierung und

totalitären Erscheinungen des
Kommunismus an. Der Roman
spielt zur Zeit des ersten Fünf-Jah-
resplan. Die Helden Sascha Dwa-

now und der über-
zeugte Kommunist
Kopjonkin, der mit
seinem Pferd „Pro-
letarische Kraft“
auf der Suche nach
Rosa Luxemburgs
Grab ist, begeben
sich in die Step-
penstadt „Tsche-
wengur“, in der die
glückliche Zukunft
des Kommunismus
bereits begonnen
haben soll. Da in
der Stadt niemand
so genau weiß, wie
der Kommunismus
funktioniert, wer-

den sämtliche Bauern vertrieben
und bisherige Landstreicher ange-
siedelt. Sie ruhen sich aus, denn in
Tschewengur arbeitet die Sonne,
die zum Weltproletariat erklärt
worden war. Gearbeitet wird nur
sonnabends. Risse bekommt die
schöne, heile Welt, als ein Kind
stirbt, obwohl doch der Kommu-
nismus angebrochen ist. 

In der „Baugrube“ geht es um das
Scheitern – ein „gemeinproletari-
schen Haus“ wird nie fertiggestellt.
Was sich in der Baugrube ereignet,
spiegelt sinnbildlich ein soziologi-
sches Abbild der jungen Sowjetge-
sellschaft wider. 

Platonows Hauptwerke „Tsche-
wengur“ und die „Baugrube“, ent-
standen von 1926 bis 1927, wurden
in der Sowjetunion aber erst 1988
veröffentlicht. 

Manuela Rosenthal-Kappi

Im vorliegenden Fall handelt es
sich um ein Büchlein, das be-
quem in die Handtasche passt

und die Wartezeit beim Zahnarzt,
in der Bahn oder auf Reisen ver-
kürzt. Die als Ausbilderin, Heil-
praktikerin und Dozentin tätige
Autorin Doris Huth schrieb den
Ratgeber „Wertschätzung. In 30
Minuten wissen Sie mehr“.

Es ist ein Übungsbuch, das man
in der genannten halben Stunde
leicht durchlesen und durcharbei-
ten kann. Mithilfe eines Leitsy-
stems wird der Leser durch das
Buch geführt, wichtige Informatio-
nen sind blau gedruckt, Zu-
sammenfassungen erlauben das
Querlesen und am Ende sind je-
weils wichtige Aspekte gebündelt.
Doch worum geht es eigentlich? 

Jeder Mensch möchte wertge-
schätzt werden. Es ist sozusagen
ein menschliches Grundbedürfnis
im privaten Bereich und im Beruf.
Die Autorin möchte mit ihrem
Buch von der in unserer Gesell-

schaft üblichen, defizitorientier-
ten Perspektive wegkommen, um
den Blick im Umgang mit anderen
und sich selbst auf eine wertschät-
zende Grundhaltung zu leiten. 

Wertschätzung zeige sich, so die
Autorin, durch das grundsätzliche
Interesse an anderen Menschen,
ihren Meinungen und ihren An-
liegen. Es zeige sich in der Ach-
tung der Werte
anderer Perso-
nen und in ei-
ner positiven
Grundhaltung,
mit der man
anderen Men-
schen wohl-
wollend und
r e s p e k t vo l l
gegenübertre-
te, ungeachtet
ihrer Herkunft,
Religion oder
ihres Status. 

Doch stehen
dem Normal-

bürger oft enge Verhaltensmuster
im Wege. Anhand von Checkli-
sten, kleiner Übungen und wert-
voller Hinweise wird der Leser in
kleinen Schritten auf den richti-
gen Weg gebracht, und er hat mit
dem Büchlein einen fundierten,
interessanten und hilfreichen
Psychoratgeber in der Tasche.

Silvia Friedrich

BÜCHER IM GESPRÄCH

Deutsche Vielfalt in St. Petersburg Zum Nachdenken

Gefahren der
Automatisierung

Zwei geniale Werke über das grandiose Scheitern des Kommunismus

Keine Ahnung vom normalen Leben Sich und andere schätzen lernen

Christian Neef:
„Der Trompeter
von Sankt Peters-
burg – Glanz und
Untergang der
Deutschen an der
Newa“, Siedler
Verlag, München
2019, gebunden,
384 Seiten, 28 Eu-
ro

Johannes Brö-
ckers: „,Schnauze
Alexa!‘ Ich kaufe
nicht bei Ama-
zon“, Westend
Verlag, Frankfurt
am Main 2018,
broschiert, 94 Sei-
ten, 7,50 Euro

Andrej Plato-
now: „Die Bau-
grube“, Suhr-
kamp Verlag,
Frankfurt 2016,
g e b u n d e n ,  
240 Seiten, 
24 Euro

Dörthe Huth: 
„30 Minuten
Wertschätzung“,
Gabal Verlag, Of-
fenbach 2019,
broschiert, 96 Sei-
ten, 8,90 Euro

Erik Flügge:
„Deutschland, du
bist mir fremd ge-
worden. Das Land
verändert sich –
und wir uns mit?“,
K ö s e l - V e r l a g ,
München 2018,
gebunden, 158
Seiten, 18 Euro

Andrej Platonow:
„Tschewengur. Die
Wanderung mit of-
fenem Herzen“,
Suhrkamp Verlag,
Frankfurt 2018, ge-
bunden, 580 Sei-
ten, 32 Euro
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Besser verbieten
Wie man der Opposition das Geld wegnimmt, was wir von Stalins Schauprozessen lernen,
und wovor Johannes Kahrs Angst hat / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Brühl, habe ich noch Geld?“,
fragt der melancholische
Kurfürst seinen Kanzler.

„Majestät müssen nur befehlen!“,
erwidert der durchtriebene Tech-
nokrat voll glitschiger Geschmei-
digkeit. Es ist eine Schlüsselszene
der genialen DEFA-Fernsehpro-
duktion „Sachsens Glanz und
Preußens Gloria“ aus den 80er
Jahren − damals der absolute Ren-
ner für alle geschichtsinteressier-
ten Deutschen, und zwar beider-
seits der Zonengrenze.
Das waren noch Zeiten! Nein,

nicht die 1980er mit ihrer elen-
den Zonengrenze, sondern das
18. Jahrhundert, in dem die Serie
spielt. Wie alle absoluten Herr-
scher seiner Epoche konnte Au-
gust III., König von Polen und
Kurfürst von Sachsen, mit den
sauer verdienten Steuergroschen
seiner Untertanen tun, was er
wollte. 
Es war nämlich „sein“ Geld, ge-

hörte der Institution des Monar-
chen, der darüber nach Belieben
verfügen durfte. Der Kurfürst in-
vestierte vor allem in Kunst und
stieg so zum bedeutendsten Mä-
zen seiner Zeit auf, der Sachsen
in einem Glanz erstrahlen ließ, in
dem sich noch heute ganz
Deutschland sonnt.
Dass es sich beim Steuergeld

um das Geld des Volkes handelt,
darauf wäre zu Augusts Tagen
nicht einmal sein bereits von
allerhand fortschrittlichen Ideen
infizierter preußischer Vetter in
Berlin gekommen. Das sollte sich
erst im Laufe des folgenden Jahr-
hunderts ändern, was das Herr-
schen immer anstrengender ge-
macht hat. In den Demokratien
müssen die Regierenden dem
misstrauischen Pöbel fortlaufend
erklären, dass sie die Knete nur
zum Besten der Bürger ausgeben.
Grässlich, dieser quälende Recht-
fertigungsdruck! 
Doch keine Not währt ewig. So

ist auch die gute alte Vorstellung
vom Steuergeld als Eigentum der
„Institution“ ins politische Den-
ken zurückgekehrt. Diese Neube-
sinnung soll nun auch praktische
Konsequenzen haben, mahnt der
Kandidat der europäischen Christ-
demokraten und Konservativen
für das Amt des EU-Kommissars,
Manfred Weber, an. Er will, dass
Parteien, die der EU feindlich
gegenüberstünden, von der öf-

fentlichen Parteienfinanzierung
aus dem Topf der Europäischen
Union abgeschnitten werden. Es
gebe schließlich „keine Institution
auf der Welt, die so naiv ist, ihre
eigenen Gegner zu finanzieren“,
so Weber zur Begründung.
Das klingt logisch, sofern man

das demokratische Gewäsch vom
Steuergeld als Geld der Bürger
fortwischt, wonach die „Institu-
tion“ bloß Treuhänder, aber kei-
neswegs Eigentümer der staat-
lichen Kassen ist.
Die „staatliche“ Parteienfinan-

zierung, ob auf Landes-, Bundes-
oder EU-Ebene, funktioniert der-
zeit proportional nach dem Wahl -
ergebnis. Sprich: Die Bürger ver-
anlassen durch
ihre Wahlent-
s c h e i d u n g
selbst, wie viel
jede Partei be-
kommen soll.
Wenn es nach

Weber geht, soll
dagegen nicht
mehr der Wäh-
ler, sondern die
„Institution“ der Herrschenden
entscheiden, wer Geld bekommt
und wer nicht. Und klar: Die ist
doch nicht so naiv und päppelt
ihre eigenen Kritiker! Parteien da-
gegen, die auf Linie sind, bräuch-
ten dann nur noch zu befehlen.
Sie können ihre eigenen Zuschüs-
se in alle erdenklichen Höhen
schrauben, ohne befürchten zu
müssen, dass auch die gegneri-
sche Seite davon profitiert.
Am einfachsten wäre es natür-

lich, gegnerische Parteien einfach
zu verbieten. Vor so ein Verbot hat
der Gesetzgeber während seiner
demokratischen Irrfahrt Richtung
„Rechtsstaat“ jedoch unerträglich
hohe Hürden gesetzt. Die Voraus-
setzung für das Verbot besteht
darin, dass die Partei aktiv und
kämpferisch als Verfassungsfeind
vorgehen muss. Ehe das bewiesen
werden kann, muss erst geprüft
werden, ob man offiziell über-
haupt den Verdacht erheben darf.
Steht der „Verdachtsfall“, wird die
verdächtigte Partei unter Beob-
achtung gestellt. 
Erhärtet die Beobachtung den

Verdacht, können die Mächtigen
im Staate einen Verbotsantrag
stellen. Doch ob der vor Gericht
durchkommt, ist dann immer
noch offen. Diesen Zirkus hat Jo-

hannes Kahrs gründlich satt. Er
will das künftig alles in einem Ab-
wasch erledigen lassen. Die AfD
müsse überprüft, dann beobach-
tet und schließlich verboten wer-
den, in einem einzigen „Dreisatz“,
wie der SPD-Haushaltspolitiker
seinen Exekutionsplan nennt. 
Dieser stürmische Elan nötigt

Respekt ab. Wie der steile Kahrs
die einzelnen Instanzen und Ent-
scheidungsfindungen schwung-
voll in einem Zug abhakt! Es
schmeckt nach dem Rezept jener
eindrucksvollen Schauprozesse
des 20. Jahrhunderts. Damals hat
man zwar penibel die Regularien
eingehalten, um den Eindruck ei-
nes offenen Verfahrens zu erwek-

ken. In Wahrheit
jedoch stand das
Ergebnis von
vornherein fest:
A n k l a g e ,
Schuldspruch,
Hinrichtung −
man könnte es
auch „Dreisatz“
nennen.
Zwischen Au-

gusts Verständnis von Staatskasse
und den Schauprozessen bei Sta-
lin, Hitler und Co. liegen fast zwei
Jahrhunderte. Johannes Kahrs ist
Manfred Weber − historisch
gesehen − also eindeutig voraus.
In dem CSU-Politiker Weber spie-
gelt sich bloß das wider, was wir
früher die „Arroganz der Macht“
nannten. Heute reden wir lieber
nicht mehr so. Man würde uns als
Gegner der „Institution“ abstem-
peln und damit zum „Feind der
Demokratie“ erklären, was heikel
werden könnte.
Kahrs ist schon weiter. Bei ihm

tritt die ausgeprägte Paranoia zu-
tage, welche alle Herrscher um-
treibt, die sich vor dem Volk äng-
stigen, weil sie erkennen, dass sie
gescheitert sind. Solche Herr-
scher fürchten, dass die Herde sie
zum Teufel jagt, sobald die ganze
Wahrheit über ihr Versagen ans
Licht drängt. Also schwingen sie
die Knute immer hysterischer und
trachten danach, jede noch so
kleine Zusammenrottung von Kri-
tikern auseinanderzujagen.
Ist die Paranoia denn gerecht-

fertigt? Es sieht leider ganz so aus:
Die Sozialdemokraten des Johan-
nes Kahrs stehen vor einem un-
lösbaren Desaster. Sie haben alles
gegeben, um von ihrem Versagen

abzulenken, sie haben mit vollen
Händen Zusatzrenten unters Volk
gestreut und weitere Geldge-
schenke ins Fenster gestellt, ha-
ben gegen private Wohnungsge-
sellschaften gehetzt, um den
Sozialneid der eingeschüchterten
Mieter und verzweifelten Woh-
nungssucher zu entzünden und
so neues Feuer unter dem Partei-
kessel zu entfachen.
Alles umsonst. Nach einem kur-

zen Aufflackern der Umfragewer-
te schwinden die Zahlen schon
wieder dahin. Die Wähler spielen
nicht mehr mit. Wo die Vertreter
der SPD hinkommen, wollen die
Leute von ihnen wissen, warum
die Politik unter Mittäterschaft
der Sozis mit der „Energiewende“
die Stromkosten immer höher
treibt, obwohl das doch vor allem
die „kleinen Leute“ trifft. Warum
sie die Grenzen offenhält, obwohl
die Probleme mit den Parallelge-
sellschaften in den Gegenden am
ärgsten drücken, in denen die ein-
stigen SPD-Wähler wohnen. Wa-
rum SPD-Regierungen ganze
Stadtviertel für Asylsucher bauen,
während einheimische Arbeiter
nicht wissen, wohin.
Keiner von diesen Idioten

möchte mit den engagierten Sozi-
aldemokrat*innen stattdessen
über die wirklich wichtigen Fra-
gen sprechen wie Eisbärenpopu-
lation, Kampf gegen Rechts oder
Gendersternchen. Ja, nicht einmal
Diversität, Unisex-Toiletten oder
klimaschonende Ernährung inter-
essieren dieses Pack, von „Mehr
Europa“ oder „Deutschland
braucht mehr Zuwanderung“
ganz zu schweigen.
Was macht man, wenn die Her-

de wegzulaufen droht? Wenn
Knute und Drohungen nicht mehr
helfen, vergattert man den Aus-
weg. Dann müssen die Viecher ja
dableiben, ob sie wollen oder
nicht. Wo die früheren SPD-Wäh-
ler diesen Ausweg gefunden ha-
ben, können wir an den Wahlbe-
zirksergebnissen der Großstädte
ablesen: Sieht’s heute besonders
blau aus, war hier früher mit Si-
cherheit SPD-Land.
Kahrs will mit dem AfD-Verbot

übrigens gleich noch eine weitere
Fliege töten: Thilo Sarrazin emp-
fiehlt er, die SPD zu verlassen und
der „Alternative“ beizutreten. Su-
per: Den hätten wir dann sozusa-
gen gleich mit verboten.

Früher haben Wahlen
über die staatliche
Parteienfinanzierung
entschieden. Damit
muss Schluss sein!

ZUR PERSON

Komiker spielt
den Präsidenten

Russlands Präsident Wladimir
Putin reibt sich bestimmt

schon die Hände. Sollte am Oster-
sonntag in der Ukraine bei der
Stichwahl zur Präsidentschaft
zwischen dem bisherigen Amtsin-
haber Petro Poroschenko und
dem Komiker Wladimir Selenskij
der Neuling gewinnen, könnten
im Kreml die Krimsektkorken
knallen. Mit einem politischen
völlig unerfahrenen Staatschef in
Kiew wird Moskau im umkämpf-
ten Donbass leichtes Spiel haben.
Dass Selenskij als Favorit in die

Stichwahl einzieht – er hatte die
Vorwahl mit deutlichem Vor-
sprung sowohl vor Poroschenko
als auch vor Polit-Veteranin Julia
Timoschenko gewonnen –, ist ei-
ne Sensation. Allein das Verspre-
chen, die Korruption zu bekämp-
fen, genügte offenbar, um die
Wähler zu begeistern. In der Rol-
le des Präsidenten kennt ihn das
Volk bereits aus einer Fernsehse-
rie. Seit 2015 mimt er einen ukrai-

nischen Staats-
chef in der TV-
Satire „Diener
des Volkes“.
Der 1978 im

russischspra-
chigen Teil der
Ukraine als

Sohn jüdischer Eltern aufgewach-
sene Selenskij tourte nach einem
Jura-Studium lange Zeit mit einer
Komikergruppe durchs Land.
Nach der Teilnahme an der ukrai-
nischen Version von „Let’s dance“
wurde er ein Serienstar beim
Fernsehsender 1+1.
Weil dieser Sender vom Oligar-

chen Igor Kolomojskij geleitet
wird, sehen Kritiker in Selenskij
nur eine Marionette dieses von Is-
rael aus agierenden Multimilliar-
därs. Selenskij streitet dieses ab,
hält sich für unabhängig, lässt
aber meist andere aus seinem
Kompetenzteam für sich spre-
chen, darunter einen ehemaligen
Finanz-, einen Wirtschaftsmini-
ster sowie einen Majdan-Kämp-
fer. Wohl auch, weil er des Ukrai-
nischen nicht mächtig ist. Er lernt
die Sprache gerade erst, so wie er
auch Politik lernen muss, sollte er
als Präsident gewählt werden, um
Putin die Stirn zu bieten. H. Tews

Rainer Wendt, Chef der Deut-
schen Polizeigewerkschaft
(DPolG), kommentiert auf Face-
book (27. März) die jüngste
Massenschlägerei auf dem Ber-
liner Alexanderplatz:

„Wenn Hunderte junge Män-
ner, nahezu ausnahmelos mit
,Migrationshintergrund‘, sich
,versammeln‘, um ihre Feind-
schaft zu pflegen und notfalls
mit Gewalt auszutragen, ist nie-
mand zu sehen derjenigen, die
uns ständig den Unfug von ,Be-
reicherung‘ oder ,Vielfalt durch
Zuwanderung‘ erzählen wollen.
Die sitzen dann entspannt beim
Latte Macchiato in ihren deka-
denten Luxusquartieren und
plaudern über die nächsten
Kurztrips mit Flugzeug, die sie
planen, um sich ,selbst ein Bild
vom Klimawandel‘ zu machen.“

Nathan Warszawski erklärt
im Portal „Freie Welt“ (29.
März), von wo der liberalen De-
mokratie seiner Meinung nach
wirklich Gefahr droht:

„Europa wird weniger von
Migranten bedroht, als von sei-
ner politischen Reaktion auf die
Migration und die kulturelle
Vielfalt. Schlecht angepasste
Einwanderer sind eine Bela-
stung für den Staat und eine
Gefahr für die Sicherheit aller
seiner Bürger. Ohne gemeinsa-
me Identität gibt es keinen ge-
meinsamen liberalen demokra-
tischen Staat.“

Frank Richter, Polizeipräsi-
dent in Essen und Mülheim,
charakterisiert die kriminellen
Zweige kurdisch-arabischer
Großfamilien im Gespräch mit
dem „Focus“ (28. März)

„In diesem Bereich ist die In-
tegration voll gegen die Wand
gefahren, weil sich viele dieser
Leute gar nicht eingliedern wol-
len. Diese Menschen sehen den
Staat nur als Beute an. Das gilt
nicht für alle, aber zumindest
für einen Teil. Nach unseren Er-
hebungen weisen diese Familien
im Schnitt acht Kinder auf. Vie-
le von ihnen leben offiziell von
Hartz IV, da kommen mal
schnell 5000 Euro pro Monat
zusammen. Das ist die legale
Grundlage, aber das reicht den
kriminellen Familienzweigen
nicht aus.“

Durch die Benachteiligung in
der Sozialversicherung zahlten
Eltern je Kind insgesamt 50000
Euro mehr an den Staat, als sie
von diesem bekämen, sagt
Klaus Geiger in der „Welt“
(1. April) und wundert sich, wa-
rum gegen diese Ungerechtig-
keit niemand aufbegehrt:

„Die freie Welt diskutiert seit
Jahren über die Gleichstellung
von Frauen und von Homose-
xuellen. Viele Menschen waren
in diesen Kämpfen sehr mutig ...
Eltern aber werden bis heute
durch Recht und Gesetz benach-
teiligt. Sie kämpfen kaum je ein-
mal für die Verbesserung ihrer
Lage. Nie gab es eine große Bür-
gerrechtsbewegung der Väter
und Mütter.“

Jürgen Fritz ergründet in sei-
nem Blog „JFB“ (28. März) den
Urgrund der ideologischen Ver-
blendung und kommt zu folgen-
dem Schluss:

„Ideologisch Verblendete ha-
ben nichts gegen Parteilichkeit
an sich, sie haben nur etwas ge-
gen Parteilichkeit, welche gegen
sie gerichtet ist, und sie haben
etwas gegen Unparteilichkeit.
Solche können sie meist gar
nicht verstehen. Das ist für sie
etwas völlig Fremdes, auch
kaum Nachzuvollziehendes.“ 

Berlin – Der Wirtschaftsexperte
Bernd Stelter bezweifelt, dass der
Brexit Großbritannien in die Kri-
se führen wird. In einem Gastbei-
trag für den „Focus“ schreibt er
sogar, dass die Deutschen sich in
zehn Jahren möglicherweise wün-
schen würden, selbst auch aus
der EU ausgetreten zu sein. Wäh-
rend London mehr Freiheit ge-
winne, bleibe Deutschland in ei-
nem Netz aus Umverteilung und
Stagnation gefangen.  H.H.

Tokio – Wenn am 1. Mai der japa-
nische Kaiser Akihito den Thron
für seinen Sohn Naruhito räumt,
wird traditionsgemäß auch ein
Motto für die neue Regentschaft
gewählt. Die Regierung des Kai-
serreichs entschied sich für „Rei-
wa“, was in etwa „Schönes Zu-
sammenleben“ bedeutet. Erstmals
seit 1300 Jahre bezieht sich der
Titel nicht auf die chinesische,
sondern auf die japanische Litera-
tur, was Beobachter als Symbol
für die Rückkehr zu eher national
gesinnter Politik deuten.  H.H.

Japan wird 
nationaler

»Brexit gut für 
die Briten«
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